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WIRKUNGSBEREICH

Bundesministerium fir Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz
Bundesministerium flr Finanzen

alle Lander und Stadt Wien

Pflege in Osterreich

Prafungsziel

Der RH Uberprifte von September bis Dezember 2018 das System der Pflege auf
Ebene des Bundes und der Lander. Ziel war es, die Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit
und ZweckmaéRigkeit von Angebot und Steuerung der Pflegedienstleistungen zu
beurteilen. Besonderen Fokus legte der RH dabei auf die Verteilung der Zusténdig-
keiten, die Finanzierung und die Abschaffung des Pflegeregresses, die Bedarfs— und
Entwicklungsplanung, auf die Tarife, das Personal und die Qualitdt sowie auf mobile
Dienste.

Kurzfassung

Aus demografischen Griinden war mittelfristig ein wesentlicher Anstieg des Bedarfs
an Pflegeheimpldtzen und mobilen Diensten prognostiziert, was zusatzliche Ressour-
cen (Personal, Sach— und Finanzmittel) erfordern wird. Wesentliche Parameter der
Steuerung der Pflegedienstleistungen und ihres Ausbaus waren jedoch unklar: So
unterschied sich die Heimdichte je nach Bezirk um bis zu einem Faktor von rd. 5,7.
Die durchschnittlichen Kosten je Heimplatz und Verrechnungstag lagen zwischen
rd. 91 EUR in Kérnten und rd. 161 EUR in Wien. Die Personalvorgaben in Pflegehei-
men wichen um Uber 100 % je nach Land voneinander ab. Zu wesentlichen Berei-
chen fehlten Daten. (TZ2,TZ26,TZ 14, TZ 19, TZ 32)

Bereits die Definition der Pflege war hinsichtlich der betroffenen Personen, der
einzelnen Dienstleistungen und der Abgrenzung zu hauswirtschaftlichen Dienstleis-
tungen und sozialer Betreuung unklar. (TZ 3)

Die Kompetenzverteilung schuf fir die Pflege eine gemischte Zustandigkeit, weshalb
der Bund das Pflegegeld und die Lander die Sachleistungen regelten. Unter Mitbe-
rdcksichtigung von Zweckzuschiissen des Bundes aus dem ,,Pflegefonds”, Forderun-
gen fur die 24-Stunden—Betreuung und berufsrechtlichen Regelungen entstand so
eine hohe wechselseitige Abhangigkeit der Gebietskorperschaften voneinander bei
der Regelung der Pflegevorsorge. (TZ 4)
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Auch zwischen den Landern waren die Organisationsformen sehr unterschiedlich:
Wahrend in Salzburg, Tirol und Vorarlberg die stationare Pflege weitgehend bei den
Gemeinden lag, oblag sie in Karnten, Oberosterreich und der Steiermark den Sozial-
hilfeverbanden. Im Burgenland, in Wien und in Niederosterreich war jeweils insbe-
sondere das Land maligeblich, wobei dieses in Wien und Niederdsterreich auch als
wichtiger Anbieter von Dienstleistungen auftrat. (TZ 5)

Es fehlte eine Osterreichweite, vollstdndige Statistik zu den Gesamtaufwendungen
far Pflege sowie zur Herkunft und zur Verwendung der Mittel. Unterschiedliche
Auswertungen wiesen unterschiedliche Teilmengen aus. Es fehlten Teile der Eigen-
beitrdge und der Investitionen, die informelle (private) Pflege oder Informationen
zur Verwendung des Pflegegeldes. (TZ 6)

Der RH ermittelte fur das Jahr 2016 Gesamtkosten von rd. 7,9 Mrd. EUR, von denen
rd. 2,9 Mrd. EUR vom Bund, rd. 2,1 Mrd. EUR von Landern und Gemeinden und
rd. 2,9 Mrd. EUR von Privaten stammten. Diesen Mitteln standen Leistungen im
Wert von rd. 3,4 Mrd. EUR flr Pflegeheime, von rd. 3,1 Mrd. EUR fir die Arbeitsleis-
tung informeller Pflege, von rd. 0,7 Mrd. EUR flr mobile Dienste und von
rd. 0,6 Mrd. EUR fur die 24-Stunden—Betreuung gegenulber." (TZ 7)

Im System zur Finanzierung der Pflege fehlten wichtige Informationen, etwa zur
Schnittstelle Pflege und Gesundheit sowie zu Investitionen. Dadurch war auch keine
Ubergeordnete Steuerung moglich. Es gab weder eine klare Zuordnung der Verant-
wortung Uber die Gesamtkosten der Pflege und der damit verbundenen Mittelher-
kunft und Mittelverwendung noch klare Steuerungsgesichtspunkte fir die
Einbindung der Pflegebedlrftigen in die Finanzierung. Die Eigenbeitrdge innerhalb
und aullerhalb der stationdren Pflege waren unterschiedlich und es gab keine
Anreize fir eine individuelle finanzielle Vorsorge. (TZ 8)

Im Jahr 2017 legten Bund und Lander erstmals einen Kostendampfungspfad fur die
Pflege fest. Die Ausgabenobergrenze war jedoch nicht nachvollziehbar begriindet,
die Kostentreiber — die Entwicklung der Heimpldtze und der Tarife — waren nicht
festgelegt. Nach einer Studie des Fiskalrates sei der Ausgaben—und Kostendampfungs-
pfad bis 2021 ohne begleitende Malinahmen nicht einhaltbar. (TZ 9)

Bis 2018 hatten Pflegebedrftige bei stationdrer Unterbringung ihr Vermogen einzu-
setzen, wobei die Regelungen nicht einheitlich waren, etwa bei den Freibetragen
und den Vermogensibertragungen. Im Sommer 2017 schaffte der Bundesgesetzge-
ber den Pflegeregress ab, normierte aber keine Ubergangsbestimmungen. Daher
gingen die Lander unterschiedlich vor, was zu Ungleichbehandlungen der Betroffe-

Werte enthalten Rundungsdifferenzen
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nen fuhrte. Die Kosten der Abschaffung des Pflegeregresses und deren Finanzierung
waren zur Zeit der Gebarungslberprifung noch unklar. (TZ 10, TZ 11, TZ 12)

Der Entscheidungsprozess Gber Heimaufnahmen und dafir gewahrte 6ffentliche
Mittel war landerweise uneinheitlich. Teilweise erfolgte eine pflegefachliche Begut-
achtung, teilweise eine Entscheidung tber die Dringlichkeit durch die Bezirksverwal-
tungsbehérden, teilweise auch nur eine Uberprifung der finanziellen
HilfsbedUrftigkeit. Die durchschnittliche Pflegegeldstufe der Heimbewohnerin und
des —bewohners lag unter Beriicksichtigung der Personen in Pflegegeldstufe O im
Jahr 2016 zwischen rd. 3,95 (Vorarlberg) und rd. 4,68 (Wien). Der mit dem Pflege-
fonds eingeflihrte Richtversorgungsgrad war mangels Unterscheidung der Leis-
tungsarten nicht zur Steuerung geeignet. Die Bezirke glichen die unterschiedliche
Heimdichte mitunter durch Leistungen im Rahmen der 24—-Stunden—Betreuung aus.
(T213,TZ219,TZ39)

Die Planungen waren im Hinblick auf Planungszeitpunkt, Planungshorizont und
Inhalte uneinheitlich und nicht vergleichbar. Haufig erfolgte zwar eine Prognose von
Heimplatzen, aber keine damit abgestimmte Planung von Personal— und Finanzbe-
darf. Eine bundesweite Studie zur weiteren Entwicklung wich erheblich von den
Einschdtzungen der Lander ab. Die Lander sahen den Ausbaubedarf deutlich gerin-
ger. (T2 15,72 16, TZ 17, TZ 18)

Die durchschnittlichen Kosten je Verrechnungstag lagen im Jahr 2016 bei Pflegehei-
men zwischen rd. 91 EUR in Karnten und rd. 161 EUR in Wien. Vergleichbare Daten
aus der Kostenrechnung, um diese Unterschiede zu analysieren, lagen tUberwiegend
nicht vor. Mogliche Ursachen der Kostenunterschiede lagen in strukturellen Rahmen-
bedingungen wie HeimgroRRen, in unterschiedlichen Qualitdtsvorgaben und bei der
Effizienz. Die Preise und Tarife unterschieden sich in wesentlichen Elementen: Einige
Lander finanzierten alle Kostenbestandteile Uber die Tarife, andere erganzten diese
um Forderungen und Zuschiisse. Manche Lander hatten fir alle Heimtrager diesel-
ben Tarife festgelegt, andere differenzierten je nach Trager, wobei die Unterschiede
im Tarif fUr die Pflegegeldstufe 4 im gleichen Land bis zu rd. 59 EUR betrugen. Auch
die Tarifunterschiede je nach Pflegebedarf divergierten zwischen den Landern
mitunter erheblich. (TZ 19, TZ 20, TZ 21)

Eine grundlegende, landertbergreifende Festlegung der Pflegequalitat war weitge-
hend nicht erfolgt. Die Verteilung von Regelungen auf Gesetze, Verordnungen, Pfle-
gekonzepte und Heimvertriage erschwerte eine Ubersicht. In der Folge war fir die
Betroffenen nicht klar, welches konkrete Leistungsniveau in welchen Heimen und in
welchen Landern tatsachlich erwartet werden konnte. Ohne eine solche Definition
fehlte ein MaRstab zur Beurteilung der vorgegebenen und tatsachlich erbrachten
Leistungen. Einheitliche Kriterien und Indikatoren fehlten ebenso wie eine einheitli-
che, vergleichbare und &ffentlich zugangliche Qualitatsmessung. (TZ 23, TZ 24)
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Die Vorgaben fiir die Intervalle der Uberpriifungen durch die Heimaufsicht lagen
zwischen ,,zweimal jahrlich” in der Steiermark und ,alle finf Jahre” in Tirol. Ob die
Lander das Prufintervall einhielten, hing oft von den verfligbaren Ressourcen ab. Die
zustandigen Stellen in Niederosterreich und Tirol wiesen darauf hin, dass die Einhal-
tung der Intervalle nicht sichergestellt sei. Struktur und Aufbau der Aufsichtsbe-
richte sowie die Prifkriterien und die Ausflhrlichkeit der Berichterstattung waren
unterschiedlich, eine ldnderibergreifende Vergleichbarkeit war erschwert. (TZ 26,
TZ27)

Aufgrund der beschrankten Ressourcen, der Prifintervalle und inhaltlichen Moglich-
keiten der behordlichen Aufsicht entwickelten sich auf Bundesebene und in den
Landern zusatzliche Prozesse und Institutionen zur Qualitatsarbeit. Dies erfolgte
jedoch ohne ein Ubergeordnetes Konzept und unter jeweils eigenen Gesichtspunk-
ten wie Menschenrechts— oder Arbeitnehmerschutz oder aus bestimmten Anlassen.
So erweiterte etwa das Land Niederdsterreich nach einem Missbrauchsfall den
Aufgabenbereich der Pflegeanwaltschaft. Die Kontrollen der Pflegeheime waren
somit zwar vielfaltig, aber zwischen den verschiedenen Kontrolleinrichtungen wenig
koordiniert und sehr unregelmalig. Die Kriterien und Ergebnisse dieser Kontrollen
waren wenig vergleichbar und insgesamt bestand hinsichtlich der Ergebnisse fir
einzelne Pflegeheime wenig Transparenz. Ein systematisches, risikoorientiertes und
koordiniertes Vorgehen unter Nutzung aller den Landern zuganglichen Informatio-
nen war nicht sichergestellt. (TZ 28)

Die Mindestpersonalausstattung lag in einem vom RH definierten Musterheim mit
71 Betten —gerechnet in Vollzeitdquivalenten — zwischen rd. 46 Personen in Wien
und rd. 22 im Burgenland. Die Personalvorgaben waren nur teilweise rechtlich
verbindlich und o6ffentlich zugédnglich. Ihre letzte Anpassung lag mitunter mehr als
20 Jahre zuriick, obwohl seither wesentliche Anderungen erfolgten wie héhere Pfle-
gegeldstufen und berufsrechtliche Vorgaben. Neben der Regelung angemessener
Sollvorgaben war zunehmend auch die tatsachliche Verflgbarkeit von Pflegeperso-
nal eine wichtige Herausforderung. (TZ 29, T2 30, TZ 31, TZ 32, TZ 33)

Die Leistungen der mobilen Dienste unterschieden sich zwischen den Léndern
sowohl hinsichtlich der Betreuungsdichte, des Betreuungsumfangs, der Betreuungs-
intensitat als auch der Qualifikation des eingesetzten Personals erheblich. Im Schnitt
aller Lander entfielen auf eine betreute Person rund zwei Stunden in der Woche. Die
Bandbreite lag zwischen rund einer Stunde pro Woche im Burgenland sowie in der
Steiermark und rund vier Stunden in Wien. Die durchschnittlichen Kosten einer
Stunde mobiler Dienste gemall Pflegedienstleistungsstatistik lagen im Schnitt
zwischen rd. 30 EUR in Vorarlberg und rd. 60 EUR in der Steiermark. Die Eigenbei-
trage betrugen zwischen rd. 11 EUR pro Stunde in Wien und rd. 22 EUR pro Stunde
in der Steiermark. (TZ 34, TZ 35, TZ 36, TZ 37)
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Auf Basis seiner Feststellungen hob der RH folgende Empfehlungen an das Bundes-
ministerium flr Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, alle Lander
und die Stadt Wien hervor:

ZENTRALE EMPFEHLUNGEN

e Das erforderliche zwischen Bund und Landern koordinierte Vorgehen im
Bereich der Pflege durch zur Steuerung geeignete Gremien und Instrumente,
wie z.B. Finanzplane, Bedarfs— und Entwicklungsplane, sollte sichergestellt
werden. (TZ 4)

e Es sollte ein nachhaltiges Finanzierungssystem entwickelt werden und dabei

sollten insbesondere die Anforderungen

- einer koordinierten Gesamtsteuerung und einer klaren Zuordnung der
Verantwortung Uber die Gesamtkosten der Pflege und der damit verbunde-
nen Mittelherkunft und Mittelverwendung sowie

- einer Schnittstelle zwischen Gesundheit und Pflege

unter Einbeziehung der Pflegebediirftigen (Pflegegeld, Eigenbeitrage) beriick-

sichtigt werden. (TZ 8)

¢ Die wesentlichen Kostenbestandteile der stationaren Pflege (Pflegepersonal,
Gebdude etc.) sollten nach einheitlichen Kriterien erfasst und — z.B. im Arbeits-
kreis Pflegevorsorge — regelmalig verglichen werden; daraus waren Best
Practice—Beispiele zu entwickeln. (TZ 20)

e Es sollte ein einheitliches Verstandnis zur Qualitat in Pflegeheimen fir die
wesentlichen Bereiche (z.B. Fachpflege, Lebensqualitat, arztliche oder soziale
Betreuung) erarbeitet werden; daflr waren
- eine fachliche Detaillierung (,,Pflegestandards®),

- Indikatoren zur Messung der Struktur—, Prozess— und Ergebnisqualitat sowie

- Kontrollaspekte (z.B. Art und Haufigkeit der Uberpriifung, Transparenz der
Ergebnisse)

festzulegen. (TZ 23)

e Auf Basis von verbesserten Datengrundlagen im Bereich Leistungen, Kosten
und Qualitdt sollten fachliche Festlegungen (Personalschlissel, Qualitats-
standards) und die fir eine gute Versorgung der Pflegebedirftigen notigen
Entscheidungen Uber die Gestaltung des Angebots und dessen Finanzierung
getroffen werden. (TZ 40)
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Zahlen und Fakten zur Prifung

Pflege in Osterreich

Art. 15a B-VG
Vereinbarungen

bundesrechtliche
Grundlagen

Landesgesetze

Gebarung 2016

Mittelherkunft

Mittelverwendung

Personen 2016

Pflegegeldbeziehende

betreute Personen

Pflege— und
Betreuungspersonal
(Vollzeitaquivalente)

Rundungsdifferenzen moglich

Vereinbarung zwischen dem Bund und den Landern gemaR Art. 15a B-VG
Uber gemeinsame MalRnahmen des Bundes und der Lander fiir pflege-
bedurftige Personen, BGBI. 866/1993

Vereinbarung gemaf Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Landern
Uber die gemeinsame Forderung der 24-Stunden—Betreuung,

BGBI. 1 59/2009

Bundespflegegeldgesetz, BGBI. 110/1993 i.d.g.F.

Pflegefondsgesetz (PFG), BGBI. 1 57/2011 i.d.g.F.
Pflegedienstleistungsstatistik—Verordnung 2012, BGBI. 11 302/2012
Gesundheits— und Krankenpflegegesetz, BGBI. | 108/1997 i.d.g.F.
Sozialversicherungs—Zuordnungsgesetz, BGBI. | 125/2017

Bundesgesetz lber einen Zweckzuschuss aufgrund der Abschaffung des
Zugriffs auf Vermogen bei Unterbringung von Personen in stationaren
Pflegeeinrichtungen und Anderung des Finanzausgleichsgesetzes 2017,
BGBI. 1 85/2018

Burgenlandisches Sozialhilfegesetz 2000, LGBI. 5/2000 i.d.g.F.,
Burgenlandisches Altenwohn— und Pflegeheimgesetz, LGBI. 61/1996 i.d.g.F.

Kérntner Mindestsicherungsgesetz, LGBI. 15/2007 i.d.g.F.,
Karntner Heimgesetz, LGBI. 7/1996 i.d.g.F.

NO Sozialhilfegesetz 2000, LGBI. 9200-0 i.d.g.F.

006. Sozialhilfegesetz 1998, LGBI. 82/1998 i.d.g.F.

Salzburger Sozialhilfegesetz, LGBI. 19/1975i.d.g.F,,

Salzburger Pflegegesetz, LGBI. 52/2000i.d.g.F.
Steiermarkisches Sozialhilfegesetz, LGBI. 29/1998 i.d.g.F.,
Stmk. Pflegeheimgesetz 2003, LGBI. 77/2003 i.d.g.F.

Tiroler Mindestsicherungsgesetz, LGBI. 99/2010i.d.g.F,

Tiroler Heimgesetz 2005, LGBI. 23/2005 i.d.g.F.

(Vorarlberger) Mindestsicherungsgesetz, LGBI. 64/2010i.d.g.F,,
(Vorarlberger) Pflegeheimgesetz, LGBI. 16/2002 i.d.g.F.

Wiener Sozialhilfegesetz, LGBI. 11/1973 i.d.g.F,,
Wiener Wohn— und Pflegeheimgesetz, LGBI. 15/2005 i.d.g.F.

Bund Gé;nec::;/en Private Summe
in Mrd. EUR
2,9 2,1 2,9 7,9
stationdre 24-Stunden-— . informelle
Pflege Betreuung mobile Pflege (private) Pflege
34 0,6 0,7 3,1 7,9
Anzahl
452.688
stationar mobil Summe
74.710 147.037 221.747
33.012 12.302 45.314

Quellen: Lander; Pflegedienstleistungsstatistik 2016;
Pflegevorsorgebericht 2016; Berechnung: RH
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4

Prifungsablauf und —gegenstand

(1) Der RH (berpriifte von September bis Dezember 2018 die Pflege in Osterreich in
allen Landern? sowie beim Bundesministerium fir Finanzen (in der Folge: Finanz-
ministerium) und beim Bundesministerium fir Arbeit, Soziales, Gesundheit und
Konsumentenschutz.

Die Angelegenheiten der Pflege ressortierten bis zur Bundesministeriengesetz—
Novelle 20172 zum Bundesministerium fir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz,
bis zur Bundesministeriengesetz—Novelle 2020* zum Bundesministerium flr Arbeit,
Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz sowie seit Janner 2020 zum Bundes-
ministerium fir Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz. Der RH {ber-
prifte daher das Bundesministerium flr Arbeit, Soziales, Gesundheit und
Konsumentenschutz, seine Empfehlungen richtete er aber an das Bundesministerium
flr Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz (in der Folge alle: Sozial-
ministerium).

Ziel der Gebarungsiberprifung war die Beurteilung von Angebot und Steuerung der
Pflegedienstleistungen in Osterreich. Besonderen Fokus legte der RH dabei auf die
Verteilung der Zustandigkeiten, die Finanzierung und die Abschaffung des Pflegere-
gresses, die Bedarfs— und Entwicklungsplanung, Tarife, Personal und Qualitdt sowie
mobile Dienste. Da Aspekte des Blirgernutzens einen Prifungsschwerpunkt des RH
im Zeitraum 2018 bis 2020 bildeten, legte der RH auch Augenmerk auf die Beurtei-
lung des Themas aus Sicht der Pflegebeddrftigen.

(2) Der RH stellte die zur Zeit der Gebarungslberprifung geltende Rechtslage bzw.
die letztverfligbaren Zahlen (Abrechnung 2016, Tarife 2018) dar. Soweit erforderlich
nahm der RH auch auf friihere Entwicklungen Bezug.

(3) Die Angelegenheiten der Pflege oblagen dem Bund und den Landern, wobei die
Gesetzgebungskompetenz und die Finanzierungsverantwortung teilweise auseinan-
derfielen. Haufig konnten Bund und Lander daher wesentliche MaRRnahmen nur im
Zusammenspiel umsetzen (TZ 4, TZ 8). Der RH richtete gebietskorperschaftenibergrei-
fende Empfehlungen daher gemeinsam an das Sozial— bzw. Finanzministerium und die
Lander, Empfehlungen zu Einzelmalnahmen an den jeweils zustandigen Rechtstrager.

(4) Der RH hatte sich bereits mehrfach mit dem Thema Pflege beschaftigt. Er verwies
dazu insbesondere auf seine Berichte ,Vollzug des Pflegegeldes” (Reihe Bund 2010/3),
LAltenbetreuung in Karnten und Tirol; Entwicklungen unter Bericksichtigung der

einschliellich der Stadt Wien, die aufgrund ihrer Stellung sowohl als Land als auch als Stadt im Bericht mitun-
ter als Land bezeichnet wird

BGBI. | 164/2017 vom 28. Dezember 2017, in Kraft getreten am 8. Janner 2018
BGBI. I 8/2020 vom 28. Janner 2020, in Kraft getreten am 29. Janner 2020
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Pflegereform 2011/2012“ (Reihe Bund 2014/7) und ,Férderung der 24-Stunden—
Betreuung in Oberosterreich und Wien” (Reihe Bund 2018/21) sowie die darin
enthaltenen Empfehlungen. Auch die Landesrechnungshofe bzw. der Stadtrech-
nungshof Wien hatten sich bereits mehrfach mit dem Thema Pflege befasst.®

(5) Zu dem im August 2019 Ubermittelten Prifungsergebnis nahmen das Sozial-
ministerium, das Finanzministerium, die Lander und die Stadt Wien im September,
Oktober und November 2019 Stellung. Der RH erstattete seine GegenaulRerungen
im Februar 2020.

(6) Das Sozialministerium teilte in seiner Stellungnahme mit, dass es einer koordi-
nierten Vorgangsweise positiv gegeniberstehe und die angeregten Abstimmungen
mit den Ldandern beginnen werde. Die konkrete Ausgestaltung hdnge von der
gemeinsamen Weiterentwicklung des Systems der Pflegevorsorge ab.

Das Finanzministerium wertete in seiner Stellungnahme die Empfehlungen des RH
positiv und sagte zu, diese laufend in kiinftige Uberlegungen und Vorhaben
einflielen zu lassen.

Das Land Tirol merkte in seiner Stellungnahme zu den zentralen Empfehlungen
betreffend die bundeseinheitlichen Standards an, dass diese auch den Vorstellungen
des Landes Tirol entsprechen wirden, soweit dadurch keine Verschlechterung z.B.
far die Pflege und Betreuung eintrete.

bspw. Burgenland: Stationédre Pflege im Burgenland; Planungs— und Kostenstruktur, LRH-320-12/28-2017;
Karnten: Versorgungsstrukturen im Pflegebereich, LRH-GUE—9-2017; Niederdsterreich: Finanzierung der stati-
onéren Pflege in NO, Bericht 3/2010; Oberésterreich: Vergleichende Priifung von Gemeinde—Alten— und Pflege-
heimen, LRH-150000-5/18-2017-HRV; Salzburg: Gemeindeverband Seniorenwohnheim Uttendorf,
003-3/194/18-2019; Steiermark: Pflege — Folgeprufung Teil 1, LH 20 P 2/2012-38; Tirol: Amtsarztliche Versor-
gung in Tirol, LR—=0530/16; Vorarlberg: Prifbericht Gber die Vorarlberger Pflegeheime, Mai 2008; Wien: Fonds
Soziales Wien, Prifung der Kostenbeitragsverrechnung fir mobile Pflege— und Betreuungsleistungen,
StRH Il — FSW-1/15
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2.1

2005
2010
2015
2020
2025
2030
2035
2040
2045
2050
2055

2060

Ausgangslage, Definition, Zustandigkeiten
und Aufgabenverteilung

Ausgangslage

(1) Laut Prognose der Statistik Austria stand die Osterreichische Bevolkerung zur Zeit
der Gebarungsiberprifung — wie nachfolgende Abbildung zeigt — vor einer wesent-
lichen Veranderung hinsichtlich ihrer Alterszusammensetzung:

Der Anteil der Personen ab 80 Jahren an der Osterreichischen Gesamtbevélkerung,
bei denen Pflegebedarf haufig auftritt, wirde demnach von rd. 5 % im Jahr 2015
(rd. 0,43 Mio. Personen) zunachst auf rd. 7 % im Jahr 2030 (rd. 0,63 Mio. Personen)
und weiter auf rd. 12 % im Jahr 2060 (rd. 1,10 Mio. Personen) steigen.

Das Verhaltnis der Personen, die typischerweise informelle (private) Pflege® leisten
(50— bis 64—Jahrige), gegenliber jenen ab 80 Jahren wirde von 4 im Jahr 2015 auf
1,6 im Jahr 2060 sinken.

Abbildung 1: Demografische Veranderungen der 6sterreichischen Gesamtbevolkerung

Anteil der Personen ab 80 Jahren Verhaltnis der typischerweise informelle (private) Pflege Leistenden
an der Gesamtbevolkerung (50— bis 64—Jahrigen) zu den Personen ab 80 Jahren

B s2% 4,2:1
Pl 48 % 3,8:1
B so0% 4,0:1
ol oss5% 4,0:1
e 63% 34:1
Pl 69% 2,9:1
e 75 % 2,6:1
s % 2,2:1

P 103 % 19:1

s 115 % 1,7:1

s 118 % 1,6:1
7% 16:1

Quelle: Statistik Austria; Darstellung: RH

Informelle Pflege ist gekennzeichnet durch ein Naheverhaltnis der pflegenden Personen (z.B. Verwandt-
schaft) zur bzw. zum Pflegebedurftigen und — im Unterschied zur formellen Pflege — durch das Fehlen von
Vorgaben fir eine pflegerische Ausbildung und von staatlichen Regelungen (z.B. hinsichtlich Entlohnung und
Arbeitszeiten).
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Neben den demografischen Veranderungen werden auch andere Entwicklungen,
z.B. eine erwartete hdhere Frauenerwerbsquote, ein Anstieg der Single—Haushalte,
eine hohere Mobilitat der Arbeitskrafte und Veranderungen im Gesundheitszustand
der dlteren Bevolkerung, Auswirkungen auf die informelle Pflege haben.

Wie die folgende Tabelle zeigt, stagnierte die Entwicklung des Anteils der Personen
ab 80 Jahren in den Jahren 2012 bis 2017, somit in der letzten Finanzausgleichs-
periode und jener Phase, fur die Daten aus der 2012 geschaffenen Pflege-
dienstleistungsstatistik verfliigbar waren. Die folgenden Jahre wiirden jedoch wieder
von einem deutlichen Wachstum der dlteren Bevolkerung gekennzeichnet sein.

Tabelle 1: Anstieg des Bevolkerungsanteils an Personen ab 80 Jahren

et 2002 2007 2012 2017 2022 2027
bis 2007 | bis2012 | bis 2017 | bis2022 | bis2027 | bis 2032
in%
Veranderung des Anteils
der Personen 18,6 10,7 0,4 20,4 6,5 9,4

ab 80 Jahren an der
Gesamtbevolkerung

Quelle: Statistik Austria; Berechnung: RH

(2) Diese voraussichtlichen Verdanderungen wirden erhebliche Herausforderungen
(neue Ressourcen, Steuerung der Leistungen und Uberprifung der Ergebnisse) fir
die offentliche Hand mit sich bringen. Die folgende Darstellung zeigt schematisch,
wie die Steuerung, die Leistungserbringung und die Rahmenbedingungen der Pflege
zusammenhangen und wie diese hinsichtlich Effizienz und Effektivitat insbesondere
im Hinblick auf eine gute Versorgung der Pflegebedirftigen beurteilt werden
kénnen.
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Abbildung 2: Steuerung der Pflege

Effizienz, Effektivitat

Steuerung —» Leistungserbringung

Tarife

Outcome

Input Bedarfs-

. . - Prozesse IW-\tiij[els1¢
Finanzierung planung

Qualitat

mobil

Personal .
informell

! !

Rahmenbedingungen
(z.B. Tragerstruktur, regionale Besonderheiten)

Quelle: RH

Die Steuerung umfasst insbesondere die Definition von Prozessen (z.B. zur Entschei-
dung Uber Forderungen flir bestimmte Leistungen), die Planung des Bedarfs, die
Festlegung von Strukturqualitatskriterien, wie der Personalausstattung, die Verein-
barung von Tarifen und die Definition von behdérdlichen Aufsichtspflichten.

Auf Basis dieser Steuerungsvorgaben erfolgt die eigentliche Leistungserbringung in
stationaren Einrichtungen, durch mobile Dienste und durch die informelle Pflege.
Dabei sind als Rahmenbedingungen insbesondere die Tragerstruktur (z.B. GrofRe und
wirtschaftliche Ausrichtung der Einrichtungen) und regionale Besonderheiten (z.B.
die raumliche Verteilung der Pflegebeddrftigen) zu beriicksichtigen.

Ubergeordnet sind die notwendigen Inputfaktoren (finanzielle Mittel, Personal) zur
Verfligung zu stellen und die Ergebnisse (Outcome) zu messen und zu Uberprifen.
Eine Messung der Effektivitat und Effizienz der Leistungserbringung erfordert den
Vergleich des Inputs mit dem Outcome.
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(3) Wie die folgende Tabelle zeigt, bestanden bei wichtigen Steuerungselementen
far Pflegedienstleistungen im stationaren Bereich, insbesondere bei der Anzahl von
Pflegeheimpldtzen und bei den Kosten je Verrechnungstag, wesentliche Unter-
schiede zwischen den Landern:

Tabelle 2: Wesentliche Steuerungselemente der stationdren Pflege
Thema Kennzahl Minimum | Maximum l?arstel!ung
im Bericht
L Personen ab 80 Jahren je
Pflegeheimdichte (2018) Heimplatz je Bezirk (Anzahl) 17 3 TZ 14
- bereinigte durchschnittliche
Kosten der stationdren Kosten je Verrechnungstag 91 161 TZ19

Versorgung (2016) (in EUR)

Quellen: Lander; Berechnung: RH

Je nach Zugrundelegung der minimalen bzw. maximalen Werte wiirden sich folgende
finanzielle Auswirkungen fir das Jahr 2030 ergeben: Ein Ausbau der stationadren
Versorgung flr den prognostizierten Anstieg an Personen ab 80 Jahren auf Basis der
maximalen Werte (Heimdichte je Bezirk und Kosten je Verrechnungstag) im Vergleich
zu den minimalen Werten wirde zu jahrlichen Mehrkosten von rd. 3,5 Mrd. EUR
flhren.

Im Jahr 2014 hatte der RH bei einer Uberpriifung in Karnten und Tirol festgestellt,
dass geeignete Instrumente zur Steuerung, insbesondere zur Prifung des Bedarfs
und zur nachvollziehbaren Festlegung von Preisen, gefehlt hatten. Er hatte auf dieser
Basis die Einschatzung getroffen, dass Osterreich nicht ausreichend auf die
kommende demografische Herausforderung vorbereitet war.”

(4) Zur Zeit der Gebarungstberprifung arbeiteten mehrere Lander an der Umge-
staltung der Steuerung der Pflegedienstleistungen, z.B.

beabsichtigte das Land Burgenland, durch die Anstellung pflegender Angehoriger
einen Anreiz fur hausliche Pflege zu schaffen,

beabsichtigte das Land Niederdsterreich, durch die Einbringung der landeseigenen
Pflegeheime in die NO Landeskliniken—Holding eine engere Anbindung zum Gesund-
heitssystem zu erreichen,

flhrte das Land Tirol ein Pilotprojekt durch, in dem es eine wesentliche Erhéhung
des Personalschlissels und der Tarife erprobte, und

fUhrte das Land Steiermark ein neues Tarif— bzw. Normkostenmodell ein.

RH-Bericht ,Altenbetreuung in Karnten und Tirol; Entwicklungen unter Berlcksichtigung der Pflege-
reform 2011/2012“ (Reihe Bund 2014/7, TZ 38)
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2.2

2.3

3.1

Eine Ubergreifende Koordination dieser Reformprojekte war nicht eingerichtet. Die
Bundesregierung hatte jedoch im Jahr 2018 angekindigt, gemeinsam mit den
Landern bis Ende 2019 grundlegende Reformen zu Uberprifen.

Der RH anerkannte ausdricklich die Leistungen der Betreuungspersonen in der
téglichen Arbeit. Der RH wies darauf hin, dass aufgrund der demografischen Prog-
nose mittelfristig deutliche Erweiterungen in den Pflegeangeboten erforderlich sein
wulrden. Er hielt es daher flr wesentlich, daflr rechtzeitig Planungsmallnahmen zu
treffen, um eine gute Versorgung der Pflegebeddrftigen sicherstellen zu kdnnen.

Der RH merkte jedoch an, dass die aktuelle Versorgung Osterreichweit durch sehr
unterschiedliche Pflegeheimdichten und Kosten der Leistungserbringung gekenn-
zeichnet war. Dies ware bei der kiinftigen Steuerung von und Versorgung mit Pflege-
dienstleistungen zu bericksichtigen.

Das Land Tirol hielt in seiner Stellungnahme fest, dass die Aussage, wonach es im
Jahr 2014 Uber keine geeigneten Steuerungsinstrumente — insbesondere zur
Prifung des Bedarfs — verflgt habe, nicht zutreffe. Es bestehe bereits ab 1996 ein
Bedarfs— und Entwicklungsplan fur die Pflege und Behindertenhilfe. Seit 2002 gebe
es ein eigenes Prognosemodell fir die regionale Bevolkerungsentwicklung und den
Pflegebedarf, seit 2012 den Strukturplan Pflege 2012 bis 2022. Die derzeit evaluier-
ten Heimtarife wirden seit 2014 fortgeschrieben und valorisiert.

Definition des Pflegebedarfs
und einzelner Pflegedienstleistungen

(1) Zur Erfassung des Pflegebedarfs zog das Sozialministerium die Anzahl der Pflege-
geldbeziehenden —im Jahr 2016 rd. 5,2 % der Bevdlkerung — heran. Dazu zahlten
einerseits auch Menschen mit bestimmten Behinderungen (z.B. Blindheit, Quer-
schnittsldhmung) unabhangig von einem konkreten Betreuungsbedarf, andererseits
waren nur Personen erfasst, die voraussichtlich mehr als sechs Monate pflegebedrf-
tig sein wirden. Es flossen nicht nur pflegefachliche Bedarfe, sondern auch soziale,
hauswirtschaftliche Erfordernisse (z.B. Kochen oder Wohnungsreinigung), die bei
niedrigen Pflegegeldstufen auch Uberwiegen konnten, in die Betrachtung mit ein.

Demgegeniber versuchten die Lander teilweise in ihren Planungen, den Bedarf
einzelner Leistungen zu ermitteln. Manche Statistiken erfassten auch mitbetreute
Angehorige (z.B. bei Hospizdiensten).
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(2) Die einzelnen Pflegedienstleistungen waren nach der im Jahr 2012 eingefiihrten
Pflegedienstleistungsstatistik in sechs Kategorien eingeteilt: stationare Pflege und
Betreuung, alternative Wohnformen, Kurzzeitpflege, teilstationdre Angebote,
mobile Dienste und Case— und Caremanagement. Die Lander verwendeten teilweise
unterschiedliche Begriffsdefinitionen:

Unter stationarer Pflege und Betreuung war in der Pflegedienstleistungsstatistik
ganz allgemein die Erbringung von Hotel—, Pflege— und Betreuungsleistungen fir
bedirftige Personen in speziellen Einrichtungen mit durchgehender Prasenz von
Betreuungs— und Pflegepersonal zu verstehen.

Demgegenlber verwendete insbesondere die Stadt Wien analog zu einem von der
Gesundheit Osterreich GmbH im Jahr 2008 entwickelten Leistungskatalog starker
differenzierte Definitionen, bei denen z.B. Heime fir allgemeine Pflege, Betreutes
Wohnen, Wohngemeinschaften und Heime mit arztlicher Rund—um—die—Uhr—
Betreuung gesondert hervorgehoben waren. Dieser Unterschied erschwerte lander-
Ubergreifende Vergleiche (TZ 19).

Alternative Wohnformen waren Einrichtungen flr betreuungs— bzw. pflegebedirf-
tige Personen, die aus sozialen, psychischen oder physischen Griinden nicht mehr
allein wohnen konnten und keiner standigen stationdren Betreuung oder Pflege
bedurften. Die Lander erfassten hier Leistungen mit sehr unterschiedlich intensiver
Betreuung bzw. Pflege. In Wien, Karnten und Vorarlberg waren dabei Angebote mit
einem relativ dichten Leistungsspektrum, in den Gbrigen Landern (z.B. in der Steier-
mark) teilweise eher mietdhnliche Vertrdge erfasst.

Die Kurzzeitpflege diente nach der Pflegedienstleistungsstatistik vor allem der
Entlastung von Angehdrigen (z.B. Urlaubsbetreuung) und war als solche auf einen
Aufenthalt von bis zu drei Monaten beschrankt. Teilweise waren jedoch in den
Landern auch (haufig besonders hochwertige) Leistungen der Ubergangspflege nach
Spitalsaufenthalten als Kurzzeitpflege erfasst. Manche Lander erfassten die Kurzzeit-
pflege gemeinsam mit der stationaren Pflege.

Mobile Dienste umfassten die Unterstitzung bei der Haushaltsfihrung, pflegerische
Dienste, soziale Betreuung sowie Hospiz— und Palliativbetreuung. Die Lander grenzten
die erfassten Leistungen u.a. hinsichtlich Haushaltshilfen, Besuchsdiensten, Pflege-
visiten, aber auch zum Case— und Caremanagement unterschiedlich ab. Letzteres
sollte die Planung der Sozial-, Betreuungs— und Pflegedienstleistungen auf Basis des
individuellen Betreuungsbedarfs, die Organisation der entsprechenden Dienstleis-
tungen und die Zielgenauigkeit der Versorgung gewahrleisten und als Schnittstelle
zwischen den unterschiedlichen Professionen und Sektoren der Versorgung
fungieren.

Die teilstationare Betreuung sah eine zumindest halbtdgige Betreuung in eigenen
Einrichtungen (z.B. in Tagesheimstéatten, geriatrischen Tageskliniken) vor.

(3) Die 24-Stunden—Betreuung war in der Pflegedienstleistungsstatistik nicht erfasst.
Uber sie berichtete das Sozialministerium in seinem Pflegevorsorgebericht.
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3.2

3.3

Der RH merkte kritisch an, dass der Begriff Pflege hinsichtlich

des erfassten Personenkreises (nur Altenbetreuung oder auch Personen mit
Behinderung),

des relevanten Betreuungsbedarfs (Fachpflege oder auch hauswirtschaftliche
Dienstleistungen und soziale Betreuung) und

der Abgrenzung der einzelnen Dienstleistungen (z.B. stationdre Unterbringung,
Betreutes Wohnen und alternative Wohnformen) unterschiedlich interpretiert wurde.

Daraus resultierten Verzerrungen bei landertbergreifenden Vergleichen und unter-
schiedliche Ausgangspunkte fir Steuerungsmafnahmen.

Der RH knUpfte in seiner Darstellung grundsatzlich an die Systematik der Pflege-
dienstleistungsstatistik an. Soweit fur Gegeniberstellungen Bereinigungen oder
eine andere Zuordnung erforderlich waren, wurde dies gesondert angemerkt. Der
RH fasste weiters die Leistungsformen in zwei Gruppen zusammen:

Dienstleistungen zur Unterstitzung der informellen Pflege durch mobile und teil-
stationare Dienste, die in Verrechnungsstunden quantifiziert werden kénnen, sowie
MaRnahmen zur Rund—um-die—Uhr—Betreuung der betroffenen Personen (stationare
Dienste, diesen vergleichbare alternative Wohnformen, Kurzzeitpflege und 24-Stunden—
Betreuung), die in Verrechnungstagen quantifiziert werden kénnen.

Der RH empfahl dem Sozialministerium und den Landern, die Definitionen im Bereich
der Pflegedienstleistungen hinsichtlich der betroffenen Personen und der Dienstleis-
tungen abzustimmen und die Begriffe praziser zu definieren, um Uber ausreichend
genaue Daten fir Vergleiche und Steuerungsmafinahmen verfiigen zu kdnnen.

(1) Das Sozialministerium sagte in seiner Stellungnahme zu, unter Einbeziehung der
Lander und der Statistik Austria Schritte zu setzen, um die Definitionen im Bereich
der Pflegedienstleistungen hinsichtlich der betroffenen Personen und der Dienst-
leistungen zu prazisieren und abzustimmen. Sollte mit den Landern ein Konsens
gefunden werden, seien in der Folge die erforderlichen Prazisierungen in der Pflege-
dienstleistungsstatistik—Verordnung 2012 vorzunehmen.

(2) Das Land Burgenland pflichtete dem RH in seiner Stellungnahme bei, dass die
Vergleichbarkeit von Leistungen und Daten im Bereich der Pflege nur eingeschrankt
moglich sei. Dies erschwere auch 6sterreichweit einheitliche Standards und Kalkulations-
grundlagen. Es sei gerne bereit, sich in derartige Prozesse einzubringen.

(3) Das Land Karnten stimmte der Empfehlung in seiner Stellungnahme grundsétz-
lich zu, verwies jedoch hinsichtlich einer dsterreichweiten Vergleichbarkeit auch auf
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3.4

8

die Problematik der verschiedenen, zum Teil historisch gewachsenen Ausgestaltungen
der Leistungsangebote.

(4) Das Land Niederosterreich flihrte in seiner Stellungnahme aus, dass das Sozial-
ministerium und die Lander die dem Pflegefondsgesetz (PFG)® und der Pflegedienst-
leistungsstatistik zugrunde liegenden Daten und Kriterien gemeinsam erarbeitet
hatten und diese in § 3 PFG definiert seien. Die Kriterien der Erhebung seien in der
Pflegedienstleistungsstatistik—Verordnung 2012 definiert; unter diesem Aspekt seien
die Ausfiihrungen des RH, insbesondere zur Kurzzeitpflege, nicht nachvollziehbar.

(5) Die Stadt Wien fihrte in ihrer Stellungnahme aus, einer genaueren Definition der
Pflegedienstleistungen sehr positiv gegenliberzustehen. Sie beflirworte eine flachen-
deckende Verwendung dieser festgelegten Definitionen (z.B. den verwendeten Leis-
tungskatalog der Gesundheit Osterreich GmbH bzw. die Uberarbeitung dieses
Katalogs gemaR Kategorien des PFG). Diese einheitliche Leistungsdefinition stelle aus
Sicht des Fonds Soziales Wien die Basis fir alle weiterfihrenden MalBnahmen
(Planung, Prognose, Finanzierung etc.) dar.

Es sei jedoch nicht nachvollziehbar, warum der RH die genauere Definition der Leis-
tungen des Fonds Soziales Wien negativ bewerte.

Der RH bekraftigte gegenliber dem Land Niederdsterreich die vom RH festgestellten
Definitionsprobleme zur stationaren Pflege, zu alternativen Wohnformen, zur Kurz-
zeitpflege und zu den mobilen Diensten. Er wies auf die zu den einzelnen Leistungen —
wie bspw. zu den mobilen Diensten (TZ 34 ff.) — angemerkten Vergleichsprobleme hin.

Der RH wertete positiv, dass die Stadt Wien einer genaueren Definition zustimmte,
und stellte klar, dass die Ausfihrung Uber die in Wien verwendeten Begriffe keine
Kritik enthielt, sondern lediglich der Beschreibung der unterschiedlichen Interpreta-
tionen und Vorgangsweisen der Lander diente.

BGBI. 1 57/2011i.d.g.F.
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Zustandigkeiten

(1) Das Bundes—Verfassungsgesetz (B-VG) ordnete das Pflegegeldwesen dem Bund
zu (Art. 10 Abs. 1 Z 11 B-VG). Die Ubrigen Angelegenheiten der Pflege fielen in den
allgemeinen Kompetenztatbestand der Lander nach Art. 15 B-VG. Dementspre-
chend Gbernahm der Bund nach der im Jahr 1993 abgeschlossenen Vereinbarung
gemadl Art. 15a B-VG Uber gemeinsame MalBnahmen des Bundes und der Lander
flr pflegebeddrftige Personen (Art. 15a B-VG Vereinbarung 1993)° die Geldleistun-
gen (Pflegegeld) und die Lander stellten Sachleistungen zur Verfligung. Zur Abstim-
mung der Vorgehensweise richteten Bund und Lander einen gemeinsam beschickten
Arbeitskreis Pflegevorsorge'™ ein.

(2) Die Lander regelten in Sozialhilfe—, Mindestsicherungs— bzw. Heimgesetzen die
Rahmenbedingungen fir die einzelnen Sachleistungen (Heimunterbringung, mobile
Dienste etc.). Sie betrieben in unterschiedlichem Ausmald auch selbst Pflegeeinrich-
tungen. Teilweise delegierten sie dabei Aufgaben an Sozialhilfeverbande, eigens
geschaffene Fonds oder an Gemeinden.

(3) Der Bund regelte die gesetzlichen Voraussetzungen fiir die Gewahrung von Pfle-
gegeld und die sozialversicherungsrechtliche Absicherung pflegender Angehériger
(z.B. durch Pflegekarenz und Pflegeteilzeit).

(4) In mehreren Bereichen waren sowohl der Bund als auch die Lander aktiv:

Der Bund regelte mit dem Hausbetreuungsgesetz sowie einer Anderung der Gewerbe-
ordnung im Jahr 2007" die gesetzlichen Rahmenbedingungen fir die 24-Stunden—
Betreuung. Er wickelte auch den Uberwiegenden Teil der Férderungen dafir ab. Die
Finanzierung war aufgrund der Vereinbarung gemal Art. 15a B-VG zwischen dem
Bund und den Landern Uber die gemeinsame Férderung der 24-Stunden—Betreuung
im Verhaltnis 60 zu 40 zwischen dem Bund und den Landern geteilt.”> Unabhangig
davon gewahrten einzelne Lander (z.B. Niederdsterreich sowie ab 2018 das Burgenland
und ab 2019 Vorarlberg) eine zusatzliche Forderung fir die 24-Stunden—Betreuung.

BGBI. 866/1993 i.d.g.F.

gemal Art. 12 der Art. 15a B-VG Vereinbarung 1993 zusammengesetzt aus Vertreterinnen und Vertretern
des Bundes, der Lander, des Hauptverbands der &sterreichischen Sozialversicherungstrager und von Interes-
senvertretungen; der Arbeitskreis hatte u.a. zur Aufgabe, Empfehlungen tber gemeinsame Ziele und Grund-
satze flr die Pflegevorsorge abzugeben oder Vorschldge fir ihre Weiterentwicklung zu machen.

beide: BGBI. 1 33/2007
BGBI. 1 59/2009 i.d.g.F.
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Der Bund regelte berufsrechtliche Vorgaben im Gesundheits— und Krankenpflege-
gesetz®, weil fir Pflegedienstleistungen grundsatzlich Angehorige des gehobenen
Dienstes fur Gesundheits— und Krankenpflege verantwortlich waren. Eine Unterstit-
zung dieser diplomierten Pflegefachkrafte erfolgte durch Pflegeassistentinnen und
—assistenten bzw. Pflegefachassistentinnen und —assistenten. GemaR der Art. 15a B-VG
Vereinbarung Uber die Sozialbetreuungsberufe™ hatten die Lander die Berufe Heim-
helferinnen und —helfer, Fach—Sozialbetreuerinnen und —betreuer, Diplom—Sozialbe-
treuerinnen und —betreuer nach den gleichen Grundsatzen zu regeln. Nach PFG hatten
die Lander weiters fir ausreichend fachlich qualifiziertes Personal der Gesundheits—
und Krankenpflege und der Sozialbetreuungsberufe zu sorgen.

(5) Der Bund arbeitete mit den Landern wie folgt zusammen:

a) Im Jahr 1993 erfolgte eine Abstimmung durch eine Art. 15a B-VG Vereinbarung, die
grundlegende Regelungen zu einem Mindeststandard an Leistungen vorsah. Eine
laufende Aktualisierung bzw. Weiterentwicklung dieser Regelungen fanden nicht statt.

b) Im Jahr 2011 richtete der Bund einen Pflegefonds zur Sicherung des Angebots der
Lander und zur Harmonisierung der Pflegedienstleistungen ein.™ Die Verteilung der
Mittel auf die Lander erfolgte in Form von Zweckzuschissen, die der Bund von der
Erreichung bestimmter Vorgaben (z.B. Richtversorgungsgraden) abhédngig machte.
So konnte der Bund auch Themenbereiche mitgestalten, die nach der Kompetenz-
verteilung den Landern zugeordnet waren. Eine kontinuierliche Weiterentwicklung
der Regelungen gelang auch auf diesem Weg nicht.

c) ImJahr 2017 griff der Bundesgesetzgeber durch eine Verfassungsbestimmung zur
Abschaffung des Pflegeregresses in die Finanzierung der Sachleistungen ein (TZ 11).
Mehrere Lander arbeiteten an der grundlegenden Umgestaltung ihres Pflege-
systems (TZ 2). Im Rahmen eines Vorhabens der Bundesregierung (Vortrag im Minis-
terrat vom Dezember 2018, ,Masterplan Pflege”) diskutierten Vertreterinnen und
Vertreter des Bundes und der Lander Reformvorschlage. Dauerhaft eingerichtete
Gremien zur Zusammenarbeit analog zur Gesundheit, wie z.B. Bundesgesundheits-
agentur und Bundes—Zielsteuerungskommission, bzw. verpflichtende Koordinie-
rungs— und Planungsinstrumente, wie z.B. die Strukturplane Gesundheit, waren im
Bereich der Pflege nicht eingerichtet.

BGBI. 1108/1997 i.d.g.F.
BGBI. | 55/2005 i.d.g.F.

BGBI. 157/2011
Der Finanzausgleich 2017 verlangerte die Regelung um finf Jahre bis 2021 mit einer Dotierung von insge-
samt 1.914 Mio. EUR.

4.2

(6) Der RH hatte bereits mehrfach Vereinfachungen der Zustandigkeiten und eine
Verstarkung zentraler Steuerung im Bereich der Pflege angeregt, welche die Bundes—
bzw. Landesgesetzgeber teilweise auch umsetzten:

Nach einem RH—Bericht aus dem Jahr 2010 wurde der neue Kompetenztatbestand
Pflegegeldwesen geschaffen und die Zahl der Uber das Pflegegeld entscheidenden
Stellen von mehr als 300 auf sieben reduziert.

Ein RH—Bericht zur stationaren Betreuung in Karnten und Tirol aus dem Jahr 2011"
zeigte wesentlichen Koordinationsbedarf zwischen dem Bund und den Landern auf;
die Pflegedienstleistungsstatistik bzw. ein Richtversorgungsgrad im Zusammenhang
mit der Einrichtung des Pflegefonds wurden eingefiihrt.

Nach erneuter Kritik des RH im Jahr 2014 an mangelnder zentraler Steuerung sah
eine Novelle des PFG im Jahr 2017 u.a. einen Ausgaben— bzw. Kostendampfungs-
pfad (TZ9), Vorgaben fir mittelfristige Planungen der Ldnder (TZ 15) und eine

Harmonisierung einzelner Rahmenbedingungen vor. Dies betraf z.B. eine Aufnahme
in stationdre Einrichtungen grundsatzlich erst ab der Pflegegeldstufe 4, die verpflich-
tende Verflgbarkeit von qualifiziertem Heimpersonal wahrend der Nachtstunden
sowie Vorgaben zu Qualitatssicherungssystemen.

Der RH wies darauf hin, dass fur die Pflege sowohl bundes— als auch landesrechtli-
che Vorgaben maligeblich waren: Wahrend der Bund das Pflegegeld regelte,
normierten die Lander die Sachleistungen. Im Berufsrecht und bei der 24-Stunden—
Betreuung legten beide Ebenen Vorgaben fest. Der Bund machte weiters im Rahmen
des PFG Zweckzuschisse von bestimmten Vorgaben abhéngig und griff 2017 durch
die Abschaffung des Pflegeregresses in die Sachleistungen ein. Der RH hob hervor,
dass wegen der zwischen Bund und Landern aufgeteilten Zustandigkeiten im Bereich
der Pflege ein koordiniertes Vorgehen zur Steuerung erforderlich war.

Der RH stellte kritisch fest, dass dieses koordinierte Vorgehen trotz unterschiedlicher
Versuche (Art. 15a B-VG Vereinbarung 1993, Zweckzuschisse unter bestimmten
Voraussetzungen) bislang nur eingeschrankt umgesetzt war und sowohl Bund als
auch Lander immer wieder einseitig wesentliche Verdanderungen vornahmen (zuletzt
z.B. durch Abschaffung des Pflegeregresses, TZ 11).

Der RH empfahl dem Sozialministerium und den Landern, das erforderliche zwischen
Bund und Landern koordinierte Vorgehen im Bereich der Pflege durch zur Steuerung
geeignete Gremien und Instrumente, wie z.B. Finanzpldne, Bedarfs— und Entwick-
lungsplane (TZ 18), sicherzustellen.

,Vollzug des Pflegegeldes” (Reihe Bund 2010/3)
,Altenbetreuung in Karnten und Tirol“ (Reihe Bund 2011/2)

LAltenbetreuung in Karnten und Tirol; Entwicklungen unter Berticksichtigung der Pflegereform 2011/2012“
(Reihe Bund 2014/7)
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(1) Das Sozialministerium fihrte in seiner Stellungnahme aus, dass es einem koordi-
nierten Vorgehen im Bereich der Pflege positiv gegenlberstehe, wenngleich ein
solches durch die verfassungsrechtliche Kompetenzverteilung erschwert sei. Das Sozi-
alministerium hielt fest, dass es als ersten Schritt den Arbeitskreis fiir Pflegevorsorge
mit der Empfehlung des RH befassen wolle und sich zudem bemihen werde, geeig-
nete Steuerungsinstrumente, wie z.B. im Bereich der Zielsteuerung, zu entwickeln.

(2) Das Land Kérnten stimmte in seiner Stellungnahme der Empfehlung grundsatz-
lich zu, weil ein koordiniertes Vorgehen anhand gemeinsamer Planung bzw. Schwer-
punktsetzung vom Bund und von den Landern die Bereitstellung vergleichbarer Leis-
tungsangebote ermogliche, was wiederum die Voraussetzung flr bundesweite
Vergleiche und Steuerungsmalnahmen sei.

(3) Das Land Oberosterreich flhrte in seiner Stellungnahme aus, die Planung der
Pflege und das Berichtswesen der Lander seien im PFG umfassend geregelt. Darlber
hinausgehende Regelungen und Vorgaben durch den Bund seien nicht erforderlich
und im Hinblick auf weitere Eingriffe in die Kompetenz der Lander abzulehnen. Aus
fachlicher Sicht sei auch kein finanzieller oder qualitativer Mehrwert durch detail-
liertere Vereinbarungen zwischen Bund und Landern erkennbar.

(4) Das Land Salzburg merkte in seiner Stellungnahme an, dass sich die Lander bereits
im Jahr 2012 zu einer Vereinheitlichung der Planungsgrundlagen bekannt hatten,
ohne auf das in der Art. 15a B-VG Vereinbarung 1993 festgesetzte Recht der Lander,
Bedarfs— und Entwicklungspldne (Ziele, Bereiche, Eckpunkte) selbststandig zu erarbei-
ten, zu verzichten. Dabei seien auch regionale Besonderheiten und historisch gewach-
sene Standards in den Ldndern zu respektieren.

(5) Die Stadt Wien fihrte in ihrer Stellungnahme zur Sicherstellung eines koordinierten
Vorgehens durch geeignete Gremien und Instrumente aus, sie werde sich mit den vom
Fonds Soziales Wien regelmafig erstellten Planen, Prognosen sowie mit dem vorhande-
nen Datenmaterial in entsprechende Vorhaben einbringen. Fir die vom Bund einberu-
fenen Arbeitsgruppen biete die Stadt Wien ihre Mitarbeit und Expertise an.

Der RH hob gegenliber dem Land Oberdsterreich erneut die dargestellten Interdepen-
denzen zwischen den Gebietskérperschaften hervor und sah im Gegensatz zum Land
Oberdsterreich finanzielle und qualitative Vorteile einer starkeren Abstimmung
zwischen Bund und Landern. Er verwies dazu z.B. auf die in diesem Bericht dargestell-
ten Abstimmungsprobleme bei der Abschaffung des Pflegeregresses (TZ 11).

Gegenlber dem Land Salzburg fihrte der RH aus, dass die bestehende Koordination
der Planung seiner Ansicht nach nicht ausreichte, um eine abgestimmte, schlissige
Planung fir das gesamte Bundesgebiet sicherzustellen. Er verwies auf seine Ausfiih-
rungen zu TZ 16 bis TZ 18 und verblieb bei seiner Empfehlung.

5.1

Aufgabenverteilung in den Landern

Die Lander teilten ihre Steuerungsverantwortung und die Leistungserbringung in
unterschiedlicher Weise auf mehrere Rechtstrager (Lander, Fonds, Sozialhilfe-
verbdnde, Gemeinden, private Betreiber) auf. Sowohl die Rahmenbedingungen
(regionale Verteilung der Bevolkerung), die historisch gewachsenen Strukturen
(private oder offentliche Heime) als auch die rechtliche Zustdndigkeit trugen zu

einer unterschiedlichen Aufgabenverteilung im Bereich der stationaren Pflege bei.

Tabelle 3:

Steuerungs-

verantwortung

Burgenland Land

Kérnten Land, SHV

Niederosterreich  Land

Oberosterreich ;i:ti,tz:\t/;i dte
Salzburg Land
Steiermark Land, SHV
Tirol l&-}aennc'jm,einden
Vorarlberg Land, Fonds
Wien Fonds

Leistungserbringung
(privat, offentlich)

44 Pflegeheime, davon 41 privat, drei mit

Landesbeteiligung

78 Pflegeheime, davon 37 privat,
19 konfessionell, 22 6ffentlich

106 Pflegeheime, davon 48 vom Land,
drei von Gemeinden und 55 privat

133 Pflegeheime, davon 85 von SHV und
Statutarstadten, 21 von Gemeinden und
27 privat

74 Pflegeheime, davon 63 6ffentlich
(Gemeinden, Gemeindeverbande),
elf privat

219 Pflegeheime, davon 184 privat und

35 ¢ffentlich (Gemeinden und Gemeinde-

verbande)

98 Pflegeheime, Uiberwiegend von
Gemeinden, Gemeindeverbanden oder
Gemeinde—GmbH, eine Landes—GmbH,
vereinzelt Orden und Stiftungen

51 Pflegeheime, davon 20 privat,

17 Gemeinde—GmbH, elf von Gemeinden,

drei konfessionelle Heime

91 Pflegeheime des Kuratoriums Wiener

Pensionisten—Wohnhauser und KAV sowie

anderer gemeinnutziger Trager

GmbH = Gesellschaft mit beschrankter Haftung
KAV = Wiener Krankenanstaltenverbund

SHV = Sozialhilfeverbande
Stand: 2018

L bei Abschluss einer Leistungsvereinbarung mit dem Land Tirol
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wirtschaftliche
Ausrichtung
der Trager

Uberwiegend
gemeinnitzig

gemeinn(tzig oder
gewinnorientiert

gemeinnUtzig oder
gewinnorientiert

verpflichtend
gemeinnUtzig

Uberwiegend
gemeinnitzig

hoher gewinn-
orientierter Anteil

verpflichtend
gemeinnutzig!

Uberwiegend
gemeinnitzig

verpflichtend
gemeinnutzig

Aufgabenverteilung im Bereich der stationaren Pflege je Land

Besonderheiten

Betriebsfihrung der Landesheime an
einen privaten Betreiber ausgelagert

keine

Land als groRter Betreiber von
Pflegeheimen, Verbindung mit der
NO Landeskliniken—Holding geplant

SHV spielten grolRe Rolle als Heim-
betreiber; keine Landespflegeheime

Pflegeheime Uiberwiegend von
Gemeinden betrieben

bundesweit groRter Anteil an
gewinnorientierten Betreibern

Heimtrager finanzierten Errichtung
und Einrichtung der Pflegeheime
(teilweise mit Unterstltzung des
Landes)

durch Vorarlberger Sozialfonds
hohes MaR an Mitbestimmung
der Gemeinden

zentrale Rolle des Fonds Soziales Wien;
zwei Institutionen der Stadt Wien
(KAV, Kuratorium Wiener Pensionisten—
Wohnhéuser) als groRe Anbieter

Quellen: Lander
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Der RH wies auf folgende Besonderheiten hin:

Im Burgenland fihrte das Land die ehemals von der Burgenldndischen Krankenan-
stalten—Gesellschaft m.b.H. betriebenen drei Heime im Rahmen einer Public—
Private—Partnership gemeinsam mit einem privaten Betreiber.

In Karnten, Oberosterreich und der Steiermark waren Sozialhilfeverbéande in der Pflege
tatig, wobei sie in Karnten Gberwiegend als Heimtrager, in der Steiermark vor allem zur
Abrechnung und in Oberosterreich auch in der Planung und Steuerung (z.B. bei der
Tarifvereinbarung) tatig wurden. Das Land Steiermark hatte bundesweit den groften
Anteil (rd. 53 %) an privaten gewinnorientierten Heimbetreibern.

Das Land Niederosterreich war mit 48 Landespflegeheimen wichtigster Anbieter
stationdrer Pflege; es hatte historisch von Gemeinden bzw. auf Bezirksebene betrie-
bene Heime Ubernommen und flihrte diese nunmehr mit einheitlicher Steuerung.
Auch in Wien war die Stadt Uber den Wiener Krankenanstaltenverbund bzw. das
Kuratorium Wiener Pensionisten—Wohnhduser ein wichtiger Betreiber von
Pflegeeinrichtungen.

In Salzburg, Tirol und Vorarlberg spielten die Gemeinden als Heimbetreiber eine grol3e
Rolle. In Tirol waren sie insbesondere verpflichtet, Heime zu errichten.

Das Land Vorarlberg hatte flr die Abwicklung der Finanzierung (aus Mitteln des
Landes und der Gemeinden) und fir die Steuerung (z.B. Tarifgestaltung) den Vorarl-
berger Sozialfonds'™ eingerichtet. Dem Kuratorium des Vorarlberger Sozialfonds
gehorten Land und Gemeinden paritatisch an. Das Land trat im stationdren Bereich
nicht als Leistungserbringer auf; die Gemeinden waren sowohl in der Finanzierung
als auch in der Leistungserbringung aktiv.

Auch die Stadt Wien richtete einen Fonds ein (Fonds Soziales Wien). Zu seinen
Aufgaben gehorten insbesondere das Erstellen von Leitlinien und Qualitatskriterien
sowie die Forderung von Einzelpersonen.

Der RH hob die unterschiedlichen Rahmenbedingungen der stationdren Pflege in
den Laéndern hervor. Vor diesem Hintergrund war der RH der Auffassung, dass zur
strategischen Steuerung zwischen dem Bund und den Landern eine operative Steu-
erung auf Landerebene hinzutreten sollte. Die einzelnen Steuerungselemente
(Tarife, Aufsicht, Prozesse etc.) waren aufeinander abzustimmen und an die jeweili-
gen Rahmenbedingungen anzupassen (TZ 2).

Der RH merkte weiters an, dass in den Landern die stationdre Pflege teils bei den
Gemeinden, teils bei den Sozialhilfeverbanden und teils beim jeweiligen Land selbst
lag. Flr eine vergleichende Beurteilung der Effektivitat und Effizienz der Aufgaben-
verteilung in der stationdren Pflege ware eine vergleichbare Input— und Outcome—
Messung erforderlich (TZ 2). Aufgrund der unzureichenden Verfligbarkeit entsprechender
Daten (TZ 8) war dies zur Zeit der Gebarungsiberprifung nicht moglich.

Der Sozialfonds wurde mit Wirkung vom 1. Janner 1998 als selbststandiger Landesfonds mit eigener Rechts-
personlichkeit eingerichtet.
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Finanzierung
Datengrundlagen

In Osterreich bestand zur Zeit der Gebarungsiiberpriifung keine Statistik zu den
Gesamtaufwendungen fir die Pflege. Unterschiedliche Auswertungen wiesen
verschiedene Teilmengen aus:

Das ,System of Health Accounts” erhob nur Ausgaben fir gesundheitsbezogene
MaRnahmen.?° Das betraf sowohl private als auch 6ffentliche Aufwendungen (2015:
rd. 4,1 Mrd. EUR).

Das Europaische System integrierter Sozialschutzstatistiken erhob gesundheits— und
sozialbezogene Daten, aber nur 6ffentliche Aufwendungen (2015: rd. 4 Mrd. EUR).

Die Pflegedienstleistungsstatistik erhob grundsatzlich nur Aufwendungen im Zusam-
menhang mit der Sozialhilfe (2015: rd. 3,4 Mrd. EUR).

Am Beispiel der 24-Stunden—Betreuung bedeutete dies, dass das Europdische
System integrierter Sozialschutzstatistiken nur 6ffentliche Férderungen berlcksich-
tigte, diese aber vollstandig. Das System of Health Accounts schéatzte auch die priva-
ten Aufwendungen anhand einer Hochrechnung, teilte dann jedoch die
Gesamtaufwendungen in gesundheitsbezogene (Pflege) und sozialbezogene
Aufwendungen (Betreuung) und bericksichtigte nur erstere. Da die offentlichen
Mittel fir die 24-Stunden—Betreuung eine Férderung und keine Sozialhilfeleistung
darstellten, blieben sie in der Pflegedienstleistungsstatistik unbertcksichtigt. Mobile
Dienste waren dagegen aufgrund der gesetzlichen Regelung in der Pflegedienstleis-
tungsstatistik enthalten.

Private Aufwendungen fir die informelle Pflege und Betreuung waren in keiner
dieser Statistiken enthalten. Die diesbezlglichen Einschatzungen verschiedener
Studien basierten auf einer Befragung des Mikrozensus aus dem Jahr 2002 und
wurden seither hochgerechnet. Die Darstellung der Pflegeaufwendungen erfolgte
nur teilweise nach Mittelherkunft und Mittelverwendung.

Der RH hielt aufgrund der grofRen finanziellen Bedeutung und der demografischen
Entwicklung eine statistische Erfassung der Gesamtaufwendungen fir Pflege fir
notwendig und kritisierte, dass ein daflir geeignetes Regelwerk (Erfassung 6ffentli-
cher und privater Aufwendungen sowie nach Mittelherkunft und Mittelverwen-
dung) nicht bestand.

Das Handbuch von OECD, Eurostat and World Health Organization (2017), A System of Health Accounts 2011:
Revised edition unterscheidet zwischen ,health care” und ,social care” und fihrt aus: “many activities that
may accompany or follow the provision of health care services such as long—term social care or activities rela-
ted to enhancing the social integration and participation of disabled persons are not counted as health care
functions.” (S. 53)
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Er empfahl dem Sozialministerium und den Landern, eine statistische Erfassung der
Gesamtaufwendungen fir Pflege sicherzustellen und dabei Mittelherkunft und
Mittelverwendung zu berlcksichtigen.

(1) Das Sozialministerium flhrte in seiner Stellungnahme aus, dass eine Ausweitung
der in die Pflegedienstleistungsstatistik einzuspeisenden Daten (wie z.B. 24-Stunden—
Betreuung und Pflegegeld) ein denkbarer Weg zur (weitestgehend) statistischen
Erfassung der Gesamtaufwendungen sei und durch eine Novelle der Pflegedienst-
leistungsstatistik—Verordnung 2012 veranlasst werden kénne. Bei diesem Ansatz
seien allerdings die privaten Aufwendungen fir die informelle Pflege und Betreuung
auszunehmen, da sie als bloRe SchatzgréRe nicht in die Systematik der Pflegedienst-
leistungsstatistik passen wirden. Ob die Trennung der Pflegeaufwendungen nach
Mittelherkunft und —verwendung ohne unverhaltnismaRigen Aufwand umsetzbar
sei, kdnne das Sozialministerium derzeit nicht beurteilen. Es werde aber die Empfeh-
lung in einer Sitzung mit den Landern eingehend diskutieren.

(2) Das Land Karnten stimmte in seiner Stellungnahme einer gesamtheitlichen Erfas-
sung der offentlichen und privaten Ausgaben und Einnahmen im Pflegewesen
—wenn moglich in einer Datenquelle — zu.

(3) Das Land Niederosterreich regte an, vor einer statistischen Erfassung der
Gesamtaufwendungen fur die Pflege eine Kosten—Nutzen—Analyse durchzufihren.

(4) Die Stadt Wien sagte in ihrer Stellungnahme zu, sich in entsprechende Vorhaben
einzubringen und dafir ihre Mitarbeit und Expertise anzubieten.

Gebarungsvolumen

Der RH erstellte auf Grundlage der Pflegedienstleistungsstatistik, zusatzlicher Anga-
ben der Lander und Hochrechnungen sowohl der Statistik Austria flr die 24—-Stun-
den—Betreuung bzw. fiir die Selbstzahlenden als auch des Osterreichischen Instituts
far Wirtschaftsforschung (WIFO) fir die informelle Pflege die Gesamtkosten fir
Pflege hinsichtlich Mittelherkunft und Mittelverwendung.

Dabei ergaben sich fur das Jahr 2016 Gesamtkosten von rd. 7,9 Mrd. EUR, von
denen rd. 2,9 Mrd. EUR vom Bund, rd. 2,1 Mrd. EUR von den Landern und Gemein-
den sowie rd. 2,9 Mrd. EUR von Privaten stammten (darunter die Eigenbeitrage zu
Pflegedienstleistungen, aber auch die in Geld bewerteten informellen Pflegedienst-
leistungen abzlglich des vom Bund finanzierten Pflegegeldes).?' Somit ergab sich ein
Finanzierungsvolumen fir die 6ffentliche Hand von rd. 5 Mrd. EUR.

Nicht berlcksichtigt sind dabei die Ausgaben der Krankenversorgung von pflegebedirftigen Personen (z.B.
Medikamente, Arzthonorare, Spitalsaufenthalte).
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Diese Mittel wurden —unter Berlcksichtigung von Rundungsdifferenzen — zu
rd. 3,4 Mrd. EUR fur Pflegeheime, zu rd. 3,1 Mrd. EUR fir die Arbeitsleistung infor-
meller Pflege, zu rd. 0,7 Mrd. EUR fiir mobile Dienste und zu rd. 0,6 Mrd. EUR fir die
24-Stunden—Betreuung verwendet.

Abbildung 3: Mittelherkunft und Mittelverwendung der Pflege fiir das Jahr 2016

2,9 Mrd. EUR
- 2,9 Mrd. EUR
Private
Mittelherkunft Bund
2,1 Mrd. EUR
Lander und Gemeinden
0,7 Mrd. EUR
mobile Dienste
1Mrd. E . 3,4 Mrd. EUR
3,1 Mrd. EUR Mittelverwendung :
informelle Pflege Pflegeheime

0,6 Mrd. EUR

24-Stunden—Betreuung

Rundungsdifferenzen méglich Quellen: siehe Anhang, Tabelle A; Darstellung: RH

Eine genauere Darstellung der berlcksichtigten Quellen und Daten ist aus dem
Anhang, Tabelle A, ersichtlich.
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7.2

7.3

Der RH wies darauf hin, dass die Finanzierung der Pflege zwischen Privatpersonen
(37 %), Bund (37 %) sowie Landern und Gemeinden (26 %) aufgeteilt war. Obwohl
die Zustandigkeit zur Regelung der Pflege Uberwiegend bei den Landern lag (TZ5),
war der Finanzierungsanteil des Bundes bzw. der Privaten somit héher als jener der
Lander. Der RH verwies dazu auf seine Empfehlung in TZ 4, das erforderliche koordi-
nierte Vorgehen im Bereich der Pflege durch entsprechende dauerhaft eingerich-
tete Gremien und Instrumente, wie z.B. Finanzpldne sowie Bedarfs— und
Entwicklungspléne, sicherzustellen.

Der RH hob weiters hervor, dass die Mittel im Rahmen der formellen Pflege vor
allem in Pflegeheime flossen. Bei der Betreuung zu Hause lag der Schwerpunkt auf
der informellen Pflege. Demgegeniber spielten die mobilen Dienste nur eine unter-
geordnete Rolle.

Zur Mittelverteilung der formellen Pflege wies das Land Niederdsterreich in seiner
Stellungnahme darauf hin, dass sich die Angebote sowohl inhaltlich als auch vom
Umfang her unterscheiden wirden, und dieser Sachverhalt bei der Interpretation
der Daten zu bericksichtigen sei.
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Instrumente der Pflegefinanzierung
(1) Grundsatzlich wurde die Pflege Uber finf zentrale Instrumente finanziert:

Der Bund gewahrte den Pflegebedirftigen Uber die Pensionsversicherung Pflege-
geld zur Finanzierung informeller oder formeller Pflegedienstleistungen.

Im Falle der 24-Stunden—Betreuung erhielten die Pflegebedirftigen bei Erfullung
der Voraussetzungen Forderungen vom Sozialministeriumservice, finanziert im
Verhaltnis 60 zu 40 zwischen Bund und Landern.

Bei mobilen Diensten gewahrten die Lander Forderungen.

Im Fall der stationaren Betreuung Gbernahmen die Lander (mitfinanziert von den
Gemeinden) als Trager der Sozialhilfe bzw. Mindestsicherung jene Betrédge, die von
den Betroffenen nicht selbst finanziert werden konnten.

Der Bund stellte den Landern im Wege des allgemeinen Finanzausgleichs und zusatz-
lich aus dem Pflegefonds sowie seit 2018 als Ersatz des Pflegeregresses finanzielle
Mittel zur Verfigung, um deren Leistungen mitzufinanzieren (TZ 12).

(2) In einigen Landern galten diverse Besonderheiten: Zum Beispiel unterstitzten
Niederosterreich, das Burgenland und ab 2019 auch Vorarlberg die 24-Stunden—
Betreuung mit zusatzlichen Forderungen. In der Steiermark konnte neben den
Forderungen fir mobile Dienste zur Abdeckung eines allfalligen weiteren Finanzie-
rungsbedarfs fir mobile Dienste auch Sozialhilfe bezogen werden. In Tirol finanzier-
ten die Gemeinden die Errichtung von Pflegeheimen direkt. Im Ubrigen wurden die
Errichtungskosten meist Uber die Tarife durch die Betroffenen oder die Sozialhilfe
finanziert; weiters flossen z.B. Wohnbaudarlehen oder Bedarfszuweisungsmittel fir
die Errichtung von Heimen. Im Hintergrund erfolgten noch Zahlungsstrome von
geringerer Bedeutung fiir die Pflegebedirftigen: etwa der Ersatz der Vorsteuer oder
die Mitfinanzierung von medizinischer Hauskrankenpflege durch die Krankenversi-
cherungstrager oder die Gesundheitsfonds der Lander.

(3) Zu diesem System der Finanzierung war anzumerken:

a) Die Gesamtkosten und deren Entwicklung waren in keiner einheitlichen Ubersicht
erfasst und in keinem einheitlichen Prozess steuerbar. Es trafen die Einzelfallentschei-
dungen der Pensionsversicherungstrager, die Valorisierungsentscheidungen des
Bundesgesetzgebers, Forderentscheidungen des Sozialministeriumservice und der
Lander sowie die Investitions— und Tarifentscheidungen der Lander und Gemeinden
zusammen.

Investitionen waren uneinheitlich erfasst. Obwohl die Entwicklung der Heimplatze ein
wesentlicher Faktor fir die Versorgung und die Kosten war, fand keine einheitliche
Messung von Abschreibungen und Reinvestitionen statt. Teilweise wurden Investitio-
nen direkt von Gebietskodrperschaften Gbernommen, teilweise gefordert und teilweise



38

22

in durch Sozialhilfe, Pflegegeld und Eigenbeitrage finanzierten Tarifen Uber Tagsatze
abgedeckt.

b) Die Finanzierung war unterschiedlich, je nachdem ob sie durch Pflegeeinrichtun-
gen oder im Rahmen der Gesundheitsversorgung erfolgte. So konnte z.B. die Anstel-
lung von medizinischem Personal in bestimmten Wiener Pflegeeinrichtungen zwar
Spitalsaufenthalte und Transporte vermeiden, dafir fielen zusatzliche Kosten in den
Pflegeheimen an. Umgekehrt verursachten Rehabilitationsmallnahmen Kosten im
Gesundheitssystem, allenfalls konnten diese aber weitere Kosten der Pflegebediirf-
tigkeit vermeiden. Eine frihere Entlassung aus Spitdlern in Pflegeheime entlastete
die Spitaler, belastete jedoch wiederum die Heime. Eine gemeinsame Betrachtung
fehlte trotz der vielfaltigen Wechselwirkungen. Im Gegensatz dazu bestand z.B. in
Deutschland fur Personen in Pflegeheimen grundsatzlich eine Finanzierung von
Krankenbehandlung und Pflege aus einer einzigen Quelle (Pflegeversicherung).

c) Die Verantwortung flir die Finanzierung war unklar aufgeteilt: Der Bund trug
aufgrund der Einnahme der Steuern und Abgaben eine Gesamtverantwortung zur
Finanzierung (Finanzausgleich, Pflegegeld, Dotierung Pflegefonds), die Lander
jedoch die Verantwortung fur die wesentlichen Kostentreiber (Anzahl der Pflegeplatze,
Tarife) und sie entschieden, in welchem AusmaR die allgemeinen Mittel des Finanz-
ausgleichs fir die Pflege zu verwenden waren. Da die Geldleistungen bzw. Forderungen
nicht automatisch valorisiert wurden,? war die Dotierung des Pflegefonds laufend
Gegenstand von Verhandlungen. Die landerweise Zuordnung der Mittel erfolgte
dabei nach vier verschiedenen Kriterien, ndmlich teilweise nach Pflegebedarf (Pflege-
geld), teilweise nach einem Bevolkerungsschlissel (Pflegefonds), teilweise nach den
Kosten der Betreuung (Ersatz der Kosten infolge des Pflegeregressentfalls) und teil-
weise nach den Kriterien des allgemeinen Finanzausgleichs. Die Gemeinden trugen
zwar insbesondere Uber die Sozialhilfeumlage zur Finanzierung bei (35 % in Tirol, je
40 % in Oberdsterreich, Vorarlberg und in der Steiermark, je 50 % im Burgenland, in
Karnten, Niederdsterreich und Salzburg), waren aber nur teilweise in die Planung
und Steuerung eingebunden.

Im Juli 2019 beschloss das Parlament eine automatische Valorisierung des Pflegegeldes ab 2020.
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d) Die Einbindung der Pflegebeddrftigen in die Finanzierung folgte keinen klaren
Steuerungsgesichtspunkten:

- Das gewahrte Pflegegeld war nicht an einen Verwendungsnachweis geknupft
oder an der konkreten in Anspruch genommenen Leistung ausgerichtet. Von den
rd. 2,6 Mrd. EUR Pflegegeld im Jahr 2016 flossen rd. 0,5 Mrd. EUR im Wege einer
Legalzession fiir stationdare Unterbringung an die Lander. Selbst bei Hinzurech-
nung der Eigenbeitrage fir mobile Dienste, 24-Stunden—Betreuung etc. lagen
Uber die Verwendung (z.B. zur allgemeinen Lebensfiihrung der Betroffenen, flr
konkrete Pflegebedarfe wie Hilfsmittel oder zur Abgeltung informeller Pflege
durch Angehorige) eines erheblichen Teils des Pflegegeldes keine Informationen
VOr.

— Auch die einbehaltenen Eigenbeitrage der Pflegebedirftigen waren nicht nach
Steuerungsgesichtspunkten ausgerichtet. Da bei stationarer Unterbringung in
der Regel das gesamte Einkommen herangezogen wurde, bei mobilen Diensten
ein Eigenbeitrag je Stunde kalkuliert war und bei der 24-Stunden—Betreuung die
Hohe der Eigenmittel letztlich durch freie Vereinbarung zwischen Betreuungs-
personen, Agenturen und betreuten Personen festzulegen war, ergab sich erstim
Einzelfall, welche finanziellen Folgen die Entscheidung zwischen bestimmten
Leistungen hatte. Fir die 24-Stunden—Betreuung und die mobilen Dienste war
ohne entsprechende Eigenmittel teilweise die Inanspruchnahme wirtschaftlich
unmoglich, bei Unterbringung in einem Pflegeheim konnten die Tréger der Sozi-
alhilfe bzw. Mindestsicherung Fehlbetrage ausgleichen. Durch das Abstellen auf
das Einkommen zur Zeit der Pflegebedrftigkeit bestanden keine Anreize fiir eine
individuelle finanzielle Vorsorge.

(4) Im Regierungsprogramm 2017 bis 2022 war die Ausarbeitung eines Konzepts zur
langfristigen Finanzierung der Pflege unter Einbindung der betroffenen Institutionen
und Gebietskorperschaften vorgesehen. Das Regierungsprogramm 2020 bis 2024
nannte im Hinblick auf die Sicherstellung der Pflegefinanzierung MalRnahmen wie
Pflegeversicherung, Einrichtung einer Taskforce oder die Weiterentwicklung des
Pflegegeldsystems.
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8.3

Der RH hatte wiederholt eine nachhaltige Finanzierung der Pflege und eine
Gesamtstrategie fir alle Angebote empfohlen. Er beflirwortete daher die im Regie-
rungsprogramm 2017 bis 2022 vorgesehene Ausarbeitung eines Konzepts zur lang-
fristigen Finanzierung der Pflege und verwies auf die im Regierungsprogramm 2020
bis 2024 angekindigten Finanzierungsanderungen. Der RH wies dazu auf vier grund-
satzliche Schwéchen des bestehenden Finanzierungssystems hin; es fehlten

Informationen (z.B. hinsichtlich der Investitionen) und klare Prozesse fiir eine tber-
geordnete Steuerung,

eine klare Zuordnung der Verantwortung tGber die Gesamtkosten der Pflege und der
damit verbundenen Mittelherkunft und Mittelverwendung,

eine gemeinsame Betrachtung von Gesundheits— und Pflegesystem und

klare Steuerungsgesichtspunkte fir die Einbindung der Pflegebedirftigen in die
Finanzierung (allfallige Zweckwidmung mit Verwendungsnachweis des Pflegegeldes,
unterschiedliche Eigenbeitrage innerhalb und aullerhalb der stationdren Pflege,
allfallige Anreize fir eine individuelle finanzielle Vorsorge).

Der RH empfahl dem Sozialministerium und den Léandern, ein nachhaltiges Finanzie-
rungssystem zu entwickeln und dabei insbesondere die Anforderungen

einer koordinierten Gesamtsteuerung und einer klaren Zuordnung der Verantwor-
tung Uber die Gesamtkosten der Pflege und der damit verbundenen Mittelherkunft
und Mittelverwendung sowie

einer Schnittstelle zwischen Gesundheit und Pflege

unter Einbeziehung der Pflegebedurftigen (Pflegegeld, Eigenbeitrage) zu beriick-
sichtigen.

(1) Das Sozialministerium wies in seiner Stellungnahme darauf hin, dass sich aus den
§§ 1 und 20 Bundespflegegeldgesetz und der Judikatur des Obersten Gerichtshofes
eine Zweckwidmung des Pflegegeldes ergebe. Demnach habe das Pflegegeld den
Zweck, in Form eines Beitrags pflegebedingte Mehraufwendungen pauschaliert
abzugelten. Bei Nichterreichen des definierten Zwecks sei eine Umwandlung in eine
Sachleistung vorgesehen. Werde die Annahme dieser Sachleistung ohne triftigen
Grund verweigert, ruhe der Pflegegeldanspruch.

Nach Ansicht des Sozialministeriums sei aufgrund der demografischen Entwicklung
und der langeren Lebenserwartung mit einer Zunahme von pflegebedirftigen
Menschen und einer Kostensteigerung zu rechnen. Dies sei auch davon abhangig,
wie z.B. praventive Malknahmen greifen wirden oder der technische Fortschritt in
die Betreuung integriert werden kdnne.
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Bezogen auf die Entwicklung eines nachhaltigen Finanzierungssystems wies das
Sozialministerium darauf hin, dass eine bereits im Jahr 2011 eingerichtete Reform-
arbeitsgruppe , Pflege” zum Ergebnis gekommen sei, die Pflege und Betreuung aus
allgemeinen Steuermitteln zu finanzieren und auch fur die Zeit vor der Pflegebedrftig-
keit eine nachhaltige Steuer— statt Beitragsfinanzierung zu Uberlegen. Darlber
hinaus habe das Sozialministerium im Jahr 2019 eine Studie zur Pflegefinanzierung in
Osterreich im internationalen Vergleich an das Institut fiir Hohere Studien vergeben.
Wie mit den voraussichtlich Ende 2019 vorliegenden Ergebnissen der Studie umzu-
gehen sei, werde Teil einer politischen Diskussion sein. Darlber hinaus solle die
Bedeutung der Pravention systematisch betrachtet werden. Diese Schritte wiirden
der Vorbereitung dienen, damit eine zukinftige Regierung fundiert entscheiden kdnne.

(2) Das Land Karnten stimmte in seiner Stellungnahme der Empfehlung grundsatz-
lich zu.

(3) Das Land Niederosterreich verwies auf seine Stellungnahme zu TZ 9.

(4) Das Land Salzburg merkte in seiner Stellungnahme an, dass die aktuelle Rechts-
lage der Empfehlung des RH widerspreche, ein nachhaltiges Finanzierungssystem
mit einer koordinierten Gesamtsteuerung und einer klaren Zuordnung der Verant-
wortung Uber die Gesamtkosten der Pflege und der damit verbundenen Mittel-
herkunft und Mittelverwendung zu entwickeln.

(5) Das Land Tirol betonte in seiner Stellungnahme, dass die Berlicksichtigung von
Abschreibungen in den Heimtarifen wegen seines dualen Finanzierungssystems fir
die Errichtung und den Betrieb von Pflegeheimen nicht zulassig sei.

(6) Die Stadt Wien sagte in ihrer Stellungnahme zu, sich in entsprechende Vorhaben
einzubringen und dafur ihre Mitarbeit und Expertise anzubieten. Sie fordere seit Jahren
ein nachhaltiges Konzept zur Finanzierung der Langzeitpflege. lhre Aufforderung an
den Bund, die Befristung des Finanzierungsmodells des Pflegefonds aufzuheben, sei in
mehreren Beschlissen der Landessozialreferentenkonferenz dokumentiert.

Der RH stimmte dem Land Salzburg zu, dass eine Neuordnung der Finanzierung auch
Anderungen in den Rechtsgrundlagen erfordert.
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24

Ausgaben— bzw. Kostendampfungspfad

(1) Im Paktum zum Finanzausgleichsgesetz 2017 (FAG 2017) vereinbarten die Finanz-
ausgleichspartner nach dem Muster des Gesundheitsbereichs® einen Ausgaben—
bzw. Kostendampfungspfad, der die jahrliche Kostensteigerung in der Langzeitpflege
mit 4,6 % begrenzte. Ausgangsbasis daflir waren die Ausgaben inkl. Eigenbeitrage
(Bruttoausgaben) der Lander gemald Pflegedienstleistungsstatistik fur das Jahr 2016
(rd. 3,5 Mrd. EUR). Dieser Wert sollte demnach bis 2021 auf maximal 4,5 Mrd. EUR
ansteigen. Gleichzeitig betrug die jahrliche Anhebung der Mittel aus dem Pflege-
fonds 4,5 %.

Im Rahmen der Verhandlungen zum Paktum zum FAG 2017 legten der Bund und die
Lander Berechnungen zu den erwarteten Kostensteigerungen von 2017 bis 2021
ohne bzw. mit MaRnahmen zur Kostenddmpfung vor. Die Lander berlcksichtigten
u.a. Mengeneffekte, die aus der Entwicklung der Bevolkerung ab 80 Jahren resultierten
und Preiseffekte fir Inflationsabgeltung bzw. Gehaltssteigerungen. Ohne Kosten-
ddmpfung ergaben sich jahrliche Steigerungen zwischen 4,72 % (2017) und
11,05 % (2020). Mit umfangreichen MaRnahmen zur Kostenddampfung auf Lander—
und auf Bundesebene sollten die jahrlichen Steigerungen zwischen 4,72 % (2017)
und 5,50 % (2020) liegen. Der Bund ging auf Basis seiner eigenen Annahmen zur
demografischen Entwicklung und zu Preiseffekten fir die Jahre 2017 bis 2021 von
jahrlichen Steigerungen der Bruttoausgaben zwischen 3,9 % (2017) und 4,8 % (2019)
aus. In den Verhandlungen legten die Finanzausgleichspartner eine Obergrenze fir
die jahrlichen Kostensteigerungen in Hohe von 4,6 % fest. Dieser Wert entsprach der
durchschnittlichen Steigerung der Bruttoausgaben in den Jahren 2012 bis 2016
gemdlR Pflegedienstleistungsstatistik?* und gab weder die erwarteten Kostensteige-
rungen der Lander noch des Bundes wieder.

Tabelle 4: Kostendampfungspfad — erwartete Kostensteigerungen in der Pflege

| 2017 | 2018 | 2019 | 2020 | 2021

Kostensteigerungen in %

Prognose Lander ohne Kostenddmpfung 4,72 5,88 8,47 11,05 9,95
Prognose Lander mit Kostendampfung 4,72 5,47 5,17 5,50 5,40
Prognose Bund 3,9 4,7 4,8 4,7 4,2

Paktum zum Finanzausgleichsgesetz 2017 (Maximum) 4,6 4,6 4,6 4,6 4,6

Quellen: Lander; BMASGK

Far den Gesundheitsbereich erfolgte eine Steuerung durch Ausgabenobergrenzen fiur die o6ffentlichen
Gesundheitsausgaben (ohne Langzeitpflege) bereits seit der Gesundheitsreform 2012.

Fur die Jahre 2015 und 2016 zog das Sozialministerium mangels statistischer Daten eigene Hochrechnungen
heran.
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(2) Eine Aufteilung der zuldssigen Kostensteigerungen auf die in den einzelnen Landern
moglichen Preis— und Mengenerhdéhungen erfolgte nicht. Das Paktum zum FAG 2017
enthielt zur Kostendampfung allerdings Vorhaben insbesondere im Hinblick auf einen
moglichen Direktbezug von Medikamenten in Pflegeheimen, die Optimierung sicher-
heitstechnischer Uberpriifungen von Medizinprodukten, Anderungen im Arbeitneh-
merschutz, Anderungen der bei der Wohnbauférderung relevanten ONORMEN und
bei Dokumentationsverpflichtungen. Bis zur Zeit der Gebarungstberprifung wurde
lediglich eine MaRnahme im Bereich der ONORMEN umgesetzt sowie die Einsetzung
einer Arbeitsgruppe zum Thema Direktbezug von Medikamenten in Pflegeheimen
vereinbart. Laut einer im Jahr 2017 verdffentlichten Studie des Fiskalrates®® erwartete
dieser bis zum Jahr 2021 einen Kostenzuwachs zwischen insgesamt 8 Mio. EUR und
685 Mio. EUR Uber dem vereinbarten Kostendampfungspfad.

(3) GemaRk § 1a Abs. 2 PFG war ein Monitoring der jahrlichen Steigerungen der Brut-
toausgaben aller Linder anhand der Pflegedienstleistungsstatistik durch das Finanz-
ministerium vorgesehen. Fiar den Fall, dass aufgrund der demografischen
Entwicklung oder auRRerordentlicher Ereignisse die vereinbarten 4,6 % jahrlich nicht
eingehalten werden konnten, waren erneute Verhandlungen der Finanzaus-
gleichspartner vorgesehen. Die Lander gaben bei der Gebarungstberprifung an Ort
und Stelle Uberwiegend an, dass durch die Abschaffung des Pflegeregresses (TZ 11)
die Vereinbarung des Kostendampfungspfades nicht mehr einhaltbar sei.

Der RH beflirwortete grundsatzlich das Vorhaben einer gebietskdrperschaftentber-
greifend abgestimmten Vorgehensweise in der Pflege unter Berilcksichtigung der
Kostenfolgen. Er kritisierte jedoch, dass die festgelegte Ausgabenobergrenze von
4,6 % nicht nachvollziehbar begriindet war. Er vermisste eine Festlegung der Kosten-
treiber, namlich der Entwicklung der Heimpladtze und der Tarife je Land, als Basis fur
die Einhaltung der Planung.

Der RH empfahl dem Sozialministerium und den Landern, bei der Entwicklung eines
nachhaltigen Finanzierungssystems die Ausgabenentwicklung und dabei die
Mengen— und Preisentwicklung je Land festzulegen.

(1) Das Sozialministerium wies in seiner Stellungnahme in formaler Hinsicht darauf hin,
dass auch das Finanzministerium — ihm obliege die Uberpriifung der Zielerreichung —
Adressat der vorliegenden Empfehlung sein misse, weshalb es von dessen Mitzustan-
digkeit ausgehe. In inhaltlicher Hinsicht fihrte das Sozialministerium aus, dass — fur
den Fall der Verlangerung des Pflegefonds Uber das Jahr 2021 hinaus — die Frage eines
nachhaltigen Finanzierungssystems und die Bericksichtigung der Mengen— und Preis-
entwicklung in den ndchsten Finanzausgleichsverhandlungen zu behandeln seien. Das
Sozialministerium habe dazu eine Studie beauftragt, die Ende 2019 vorliegen solle.

Grossmann/Schuster, Langzeitpflege in Osterreich: Determinanten der staatlichen Kostenentwicklung
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(2) Laut Stellungnahme des Finanzministeriums seien alle Themen mit dem Ziel
einer Kostendampfung Gegenstand von Gesprdchen in verschiedenen Gremien
gewesen bzw. seien sie dies noch immer. Sofern sich in den Detaildiskussionen dazu
kein Handlungsbedarf gezeigt habe, seien diese Themen bereits abgeschlossen:

Der Medikamentenbezug in Pflegeheimen sei Diskussionsthema im standigen
Koordinierungsausschuss.

Bei der Optimierung sicherheitstechnischer Uberpriifungen von Medizinprodukten
hatten Nationalstaaten aufgrund der europarechtlichen Regelungen nur geringe
Regelungsmaoglichkeiten, weshalb eine Umfrage bei den Ldndern keinen akuten
Handlungsbedarf ergeben habe.

Weder die Lander noch die Organisationen im Pflegebereich hatten Anderungen im
Arbeitnehmerschutz vornehmen wollen.

Bezlglich der Dokumentationsverpflichtungen habe eine Landerumfrage ergeben,
dass insbesondere im Hinblick auf die Letztfassung ,Arbeitshilfe Pflegedokumenta-
tion 2017 durch das Sozialministerium eine Neuregelung der Dokumentations-
pflichten hinreichend erfolgt sei.

Zur Nachvollziehbarkeit der Hohe des Kostendampfungspfades merkte das Finanz-
ministerium an, dass mit dem Kostenddmpfungspfad erstmals ein Instrument
vorliege, um die Pflegekosten in einer transparenten Form zu beschranken. Es sei
davon auszugehen, dass das Thema im Hinblick auf den Pflegeregress und ange-
sichts der gednderten Rahmenbedingungen Gegenstand der nachsten Finanzaus-
gleichsverhandlungen sein werde. Die Existenzberechtigung und Notwendigkeit
dieses Instruments sowie die Koppelung der Kosten an ein ambitioniertes Ziel seien
allerdings unumstritten.

Zur Einhaltung des Kostendampfungspfades hielt das Finanzministerium fest, dass
die Steigerungsrate der gesamten Bruttokosten laut Pflegedienstleistungsstatistik
von 2016 auf 2017 dsterreichweit bei rd. 1,35 % gelegen sei.

(3) Das Land Karnten stimmte in seiner Stellungnahme der Empfehlung zu. Es
erachte die differenzierte Betrachtung der Rahmenbedingungen, wie die demogra-
fische Entwicklung und den sich dadurch ergebenden Ausbaubedarf je Land sowie
die daraus resultierende Festlegung der Ausgaben, zweckmaliger als die starre Fest-
legung eines jahrlichen Kostensteigerungsfaktors.

(4) Das Land Niederosterreich fihrte in seiner Stellungnahme aus, dass infolge der
Abschaffung des Pflegeregresses die Bruttoausgaben der vom PFG erfassten Leistungen
in Niederosterreich von rd. 474 Mio. EUR im Jahr 2017 auf rd. 538 Mio. EUR im Jahr 2018
(+13 %) gestiegen seien. Ebenso wiirden hohe Gehaltsabschlisse der Pflegeberufe und
zusatzliche Anderungen in den Rahmenbedingungen zu erhéhten Personalkosten
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fihren, die durch Valorisierung von Pensionen und Pflegegeld nicht ausgeglichen und
zu Mehraufwendungen bei den Landern und Gemeinden flhren wirden.

Das Land Niederosterreich verschlief3e sich nicht einer Diskussion lber ein nachhalti-
ges Finanzierungssystem. Da die Lander (und Gemeinden) letztendlich die Kosten der
Pflegedienstleistungen aus den Ertragsanteilen zu tragen hatten, misse ihnen weiter-
hin eine malRgebliche Steuerungsfunktion zukommen und die Mittelausstattung diesen
Anforderungen entsprechend gewéhrleistet sein. Laut Ansicht von Niederdsterreich
seien daher sdmtliche finanzielle Auswirkungen den Landern zu ersetzen.

(5) Das Land Salzburg merkte in seiner Stellungnahme grundsatzlich an, dass die Ausga-
benentwicklung im Bereich der Sozialhilfe bspw. von der Anzahl der Klientinnen und
Klienten, der Entwicklung des Pflege— und Betreuungsbedarfs, der Einkommenssitua-
tion oder der Pflegemdglichkeit durch Angehérige abhdnge. Manche Anderungen, z.B.
im Verhalten der Bevolkerung oder durch politische Entscheidungen ausgeldste neue
Tendenzen (z.B. Abschaffung des Pflegeregresses), seien nicht vorhersehbar. Die Anpas-
sung der Tarife erfolge im Land Salzburg jahrlich auf Basis eines gesetzlich geregelten
Anpassungsfaktors, worin Gehaltserhohungen und die Inflation berUcksichtigt seien.

(6) Die Stadt Wien sagte in ihrer Stellungnahme zu, sich in entsprechende Vorhaben
einzubringen und daflr ihre Mitarbeit und Expertise anzubieten. Sie fihrte weiters
aus, dass nicht nur die Ausgabenentwicklung nach Menge und Preis, sondern vor
allem auch die Qualitat der Leistungsangebote —insbesondere betreffend Personalqua-
lifikation und Personalausstattung — festzulegen seien.

Der RH entgegnete dem Finanzministerium, dass die Periode von 2012 bis 2017 von
einem Rickgang des Anteils der Personen ab 80 Jahren an der Gesamtbevolkerung
gekennzeichnet war, in den folgenden finf Jahren jedoch ein Anstieg um
rd. 20 % erwartet wird (Tabelle 1). Er wies weiters darauf hin, dass die Kostensteige-
rungsraten auch von 2016 auf 2017 je Land mit einer Bandbreite zwischen
0 % (Wien), 1 % (Niederosterreich und Salzburg) und Uber 6 % (Burgenland und
Vorarlberg) stark divergierten. Der RH hielt daher eine je Land differenzierte Analyse
als Grundlage fir die finanzielle Steuerung im Bereich der Pflege fir erforderlich.

Der RH verkannte gegenliber dem Land Salzburg nicht die Schwierigkeit, auf unvorher-
gesehene Ereignisse zu reagieren. Dennoch hielt er eine Planung der Mengenentwick-
lung fir notig, um die erforderlichen Vorkehrungen (Infrastruktur, Personal etc.)
rechtzeitig treffen und die erforderliche Finanzierung abschatzen zu konnen.

Der RH teilte die Ansicht der Stadt Wien, dass neben der Finanzierung auch Festle-
gungen zur Qualitat der Leistungsangebote erforderlich waren, und verwies auf
seine Empfehlungen zu TZ 23.
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Abschaffung des Pflegeregresses
Regelung bis Ende 2017

Nach Art. 12 Abs. 1 Z 1 B-VG oblag auf dem Gebiet des Armenwesens die Gesetzge-
bung Uber Grundsatze dem Bund, fir die Erlassung von Ausflihrungsgesetzen und
die Vollziehung waren die Lander zustdndig. Mangels eines entsprechenden Grund-
satzgesetzes regelten die Lander diese Angelegenheit bis zur Gebarungslberpri-
fung. Der Rickgriff auf Vermogen bei Inanspruchnahme stationérer Pflege unter
Kostenbeteiligung der Lander (Pflegeregress) fiel unter diesen Kompetenztatbe-
stand und war daher bis zu seiner Abschaffung im Janner 2018 in den einzelnen
Landern unterschiedlich geregelt. Dies betraf z.B. die Frage, wann die 6ffentliche
Hand auf Schenkungen (insbesondere bei Immobilien) zurtickgreifen konnte bzw.
welcher Freibetrag von einem Kostenersatz ausgenommen war.

Tabelle 5: Pflegeregress — Rahmenbedingungen bis Ende 2017

Frist fir Rickgriff Freibetrag
auf Geschenknehmende fur Hilfeempfangende
in EUR
Burgenland flnf Jahre vor bis drei Jahre nach Hilfeleistung 8.450
Karnten drei Jahre vor bis drei Jahre nach Hilfeleistung 4.222,30
Niederosterreich = flnf Jahre vor bis drei Jahre nach Hilfeleistung 12.666,90
Oberosterreich  funf Jahre vor bis drei Jahre nach Hilfeleistung 7.300
Salzburg finf Jahre vor bis finf Jahre nach Hilfeleistung 5.235
7.000;
Steiermark finf Jahre vor bis finf Jahre nach Hilfeleistung bei Abschluss einer

Versicherung flr Begrabniskosten
4.230

zwei bzw. zehn Jahre nach Schenkung?;
Tirol zusatzlich finf Jahre ab Eigentumsiibergang 7.000
keine Mindestsicherung an Geschenkgebende

10.000;
zusatzlich Eigenheim bei Wohn-

H 1.
zwei bzw. zehn Jahre nach Schenkung?; bedarf bestimmter Angehoriger

zusatzlich bis zu zehn Jahre Kirzung der

Vorarlberg Mindestsicherung fir Geschenkgebende und zur Pensionsvorsorge des
) . Ehepartners angespartes
im Ausmal der Schenkungszinsen (4 %) N )
Vermogen im Ausmal unter-
haltsrechtlicher Anspriiche
Wien zwei bzw. zehn Jahre nach Schenkung?® 4.000

! laut Anfechtungsordnung, RGBI. 337/1914 i.d.g.F. (keine eigene Landesregelung)

Quellen: Anfechtungsordnung; Lander
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Der RH wies auf die bis Ende 2017 bestehenden unterschiedlichen Regelungen zum
Pflegeregress in den Landern hin. So war damals etwa der Freibetrag fir Hilfeemp-
fangende in Niedero6sterreich rund dreimal hoher als in Wien. In Vorarlberg konnte
auch ein Eigenheim vom Pflegeregress ausgenommen sein. Der Zugriff auf Gbertra-
genes Vermogen war bei gleichem Sachverhalt aufgrund unterschiedlicher Rickgriffs-
fristen in den Landern uneinheitlich.

Verbot des Pflegeregresses

(1) Im Juni 2017 legte der Bundesgesetzgeber fest, dass ab 1. Janner 2018 ein Zugriff
auf das Vermogen von in stationdren Pflegeeinrichtungen aufgenommenen Personen,
deren Angehorigen, Erbinnen und Erben sowie Geschenknehmenden im Rahmen
der Sozialhilfe zur Abdeckung der Pflegekosten unzuldssig war. Die Sozialhilfe— bzw.
Mindestsicherungstrager durften ab dem 1. Jdnner 2018 keine Ersatzanspriche
mehr geltend machen, laufende Verfahren waren einzustellen und entgegen-
stehende landesgesetzliche Regelungen traten mit Inkrafttreten der bundesgesetz-
lichen Regelungen auRer Kraft.2®

(2) Die Regelung wies mehrere legistische Besonderheiten auf: Um noch vor den
unmittelbar folgenden Wahlen eine parlamentarische Beschlussfassung zu ermdég-
lichen, erfolgte die Regelung mittels Abdnderungsantrags zu einer ohnehin geplan-
ten Novelle des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG)¥ ohne
Begutachtungsverfahren und wirkungsorientierte Folgenabschatzung, obwohl
Angelegenheiten der Pflege bis dahin in anderen Materiengesetzen geregelt waren.
Da die Zustandigkeit flr den Pflegeregress bei den Ldandern lag, traf der Bundes-
gesetzgeber die Regelung mittels Verfassungsbestimmung.

(3) Die Verfassungsbestimmung im ASVG sah vor, dass der Bund per Gesetz und
darauf basierenden Durchfiihrungsverordnungen nahere Bestimmungen Uber den
Ubergang zur neuen Rechtslage treffen konnte. In der Folge trugen die Lander
mehrere offene Fragestellungen dazu an das Sozialministerium heran. Der Bundes-
gesetzgeber erlieR keine Ubergangsregelungen. Die Linder trafen daher unter-
schiedliche Entscheidungen im Vollzug, wobei landesgesetzliche Anderungen
zwischen Janner und Dezember 2018 im Burgenland, in Karnten, in Salzburg und in
Wien nicht erfolgten (Anhang, Tabelle G).

BGBI. | 125/2017
BGBI. 189/1955 i.d.F. BGBI. | 66/2017


https://www.ris.bka.gv.at/BgblAltDokument.wxe?Abfrage=BgblAlt&Bgblnummer=337/1914
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(4) Die folgende Tabelle stellt fir das Jahr 2018 dar, ob die Lander die Betroffenen
Gber den Wegfall der Zahlungsverpflichtung informierten, ob sie —ohne Rechts-
pflicht weiterhin bezahlte — Betrage noch entgegennahmen (oder zurlckzahlten),
ob sie weiter Forderungen vorschrieben (z.B. bei bereits abgeschlossenen Ratenzah-
lungsvereinbarungen), wie sie bei Verlassenschafts— und Exekutionsverfahren
vorgingen und wie die Ldnder mit Antragen auf Léschung von Grundbuchseintragen bei
bestehenden Forderungen umgingen. Wichtige Entscheidungsgrundlagen waren dabei
zwei Entscheidungen des Obersten Gerichtshofes (OGH) vom April bzw. Oktober 2018
und ein Beschluss des Verfassungsgerichtshofes (VfGH) vom Oktober 2018.28

So stellte der OGH in seinem Urteil vom 30. April 2018, 1 Ob 62/18a, klar, dass das Verbot des Pflegeregres-
ses auch bereits vor dem 1. Janner 2018 verwirklichte Sachverhalte erfasste und von Amts wegen auch im
Rechtsmittelverfahren anzuwenden war. Der VfGH sprach in seinem Beschluss vom 10. Oktober 2018,
E 229/2018, aus, dass ein Zugriff auf das Vermogen — selbst bei Vorliegen einer rechtskraftigen Entscheidung,
die vor dem 1. Janner 2018 ergangen war — jedenfalls unzulassig war. In seinem Beschluss vom 24. Okto-
ber 2018, 3 Ob 206/18t, entschied der OGH, dass Exekutionsverfahren, denen ein 2017 entstandener rechts-
kraftiger Exekutionstitel zugrunde lag, einzustellen und eingetragene Pfandrechte zu I6schen waren.

Burgenland
Karnten
Niederdsterreich
Oberosterreich
Salzburg
Steiermark

Tirol

Vorarlberg

Wien

Burgenland
Karnten
Niederosterreich
Oberosterreich
Salzburg
Steiermark

Tirol

Vorarlberg

Wien

Tabelle 6: Folgen der Abschaffung des Pflegeregresses im Jahr 2018

Vorschreibung

vonZahlungen Beantragung

von Exekutionen
(fur Forderungen
vor 1. Janner 2018)

Infi ti
nformation an Entgegennahme

von Zahlungen’

Verpflichtete Gber (z.B. bei Ratenzahlungs-
Zahlungseinstellung vereinbarung
vor 1. Janner 2018)

nein nein ja nein
abJuli 2018 bis 31. Juli 2018 bis Mitte 2018 nein
nein nein ja nein

nein ja ja ja
ab 13. Marz 2018 nein ja nein

nein ja ja ja
ja nein ja nein

ja;

. bei exekutionsfahigem Titel . . L ) .
nein bis 10. Oktober 2018 bei exekutionsfahigem Titel nein
’ bis 10. Oktober 2018

jeweils
nach 30. April 2018
und 10. Oktober 2018

bis 30. April 2018; bei rechtskraftigem Exekutionstitel oder
Pfandrecht bis 10. Oktober 2018

nein

Betreibung Rechtsmittel bei Zustimmung

Forderungsanmeldung in

Verlassenschaftsverfahren Nichtbericksichtigung in zur Léschung von

Verlassenschaftsverfahren | Grundbuchseintragen

anhangiger
Exekutionsverfahren

nein bis 30. April 2018 nein ab 10. Oktober 2018
nein bis 5. Juli 2018 bis 30. April 2018 ab 10. Oktober 2018
nein nein nein ab 30. Janner 2019
ja ja ja ab Ende 2018
nein bis 13. Mdrz 2018 bis 13. Mdrz 2018 nein
ja nein ja ab 17. Dezember 2018
nein bis 30. April 2018 bis 30. April 2018 ab 30. April 2018

ab Juli 2018;
bei exekutionsfahigem Titel
ab 10. Oktober 2018

nein bis Juli 2018 nein

bis 30. April 2018;
bei rechtskraftigem Exekutionstitel oder Pfandrecht
bis 10. Oktober 2018

bis 10. Oktober 2018 ab 10. Oktober 2018

* Ab dem Beschluss VfGH E 229/2018 erfolgten in Vorarlberg bei Vorliegen eines exekutionsfahigen Titels Rickzahlungen fir den Zeitraum
vom 1. Janner 2018 bis zum Beschluss VfGH E 229/2018. Der Fonds Soziales Wien nahm ab dem Urteil OGH 1 Ob 62/18a Riickzahlungen
vor, bei Vorliegen eines rechtskréftigen Titels oder Pfandrechts ab dem Beschluss VfGH E 229/2018. In der Steiermark wurden ab dem
17. Dezember 2018 Rickzahlungen geleistet.
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Quellen: Lander



50

11.2

(5) Das Fehlen von Ubergangsbestimmungen fiihrte dazu, dass die Betroffenen je
nach Informationsstand und Verhaltensweise unterschiedlich von der Abschaffung
des Pflegeregresses profitierten. Beispielsweise war in Tirol eine im Jahr 2017
verstorbene Heimbewohnerin Eigentimerin einer Liegenschaft gewesen, an der
—aufgrund von vom Land getragenen Heimkosten — ein Pfandrecht zugunsten des
Landes Tirol eingetragen war. Die beiden Tochter erbten die Immobilie. Das Land
Tirol meldete die aufgrund des Heimaufenthalts entstandene offene Forderung im
Verlassenschaftsverfahren an. Die beiden Téchter wurden in die Verlassenschaft
jeweils zur Hélfte eingeantwortet und sohin ging auch die offene Forderung jeweils
zur Halfte auf die Erbinnen Uber. Eine Tochter bezahlte noch im November 2017
einen Grofiteil ihrer offenen Forderung, die zweite Tochter leistete keine Zahlungen.
Mit Inkrafttreten des Verbots des Pflegeregresses forderte das Land Tirol keine
weiteren Zahlungen. Den von einer Tochter bereits geleisteten Betrag konnte das
Land Tirol aufgrund der zum Zeitpunkt der Zahlung geltenden Rechtslage nicht mehr
zuriickzahlen.

Der RH stellte fest, dass der Bundesgesetzgeber keine Ubergangsbestimmungen zur
Abschaffung des Pflegeregresses erlassen hatte, obwohl die Verfassungsbestim-
mung die Moglichkeit ausdricklich vorsah. Die daraus resultierenden Unklarheiten
fUhrten dazu, dass Verpflichtete, die 2017 noch Zahlungen geleistet hatten, gegen-
Uber Verpflichteten, die 2017 ihre Zahlungen eingestellt hatten, benachteiligt waren.
Weiters kam es zu Unterschieden zwischen den Landern, z.B. hinsichtlich der Betrei-
bung von Exekutionen oder des Umgangs mit Antrdgen auf Ldschung von
Grundbuchseintragen.

Der RH kritisierte, dass die Lander Burgenland, Karnten, Salzburg und Wien zur Zeit
der Gebarungstberprifung ihre jeweiligen landesgesetzlichen Bestimmungen nicht
angepasst hatten. Dies fUhrte zu einer intransparenten Rechtslage, weil zum Teil nur
schwer nachvollziehbar war, in welchem Umfang die landesrechtlichen Vorschriften
auBer Kraft getreten waren.

Der RH empfahl den Landern Burgenland, Karnten und Salzburg sowie der Stadt
Wien, die jeweiligen landesgesetzlichen Regelungen an das verfassungsgesetzlich
normierte Verbot des Pflegeregresses im Rahmen der stationdren Pflege anzupas-
sen, um Rechtssicherheit zu gewahrleisten.
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(1) Das Land Burgenland teilte in seiner Stellungnahme mit, dass die empfohlene
Rechtsbereinigung mit der Novelle des Burgenldandischen Sozialhilfegesetzes 20002°
erfolgt sei. Auch im mobilen Bereich unterbleibe zukiinftig ein Pflegeregress.

(2) Laut Stellungnahmen der Lander Karnten und Salzburg sei die Empfehlung
bereits in Umsetzung.

(3) Das Land Tirol fihrte in seiner Stellungnahme hinsichtlich des angefiihrten
Beispiels aus, dass es mit Inkrafttreten des Verbots des Pflegeregresses keine weite-
ren Zahlungen habe einfordern kdnnen.

(4) Laut Stellungnahme der Stadt Wien sei die Rechtsunsicherheit grundséatzlich
deswegen entstanden, weil der Bund keine Ubergangsbestimmungen zur Abschaf-
fung des Pflegeregresses erlassen habe. Um Osterreichweit eine einheitliche Umset-
zung des Pflegeregresses zu gewahrleisten, seien gesetzliche Klarstellungen durch
den Bundesgesetzgeber vorzunehmen, soweit sie nicht ohnedies bereits durch die
Entscheidungen der Hochstgerichte erfolgt seien.

Der RH nahm die Ausflihrungen der Stadt Wien zur Kenntnis. Unabhangig von den
hochstgerichtlichen Entscheidungen hielt er jedoch eine Anpassung der landesge-
setzlichen Regelungen an das verfassungsgesetzlich normierte Verbot des Pflegere-
gresses im Rahmen der stationdren Pflege fir zweckmaRig, um Rechtssicherheit zu
gewahrleisten.

Finanzielle Folgen

(1) Im Zuge der Abschaffung des Pflegeregresses sah der Bundesgesetzgeber in
§ 330b ASVG vor, dass der Bund zur Abdeckung des Einnahmenentfalls der Lander
in der stationaren Pflege 100 Mio. EUR jahrlich zusatzlich zur Verfligung zu stellen
und den Landern nach dem Schlissel der Wohnbevolkerung aus dem Pflegefonds
zuzuweisen hatte. Diese Zahlung erfolgte erstmals im Mai 2018. Weitere Regelungen
gab es nicht.

Die Landesfinanzreferentenkonferenz forderte die Bundesregierung im Okto-
ber 2017 im Hinblick auf die Ersatzpflicht im Sinne des Art. 5 der Vereinbarung
zwischen dem Bund, den Ladndern und den Gemeinden {ber einen Konsultationsme-
chanismus und einen kiinftigen Stabilitdtspakt der Gebietskérperschaften3® auf, die
durch das Verbot des Pflegeregresses entstehenden Einnahmenentfalle vollstandig
zu kompensieren, dazu eine Art. 15a B-VG Vereinbarung abzuschlieRen und als

LGBI. 64/2019

Art. 5 der Vereinbarung zwischen dem Bund, den Landern und den Gemeinden Uber einen Konsultationsmecha-
nismus und einen kunftigen Stabilitatspakt der Gebietskérperschaften, BGBI. | 35/1999 i.d.g.F., sah eine Ersatz-
pflicht far die durch die Verwirklichung eines Vorhabens zusatzlich verursachten finanziellen Ausgaben vor.
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ersten Schritt die in Aussicht gestellten 100 Mio. EUR zumindest zu verdoppeln. Im
Februar 2018 ging die damalige Vorsitzende der Landesfinanzreferentenkonferenz
in einem Schreiben an den Bundesminister flr Finanzen von finanziellen Folgen in
Hohe von 531,84 Mio. EUR bis 653,69 Mio. EUR flir 2018 aus.?' Der Bundesminister
fr Finanzen schlug vor, eine Arbeitsgruppe zur Erhebung des tatsachlichen Einnah-
menentfalls bzw. zur Feststellung der notwendigen Methoden und Berechnungspa-
rameter einzurichten. Die Lander sollten dem Bund die notwendigen Daten bis zum
10. Juni 2018 Gbermitteln.

(2) In der Folge meldeten die Lander mittels eines akkordierten Formulars u.a. die
Einnahmen aus dem Pflegeregress fiir verschiedene Leistungsarten, die Anzahl der
Selbstzahlenden sowie ihre durchschnittlichen Kosten fir den Betrieb von Pflege-
platzen. Nahere Regelungen, welche Elemente in den Kosten enthalten sein sollten
und wie diese zu kalkulieren waren, legte der Bund damals nicht fest. Uberlegungen,
wie eine starkere Inanspruchnahme stationarer Leistungen (z.B. durch Anpassung
der Tarifsysteme, zusatzliche Forderungen von mobilen Diensten oder eine starkere
Bedarfsprufung bei Heimaufnahmen) hintangehalten werden konnte, erfolgten bei
Beschlussfassung Uber die Abschaffung des Pflegeregresses nicht.

Am 18. Mai 2018 einigten sich die Landeshauptleutekonferenz und der Bundesmi-
nister flr Finanzen auf Basis der vorliegenden Daten darauf, dass der Bund den
Landern die direkten Einnahmenentfalle im Pflege— und Behindertenbereich sowie
die Mehrkosten flr den Umstieg von Selbstzahlenden in Sozialhilfe bzw. Mindestsi-
cherung gemal Endabrechnung der tatsachlichen Kosten pro Land ersetzen sollte.
Zum damaligen Zeitpunkt wurde von einem Betrag von 340 Mio. EUR ausgegangen.
Ob es sich um eine vorlaufige Einschatzung oder einen Hochstbetrag handelte, blieb
offen. Ab 2019 sollten die tatsachlich fir 2018 ermittelten Kosten (Mindereinnah-
men und Mehrausgaben) die Grundlage fir die weitere Abgeltung bilden.

(3) Im November 2018 beschloss der Nationalrat zur Umsetzung dieser Vereinba-
rung ein Bundesgesetz und eine Anderung des FAG 2017.32 Damit stellte der Bund
den Landern fur das Jahr 2018 einen Hochstbetrag von 340 Mio. EUR im Wege des
Pflegefonds bereit. Im Dezember 2018 erfolgte die vorlaufige Auszahlung dieser
Mittel unter Anrechnung der bereits an die Lander ausbezahlten 100 Mio. EUR.

Die Schatzung basierte auf einer Aufstellung der Lander, in denen diese jeweils ein ,real case“— und ein
,worst case“—Szenario zugrunde gelegt hatten.

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz (ber einen Zweckzuschuss aufgrund der Abschaffung des Zugriffs
auf Vermogen bei Unterbringung von Personen in stationaren Pflegeeinrichtungen erlassen wird und mit
dem das FAG 2017 geandert wird, BGBI. | 85/2018

Burgenland

Karnten

Niederosterreich

Oberosterreich

Salzburg

Steiermark

Tirol

Vorarlberg

Wien

Summe

Langzeitpflege

Tabelle 7: Vorlaufig ausbezahlte Mittel zur Kompensation des Pflegeregressentfalls fir das Jahr 2018

flr Vergleichszwecke

Einnahmenent- Einnahmenent- Mehrkoste.n Aufteilung nach
fall durch Umstieg Summe

Aufteilung Pflegegeld-
gemal beziehenden
Bevolkerungs- je Land per
schliissel 2016 31. Dezember
2016

12l Behinderten- von laut Gesetz

bereich Selbstzahlenden

in in in in in in

Mio.EUR in% Mio.EUR in% Mio.EUR in% Mio.EUR in% Mio.EUR in% Mio.EUR in%

566 488 054 3,63 3,34 1,60 955 281 11,32 3,33 13,94 4,10

0,73 0,63 047 3,12 11,89 569 13,09 38 21,76 6,40 26,18 7,70

19,63 16,92 4,08 27,19 3290 1574 56,60 16,65 64,63 15,01 67,75 19,93

23,23 20,03 526 3506 3043 1456 5892 1733 56,81 16,71 52,68 15,49

339 292 048 3,20 19,71 943 23,58 693 21,28 6,26 19,30 5,68

20,18 17,40 032 212 40,13 1920 60,63 17,83 48,01 14,12 60,01 17,65

7,13 6,15 2,27 1510 36,14 17,29 4554 13,39 28950 8,50 23,47 6,90

303 261 048 3,18 12,12 580 15,63 460 1506 4,43 12,96 3,81

33,01 28,46 1,11 740 2234 10,69 56,47 16,61 72,22 21,24 63,71 18,74

116,00 100,00 15,00 100,00 209,00 100,00 340,00 100,00 340,00 100,00 340,00 100,00

Rundungsdifferenzen moglich

Stand: Dezember 2018
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Quellen: BGBI. | 85/2018; Statistik Austria; Pflegevorsorgebericht 2016; Berechnung: RH

Die gesetzlich vorgesehene vorlaufige Aufteilung sah z.B. fiir Tirol rd. 16,64 Mio. EUR
mehr, fir Wien hingegen um 15,75 Mio. EUR weniger vor, als sich bei einer Auftei-
lung nach Bevolkerung ergeben wiirde.

(4) Die vorlaufige Verteilung der Mittel wies mehrere Besonderheiten auf:

Im Bereich der Selbstzahlenden wichen die von den Landern (ohne konkrete Berech-
nungsvorgaben) genannten Kosten deutlich von jenen der Pflegedienstleistungssta-
tistik und auch von den vom RH hochgerechneten Kosten (TZ 19) ab. Manche Lander
gaben hdéhere, andere niedrigere Kosten an, als sich aus dieser Statistik ergaben.
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Fir Wien war fir den Ausgleich des Einnahmenentfalls im Behindertenbereich ein
Betrag von rd. 1,11 Mio. EUR vorgesehen, obwohl dieses im Behindertenbereich
keinen Rickgriff auf das Vermogen genommen hatte. Andererseits war fir den
Bereich der alternativen Wohnformen, die in Wien vor allem durch das Kuratorium
Wiener Pensionisten—Wohnhauser groRe Bedeutung hatten, kein Ersatz vorgese-
hen, obwohl Wien alternative Wohnformen als stationare Pflege gewertet und in
diesem Bereich Regress genommen hatte. Zudem wies die Stadt Wien darauf hin,
dass somit fir eine insgesamt glinstigere und niederschwelligere Betreuungsform
das Vermogen heranzuziehen ware, fur die Unterbringung in klassischen Pflegehei-
men jedoch nicht.

Die Lander ermittelten den Einnahmenentfall in einem kameralen Buchhaltungsver-
fahren, wahrend der Fonds Soziales Wien nach doppischen Grundsatzen bilanzierte.
Das fuhrte dazu, dass in Wien etwa auch Forderungen berlcksichtigt waren, die
mangels Einbringlichkeit nicht zu einer tatsachlichen Zahlung fihrten.

Die Lander Niederosterreich, Oberosterreich, Salzburg und Tirol berlcksichtigten
auch Investitionskosten, die zum Teil unabhangig vom Verbot des Pflegeregresses
anfielen. Eine direkte Kausalitat von Mehrkosten durch die Abschaffung des Pflege-
regresses bestand somit nicht.

(5) Die Lander hatten die tatsdchlichen Kosten fiir 2018 bis spatestens 31. Marz 2019
an die Buchhaltungsagentur des Bundes zu Gbermitteln. Diese hatte die Endabrech-
nung der Lander zu Uberprifen und dariber dem Finanzministerium und dem
Sozialministerium bis 30. Juni 2019 zu berichten. Die Entscheidung Gber die endgll-
tige Gewahrung der Mittel oblag dem Sozialministerium im Einvernehmen mit dem
Finanzministerium. Die Abrechnung war zur Zeit der Gebarungstberprifung noch
nicht erfolgt. Dabei war Folgendes zu beachten:

Flr die Berechnung des Einnahmenentfalls fir das Jahr 2018 waren die Einnahmen
aus dem Pflegeregress flir das 1. Halbjahr 2017 zu melden und auf das Gesamt-
jahr 2017 hochzurechnen. Damit sollte das gednderte Zahlungsverhalten im
2. Halbjahr 2017 infolge des ab Janner 2018 abgeschafften Pflegeregresses berick-
sichtigt werden.

Im Einzelfall war nicht feststellbar, welche Personen 2018 bei Fortbestehen des
Pflegeregresses Selbstzahlende gewesen waren; dies deshalb, weil weder das aktu-
elle Vermogen bei bereits langer andauerndem Heimaufenthalt bekannt war noch
bei einem Wechsel der Heimbewohnerinnen und —bewohner durch Tod bzw.
Neuaufnahme das Vermogen der Neueintretenden erhoben wurde. Ebenso wenig
war die Héhe der erforderlichen Zuzahlungen klar. Die Berechnung basierte somit
nicht auf Einzelfallabrechnungen, sondern sie war eine Modellrechnung auf Basis
von Durchschnittswerten.
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Der Umstieg der Selbstzahlenden zu Teilzahlenden wurde mit den Nettokosten pro
Tag bewertet. Die Lander hatten diese laut Gesetz — ohne nahere Definition — in
geeigneter Weise mit allen erforderlichen Unterlagen nachzuweisen. Die Lander
kalkulierten unterschiedlich (z.B. Veranderungen bei Einzelzimmerquote, hohere
Teilzahlertarife als Verhandlungsergebnis bei Wegfall von Selbstzahlertarifen)
(TZ 20). Im Zuge der Endabrechnung verwendete die Buchhaltungsagentur des
Bundes die durchschnittlichen Nettokosten pro Verrechnungstag laut
Pflegedienstleistungsstatistik 2017.

(6) Der Bundesgesetzgeber verpflichtete die Ldnder, den Gemeinden, Stadten,
Sozialfonds und Sozialhilfeverbanden jedenfalls die durch die Abschaffung des Pfle-
geregresses entstandenen tatsdchlichen zusatzlichen Ausgaben zu ersetzen. Diese
Regelung galt unabhdngig davon, ob die den Landern gewahrten Mittel alle Mehr-
kosten abdeckten.

Der RH kritisierte, dass der Pflegeregress ohne umfassendes Konzept zur Steuerung
der Leistungsarten (,mobil vor stationar”) und ohne ausreichende Vorbereitung
(Erhebung von validen Daten, Anpassung von Tarifsystemen) abgeschafft wurde. Er
vermerkte kritisch, dass dem urspriinglich festgelegten Betrag von 100 Mio. EUR,
den der Bund den Landern entsprechend dem Bevolkerungsschlissel zur Verfligung
gestellt hatte, keine umfassende Betrachtung samtlicher Folgekosten zugrunde lag.
So waren bspw. Faktoren, wie der Entfall des Pflegeregresses im Behindertenbereich
oder die Mehrkosten durch den Umstieg von Selbstzahlenden in Sozialhilfe bzw.
Mindestsicherung, nicht bertcksichtigt.

Der RH kritisierte, dass in der Einigung zwischen den Landeshauptleuten und dem
Bundesminister flr Finanzen vom Mai 2018 unklar blieb, ob der Betrag von
340 Mio. EUR als Hochstgrenze zu verstehen war. Weiters wies er darauf hin, dass
der Bund die Lander gesetzlich verpflichtete, den Gemeinden, Stddten, Sozialfonds
und Sozialhilfeverbanden die tatsachlich entstandenen zusatzlichen Ausgaben (ohne
Obergrenze) zu ersetzen. Die weitere Finanzierung fiir 2019 und die Folgejahre blieb
unklar.

Der RH kritisierte weiters, dass die gesetzlich vorgesehene vorlaufige Aufteilung der
bereits Gberwiesenen 340 Mio. EUR auf die einzelnen Lander auf Grundlage von
deren Meldungen nicht transparent war, weil sie die Kosten je Verrechnungstag
ohne einheitliche Berechnungsmethodik gemeldet hatten und die gemeldeten
Kosten von den Durchschnittskosten gemal Pflegedienstleistungsstatistik erheblich
abwichen. Weiters war festzuhalten, dass Wien zwar einen Ersatz fiir den Behinder-
tenbereich trotz Fehlens von Regresseinnahmen erhielt, aber keine Mittel fir alter-
native Wohnformen vorgesehen waren.
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Der RH wies darauf hin, dass die vorgesehene Endabrechnung eine Modellrechnung
anhand bestimmter Annahmen darstellte. Dies ergab sich aus der Pauschalierung
der Kostensatze je Verrechnungstag, der durchschnittlichen Berlcksichtigung von
Selbstfinanzierungsanteilen und der Annahme, dass die Einnahmen aus Vermdgen
in der stationaren Langzeitpflege und im Behindertenbereich im Jahr 2018 ohne
Abschaffung des Pflegeregresses den Werten des ersten Halbjahres 2017 entspro-
chen hatten.

Der RH empfahl dem Sozialministerium und dem Finanzministerium, in Hinkunft
darauf hinzuwirken, dass geplante bundesgesetzliche Anderungen mit wesentlichen
Auswirkungen auf die Finanzierung und Inanspruchnahme stationarer Pflegeeinrich-
tungen mit ausreichender Vorausplanung und Vorbereitung entsprechender
MafRnahmen im Bereich der Lander erfolgen.

Er empfahl dem Sozialministerium und den Landern, bei der Entwicklung eines
nachhaltigen Finanzierungssystems auch die Mehrkosten durch die Abschaffung des
Pflegeregresses zu bertcksichtigen.

(1) Das Sozialministerium wies in seiner Stellungnahme darauf hin, stets bestrebt zu
sein, bei Begutachtungen von Gesetzesvorhaben in seinem Zustandigkeitsbereich
auf eine zeitgerechte Vorbereitung und Befassung der Lander zu achten. Derartige
Abstimmungen seien jedoch bei Initiativen des Nationalrates, wie dem Entfall des
Pflegeregresses, wegen der oft zu kurzen verflgbaren Zeit zwischen Einbringung
und Beschluss nicht moglich. Im Ausgaben—bzw. Kostendampfungspfad ab 2017 sei
der gegen Ende des 1. Halbjahres 2017 beschlossene Entfall des Pflegeregresses
nicht berlcksichtigt worden, weil die Verhandlungen zum Finanzausgleich bereits im
Dezember 2016 abgeschlossen gewesen seien. Nach Ansicht des Sozialministeriums
sei es sinnvoll, die durch die Abschaffung des Pflegeregresses entstehenden Kosten
kinftig zu bericksichtigen.

(2) Das Finanzministerium teilte in seiner Stellungnahme mit, die Empfehlung
laufend in kiinftige Uberlegungen und Vorhaben einflieRen zu lassen. Da auch das
Sozialministerium und die Lander betroffen seien, werde die Empfehlung Gegen-
stand der nédchsten Finanzausgleichsverhandlungen sein.

Das Finanzministerium flhrte weiters aus, dass es die vom RH erwahnten Unklarhei-
ten im Zusammenhang mit den Kosten der Abschaffung des Pflegeregresses und der
Finanzierung habe beseitigen kdnnen. Der im Jahr 2018 gewahrte Zweckzuschuss in
Hohe von maximal 340 Mio. EUR sei endabgerechnet. Im Zuge der Endabrechnung
habe die Buchhaltungsagentur des Bundes eingehend die Abrechnungen geprift
und die tatsdchlichen Kosten des Einnahmenentfalls der Lander konkret ermittelt.
Tatsachlich seien rd. 295,5 Mio. EUR anerkannt worden.
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Fir die Folgejahre habe der Gesetzgeber mittlerweile Zweckzuschisse von je
300 Mio. EUR fiir 2019 und 2020 beschlossen, die sich damit am Prifergebnis der
Buchhaltungsagentur des Bundes orientieren wiirden.

(3) Das Land Burgenland stimmte in seiner Stellungnahme der Kritik des RH im
Zusammenhang mit der Abgeltung der finanziellen Mehrbelastung der Lander durch
die Abschaffung des Pflegeregresses inhaltlich zu. Es hoffe, dass bundesgesetzliche
Anderungen mit wesentlichen Auswirkungen auf die Finanzierung und Inanspruch-
nahme stationdrer Pflegeeinrichtungen kinftig ohne ausreichende Vorausplanung
und Vorbereitung entsprechender MaRnahmen im Bereich der Lander nicht mehr
stattfinden wirden.

(4) Das Land Karnten fuhrte in seiner Stellungnahme aus, dass auch die Folgen der
Abschaffung des Pflegeregresses in einem nachhaltig gestalteten Finanzierungs-
system zu berlcksichtigen seien. Die dadurch verursachten Mehrausgaben bzw.
Mindereinnahmen der Lander seien auch in den Folgejahren zu bedenken.

(5) Laut Stellungnahme des Landes Niederosterreich sei die vom Bund verwendete
Methodik der Endabrechnung (insbesondere hinsichtlich der durchschnittlichen
Nettokosten pro Verrechnungstag laut Pflegedienstleistungsstatistik 2017) nicht mit
den Landern akkordiert gewesen. Diese Nettokosten wirden auch Vermdgensein-
nahmen bisheriger Teilzahlender berlcksichtigen, die den Aufwand der Sozialhilfe
reduziert hatten. Das Land wies weiters darauf hin, dass aus der Ubernahme bishe-
riger Selbstzahlender auch strukturelle Anderungen (mehr Einzelzimmer) resultie-
ren wirden.

Der Empfehlung des RH, die Mehrkosten durch die Abschaffung des Pflegeregresses
zu bericksichtigen, stimmte das Land Niederosterreich zu. Allerdings sollte dies
nicht nur ,im Rahmen der Entwicklung eines nachhaltigen Finanzierungssystems”
erfolgen, sondern zu einem Ersatz sdamtlicher finanzieller Auswirkungen fir die
Lander flhren.

(6) Laut Stellungnahme des Landes Salzburg unterstiitze es die Empfehlung aus-
driicklich.

(7) Die Stadt Wien erachtete in ihrer Stellungnahme die Empfehlung des RH als
selbstverstandlich. Sie unterstitze die Forderung nach entsprechender Vorauspla-
nung bei bundesgesetzlichen Anderungen und erachte eine inhaltliche Vorabstim-
mung zwischen dem Bund und den Landern als erforderlich.

Der RH merkte gegenlber dem Finanzministerium an, dass der Nationalrat nach
Ubermittlung des Priifungsergebnisses des RH an die Lander im September 2019
beschloss, den Ldandern fur die Jahre 2019 und 2020 einen Fixbetrag aus dem
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Pflegefonds von jeweils 300 Mio. EUR zur Verfligung zu stellen.® Der auszuzahlende
Betrag sollte auf Basis des Ergebnisses der Endabrechnung fir das Jahr 2018 auf die
Lander aufgeteilt werden. Die Endabrechnung fir das Jahr 2018 ergab anerkannte
Betrdage in Hohe von insgesamt 295,53 Mio. EUR, die sich wie folgt auf die Lander
verteilten:

Tabelle 8: Gegeniberstellung der geleisteten Ausgleichszahlungen und anerkannten Betrage fir
das Jahr 2018

geleistete Ausgleichs-
zahlung laut Gesetz

anerkannter Betrag

Differenz zum

in Mio. EUR in % in Mio. EUR geleisteten Betrag
in Mio. EUR
Burgenland 9,55 2,81 8,10 -1,45
Karnten 13,09 3,85 17,32 4,23
Niederdsterreich 56,60 16,65 55,38 -1,23
Oberosterreich 58,92 17,33 52,51 -6,41
Salzburg 23,58 6,93 20,39 -3,18
Steiermark 60,63 17,83 44,89 -15,74
Tirol 45,54 13,39 40,49 -5,05
Vorarlberg 15,63 4,60 16,18 0,55
Wien 56,47 16,61 40,28 -16,18
Summe 340,00 100,00 295,53 -44,47

Rundungsdifferenzen méglich Quellen: BGBI. | 85/2018; Buchhaltungsagentur des Bundes; Berechnung: RH

Die Landeshauptleutekonferenz betrachtete die getroffenen Malnahmen im
November 2019 als nicht ausreichend.

Der RH verwies gegeniber dem Finanzministerium und dem Land Niederdsterreich
nochmals darauf, dass die genaue Berechnung der Auswirkungen des Entfalls des
Pflegeregresses eine Modellrechnung darstellte und auf bestimmten Annahmen
beruhte. Dies traf auch fir die ab 2019 geltende Pauschalierung ohne weitere Detail-
abrechnung zu. Der RH hielt daher auch im Lichte der nach der Endabrechnung
anhaltenden Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Bund und den Landern
eine abgestimmte Vorgehensweise und eine Integration der Finanzierung in ein
Gesamtfinanzierungssystem fir erforderlich und hielt seine Empfehlung daher
aufrecht.

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz ber einen Zweckzuschuss aufgrund der Abschaffung des Zugriffs
auf Vermogen bei Unterbringung von Personen in stationdren Pflegeeinrichtungen fir die Jahre 2019 und
2020 erlassen wird, BGBI. 1 95/2019
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Bedarfs— und Angebotsplanung
Individuelle Bedarfsfeststellung

(1) Die Entscheidung Uber die Gewahrung von Pflegedienstleistungen, wie z.B. die
Aufnahme in ein Pflegeheim, erfolgte in den Landern durch unterschiedliche Stellen
und nach unterschiedlichen Kriterien.

Tabelle 9: Organisation der Entscheidung Uber die Aufnahme in ein Pflegeheim und Gewdhrung
von Sozialhilfe oder Mindestsicherung

Land ‘ Entscheidungsablauf

Heimaufnahme durch Heimleitung, danach Entscheidung tber Sozialhilfe

Burgenland bei der Bezirksverwaltungsbehorde

seit 2010 stationare Aufnahme unter Pflegegeldstufe 4 nur Gber ein Case— und
Karnten Caremanagement des Landes; dariber Heimaufnahme durch die Heimleitung,
danach Entscheidung tber Sozialhilfe beim Amt der Landesregierung

Antragstellung und Entscheidung bei den Bezirksverwaltungsbehorden vor

Niederosterreich Heimaufnahme (Punktesystem, Wartelisten)

Koordinatorinnen und Koordinatoren fiir Betreuung und Pflege bei den

Oberbsterreich Magistraten der Statutarstadte bzw. bei den Sozialhilfeverbanden

Heimaufnahme durch Heimleitung, danach Entscheidung tiber Sozialhilfe

salzburg bei der Bezirksverwaltungsbehorde
) Heimaufnahme durch Heimleitung, danach Entscheidung tber Sozialhilfe
Steiermark i . N
bei der Bezirksverwaltungsbehorde
Tirol Heimaufnahme durch Heimleitung, danach Entscheidung Gber Sozialhilfe

beim Amt der Landesregierung

optionales Case— und Caremanagement bei Gemeinden und Sozialsprengeln
Vorarlberg in den 19 Planungsregionen; dazu ,Ubergeordnete” Koordination beim Land
fir komplexere Falle und bei stationarer Aufnahme

Entscheidung tber Sozialhilfe und Heimunterbringung beim Fonds Soziales

Wien ) . .
Wien, basierend auf Beurteilung durch zentrales Case— und Caremanagement

Stand: Ende 2018 Quellen: Lander

Im Wesentlichen wurde Uber eine Heimaufnahme in drei Grundformen entschieden:

eine Vereinbarung zwischen Betroffenen und Heimbetreiber mit nachtraglichem
Antrag auf finanzielle Unterstitzung,

eine Genehmigung durch eine Behorde (z.B. Bezirksverwaltungsbehorde) vor
Heimaufnahme,

eine Entscheidung nach Beurteilung durch Sachverstandige eines Case— und Care-
managements. Nur in Wien war diese Variante fiir alle Félle (im Fonds Soziales Wien)
umgesetzt.
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Ein standardisierter, landertbergreifender Kriterienkatalog fur die Erfassung des
Pflegebedarfs (TZ 19) und fur die Zuordnung zu den jeweils verfliigbaren bedarfsge-
rechten Leistungsformen bzw. letztlich zur Heimaufnahme bestand nicht.

(2) Das PFG gab der mobilen Betreuung zu Hause den Vorrang vor einer Betreuung
in stationaren Einrichtungen. Die Lander sollten die Zweckzuschisse aus dem Pfle-
gefonds vorrangig flir MaRnahmen aulRerhalb des stationaren Bereichs verwenden
(§ 3 PFG). Ab 1. Janner 2017 sah das PFG — nach Moglichkeit — eine Aufnahme von
Personen in stationdre Pflege erst ab Pflegegeldstufe 4 vor.34 Je nach Ausgangssitua-
tion und Vorgehen der Lander ergaben sich dadurch Anderungen in der Belegung
der Heime. In den Jahren 2014 bis 2017 erhohte sich die durchschnittliche Pflege-
geldstufe von Personen in Pflegeheimen osterreichweit von 4,30 auf 4,37 (Anhang,
Tabelle H). Malgeblich trug dazu eine Verringerung des Anteils der Personen in den
Pflegegeldstufen O bis 2 bei, wie in der folgenden Tabelle ersichtlich ist.

Tabelle 10:  Anteil der Personen mit Pflegegeldstufen O bis 2 in Pflegeheimen

Verdanderung

von 2014 bis 2017

. relative
in % mpE:]Othir:_ Veranderung
in %

Osterreich 11,3 10,1 9,3 8,7 -2,6 -24
Burgenland 10,6 8,0 6,3 5,4 -5,2 -49
Karnten 13,7 11,6 10,7 10,8 -2,9 -21
Niederosterreich 10,8 7,1 8,8 8,2 -2,6 -24
Oberosterreich 9,9 9,6 8,4 7,5 -2,4 -24
Salzburg 19,7 10,2 7,9 7,3 -12,4 -63
Steiermark! 11,0 12,3 10,7 9,5 -1,5 -14
Tirol 17,6 16,5 15,3 14,8 -2,8 -16
Vorarlberg 20,2 18,1 16,3 14,3 -5,9 -29
Wien 3,8 4,3 3,9 3,9 0,1 3

Rundungsdifferenzen méglich

1 einschlieRlich Kurzzeitpflege Quelle: Pflegedienstleistungsstatistik; Berechnung: RH

Osterreichweit sank der Anteil der Personen in Pflegeheimen mit Pflegegeldstufen O
bis 2 von 11,3 % im Jahr 2014 auf 8,7 % im Jahr 2017 (um rd. 2,6 Prozentpunkte).
Der starkste Rickgang erfolgte in Salzburg von 19,7 % auf 7,3 % im selben Zeitraum.

Gemal § 3a Abs. 6 PFG hatten die Lander darauf hinzuwirken, dass eine Aufnahme in stationare Einrichtungen
moglichst erst bei Vorliegen ab der Pflegegeldstufe 4 erfolgt. In allen anderen Fallen war die pflegerische
Notwendigkeit oder soziale Indikation vor Aufnahme gesondert zu priifen.

13.2

13.3

Der RH wies darauf hin, dass der Beurteilung des Pflegebedarfs eine groRe Bedeutung
zukam. Er kritisierte, dass weder eine Osterreichweit standardisierte Bedarfsfeststel-
lungsmethode noch ein flichendeckendes Case— und Caremanagement flr die Heim-
aufnahme entwickelt waren. Dies erschwerte aus Sicht des RH eine harmonisierte,
individuelle Bedarfsfeststellung, was einerseits die Orientierung und Information der
Pflegebedirftigen und andererseits die Planung der Ressourcen beeintrachtigte.

Der RH empfahl dem Sozialministerium und den Landern, eine einheitliche Vorgangs-
weise sowie Kriterien fir die Erhebung des Pflegebedarfs (z.B. durch Case— und
Caremanagement) und fir die Zuordnung der bedarfsgerechten Pflegedienstleis-
tungen, insbesondere die Aufnahme in Pflegeheime, zu entwickeln.

(1) Laut Stellungnahme des Sozialministeriums habe der Bund im Bundespflegegeld-
gesetz eine Definition des Pflegebedarfs vorgenommen, wahrend die Entscheidung
Uber die Gewadhrung und Zuordnung von Pflegedienstleistungen in die Zustandigkeit
der Lander falle. Es obliege daher den Léandern, Kriterien fir die Zuordnung der Pfle-
gedienstleistungen festzulegen. Das Sozialministerium stehe einer Harmonisierung
der betreffenden Regelungen positiv gegeniiber und sei bereit, hierbei eine koordi-
nierende Rolle zu ibernehmen (TZ 18).

(2) Das Land Karnten wies in seiner Stellungnahme darauf hin, dass in einem ersten
Schritt der nicht mehr zeitgemaRe Kriterienkatalog zur Pflegegeldeinstufung (vor
allem im Hinblick auf demenziell erkrankte Personen) zu aktualisieren sei, da die
bedarfsgerechten Pflegedienstleistungen mit der Pflegegeldeinstufung nicht mehr
kompatibel seien. In einem weiteren Schritt erachte es die Entwicklung einer einheit-
lichen Bedarfsfeststellung und ein darauf angepasstes Case— und Caremanagement
als zweckmalig.

(3) Die Lander Niederosterreich und Oberdsterreich verwiesen in ihren Stellungnahmen
auf das PFG, wonach eine Aufnahme in stationare Einrichtungen erst bei Vorliegen
zumindest der Pflegegeldstufe 4 erfolgen solle bzw. ansonsten die pflegerische
Notwendigkeit oder soziale Indikation gesondert zu prifen sei.

(4) Das Land Salzburg teilte in seiner Stellungnahme mit, dass es Aufgabe der
Pflegeberatung des Landes sei, Losungen zur Abdeckung des Pflegebedarfs im beste-
henden System unter Einbeziehung der eigenen Ressourcen (inkl. Angehérigen) zu
finden. Die Empfehlung, das Case— und Caremanagement bzw. die Pflegeberatung
zu starken, um zu einer zielgenaueren Steuerung zu kommen, sei Inhalt des aktuellen
Koalitionsabkommens der Salzburger Landesregierung.

(5) Die Stadt Wien wies in ihrer Stellungnahme darauf hin, dass sie bereits fur die
Beurteilung des individuellen Pflege— und Betreuungsbedarfs ein zentrales Case-
management installiert habe.
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Der RH entgegnete gegenltber den Landern Niederdsterreich und Oberosterreich,
dass die durchschnittlichen Pflegegeldstufen in den Heimen trotz der gesetzlichen
Regelung zur Heimaufnahme ab Pflegegeldstufe 4 sehr unterschiedlich waren.
Grund war das Fehlen einheitlicher standardisierter ldnderibergreifender Kriterien
flr die Erfassung des Pflegebedarfs und fir die Zuordnung zu den jeweils verflgba-
ren bedarfsgerechten Leistungsformen bzw. letztlich zur Heimaufnahme. Er blieb
daher bei seiner Empfehlung.

Stand und Steuerung der Versorgung

(1) Die Art. 15a B-VG Vereinbarung 1993 verpflichtete die Lander, dezentral und
flachendeckend einen Mindeststandard an ambulanten, teilstationdren und statio-
naren Diensten flr pflegebedurftige Personen zu gewahrleisten. Eine Konkretisie-
rung erfolgte zunachst nicht. Erst mit 1. Janner 2013 legte der Bund im PFG einen
Richtversorgungsgrad fest, das heilt einen Zielwert fir das Verhaltnis der in einem
Jahr betreuten Personen zu jenen mit Anspruch auf Pflegegeld im Jahresdurch-
schnitt. Jede Betreuungsform floss dabei gleichermalien in die Berechnung ein. Der
Zielwert fUr die Jahre 2017 bis 2021 lag bei 60 %. Bereits 2016 wiesen die Lander
Ist—Werte zwischen 63 % (Burgenland) und 86 % (Vorarlberg) aus. Das Sozialminis-
terium zahlte die Mittel des Pflegefonds unabhangig vom Erreichen des Richtwerts
aus. In den aktuellen Bedarfs— und Entwicklungspldnen nahmen die Lander — ausge-
nommen das Land Tirol — nicht explizit Bezug auf den Richtversorgungsgrad. Der RH
hatte bereits im Jahr 20143° und erneut im Jahr 20183¢ kritisiert, dass der Richtver-
sorgungsgrad mangels Unterscheidung der Leistungsarten nicht zur Steuerung
geeignet war, bzw. dass die Mittel des Pflegefonds jedenfalls ausbezahlt wurden und
daher auch keine Steuerungswirkung hatten.

(2) Im Zuge der gegenstandlichen Gebarungsiberprifung ermittelte der RH eine
Versorgungskennzahl. Er ging dabei davon aus, dass zwischen mobilen und teilstati-
ondren Diensten u.a. zur Unterstitzung der informellen Pflege und einer grundséatz-
lich vollen Versorgung der Pflegebedrftigen durch stationare Dienste, Kurzzeitpflege,
alternative Wohnformen und 24-Stunden—Betreuung zu unterscheiden war. Er
bericksichtigte auch Daten Uber Selbstzahlende bei den stationdren Diensten. Die
volle Versorgung ermittelte der RH anhand der Verrechnungstage, um Verzerrungen
durch unterschiedliche Dauer der Betreuung und Auslastungsunterschiede auszu-
schlieRen. Dabei ergab sich folgendes Bild:

RH-Bericht ,Altenbetreuung in Karnten und Tirol; Entwicklungen unter BerUcksichtigung der Pflege-
reform 2011/2012“ (Reihe Bund 2014/7, TZ 7): Der RH hatte dem Sozialministerium u.a. empfohlen, im
Einvernehmen mit den Landern eine mittelfristige, abgestimmte und regional differenzierte Versorgungs-
planung und dabei eine Gesamtstrategie fur die Pflege mit allen Angeboten zu entwickeln.

RH-Bericht ,Forderung der 24-Stunden—Betreuung in Oberosterreich und Wien” (Reihe Bund 2018/21, TZ 30)

Burgenland
Karnten
Niederosterreich
Oberosterreich
Salzburg
Steiermark
Tirol

Vorarlberg
Wien

Osterreich

Tabelle 11:  Anteile der vollen Versorgung im Jahr 2016

stationare Dienste
Kurzzeit- | alternative | Zwischen- | 24-Stunden—

Betreuung Summe

Teil- Selbst- pflege | Wohnformen | summe
zahlende | zahlende

Anteil der Personen an allen Pflegegeldbeziehenden,
welche die angegebene Versorgungsform umgerechnet ein Jahr lang in Anspruch nahmen

in %
9 2 11 0 n.v. 11 10 21
14 2 16 0 0 16 5 20
9 1 10 0 n.v. 10 7 18
14 3 17 0 n.v. 17 5 22
14 5 19 0 n.v. 19 4 22
14 3 17 n.v. n.v. 17 6 23
14 4 18 0 n.v. 18 4 22
10 2 12 0 1 13 7 21
11 1 12 0 8 21 3 23
12 2 14 0 2 16 5 21

Rundungsdifferenzen moglich
hochste und niedrigste Werte jeweils grau hinterlegt

n.v. = nicht vorhanden
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Quelle: Pflegedienstleistungsstatistik; Berechnung: RH

Wie die Tabelle zeigt, lag der Anteil der mit stationaren Diensten versorgten Personen
inkl. Selbstzahlenden zwischen 10 % in Niederosterreich und 19 % in Salzburg. Bei
Berucksichtigung von Kurzzeitpflege und alternativen Wohnformen lag der Wiener
Wert infolge der Wiener Pensionisten—Wohnhéauser mit 21 % noch einmal deutlich
Uber jenem von Salzburg. Bei zusatzlicher Ber(cksichtigung der 24-Stunden—Betreuung
naherten sich die Kennzahlen an und lagen nunmehr zwischen 18 % in Niederoster-
reich und 23 % in Wien bzw. in der Steiermark.
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(3) Eine bezirksweise Analyse der vorhandenen Pflegeheimplatze® zeigte ebenfalls
groRe Unterschiede. Das Angebot stellte sich bezogen auf die Bevolkerung ab
80 Jahren wie folgt dar:

Abbildung 4: Personen ab 80 Jahren je Pflegeheimplatz auf Bezirksebene

durch Pflegeheimplatze

bis 4,0 Personen ab 80 Jahren je Pflegeplatz

>4,00bis5,0
> 5,0 bis 6,0 T
Il-ﬁ--:‘_h- [3']
| e
> 6,0 bis7,0 ,—/ :
- ) (A L1}

>7,0bis9,0 - e
d\'f”""-r-'l'._.
I > 9’0 y 3 T e

oA

Vo= v e Am } in ¥ - L8 :!.
ey t | .
F { o 1_"!_I r_._..-"-'-"—[_l.n__— e i
P A | = . 3 b e
& r i

i &

Stand: Ende 2018; flr Oberosterreich und Salzburg: 2017

Quellen: erstellt mit dem Rauminformationssystem des RH;
Datengrundlagen: Bundesamt flr Eich— und Vermessungswesen;
Statistik Austria; Lander

Die Bandbreite reichte von einer eher dichten Versorgung mit rund drei Personen ab
80 Jahren pro Pflegeheimplatz im Bezirk Graz—Umgebung bis zu rd. 17 Personen ab
80 Jahren pro Pflegeheimplatz in Krems—Land. Die Dichte an Heimplatzen unter-
schied sich somit um einen Faktor von rd. 5,7.

Ein Osterreichweites systematisches Vorgehen zur Beurteilung der unterschiedli-
chen regionalen Versorgung konnte der RH nicht feststellen.

in Wien: inkl. Heime mit arztlicher Rund—um—die—Uhr—Versorgung, Betreutes Wohnen und Hausgemeinschaften
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Der RH kritisierte, dass bei der Berechnung des Richtversorgungsgrades nach dem
PFG die betreuten Pflegebedirftigen aus allen Pflegedienstleistungen — unabhéangig
vom AusmalR der Betreuung — gleichermaRen einflossen. Die Einhaltung des Richt-
versorgungsgrades war somit wenig aussagekraftig und aus Sicht des RH nicht geeig-
net, um Schlussfolgerungen lber die tatsdchliche bedarfsorientierte Versorgung zu
ziehen. Da keine sonstigen landerlbergreifenden Kennzahlen vorgegeben oder defi-
niert waren, fehlte ein geeigneter Indikator zur Bewertung der Versorgung.

Der RH hielt bspw. eine Trennung in Angebote fiir die Vollversorgung bzw. fir die
Unterstitzung von informeller Pflege sowie die Berechnung nach Verrechnungsein-
heiten fir geeigneter als den Richtversorgungsgrad laut PFG.

Er wies weiters auf die regional sehr unterschiedliche Dichte an Heimplatzen hin,
wonach je nach Bezirk zwischen rund drei und rd. 17 Personen ab 80 Jahren auf
einen Pflegeheimplatz entfielen. Er kritisierte, dass dazu keine systematische,
landerUbergreifende Evaluierung erfolgte.

Der RH empfahl dem Sozialministerium und den Landern, fir den Pflegebereich
geeignete Kennzahlen zur Messung der Versorgung in Art und Umfang zu entwickeln
und diese fur Bedarfs— und Entwicklungspldne sowie flr die Steuerung und Evaluie-
rung der Versorgung zu nutzen.

(1) Das Sozialministerium verwies in seiner Stellungnahme auf den Versorgungsgrad
gemall PFG und die Erflllung des Richtversorgungsgrades durch alle Lander. Es
flhrte aus, dass eine Novellierung der Regelung Uber den Richtversorgungsgrad
vorstellbar sei, sofern eine Evaluierung dies als erforderlich erkenne. Da das Sozial-
ministerium keinen Einblick in die Daten der Lander habe, sei eine Entwicklung von
Kennzahlen zur Messung der Versorgung nach Art und Umfang nur durch die Lander
selbst méglich. Das Sozialministerium biete dabei seine Unterstiitzung an und werde
die Thematik zusammen mit jener der einheitlichen Bedarfs— und Entwicklungs-
pldne in einer Sitzung mit den Landern erértern.

(2) Das Land Karnten stimmte in seiner Stellungnahme der Empfehlung zu.

(3) Das Land Niederosterreich fiihrte zur Bandbreite der Versorgung von Personen
ab 80 Jahren in seiner Stellungnahme aus, dass die unterschiedlichen Angebote in
starker Wechselwirkung zueinander stiinden.

(4) Das Land Salzburg hielt in seiner Stellungnahme fest, dass es regelméfig umfas-
sende Daten zu allen Leistungen des Bereichs Pflege sammle und entsprechende
Kennzahlen ermittle. Diese Kennzahlen wiirden sowohl der Evaluierung der Leistun-
gen als auch als Grundlage fir Bedarfs— und Entwicklungspldne und letztlich der
Steuerung im Bereich der Pflege und Betreuung (bspw. bei Tarifverhandlungen mit
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Tragern) dienen. Zahlreiche Daten seien im jahrlich erscheinenden Sozialbericht
enthalten, weitere wirden der internen Steuerung dienen.

(5) Laut Stellungnahme der Stadt Wien werde sie sich in entsprechende Vorhaben
einbringen und biete daflr ihre Mitarbeit und Expertise an.

Bedarfs— und Entwicklungspldane der Lander

(1) Alle Lander erstellten oder beauftragten Planungen zum erforderlichen Ausbau
des Leistungsangebots in der Pflege. Diese enthielten grundsatzlich Analysen zum
jeweiligen Ist=Stand des Pflege— und Betreuungsangebots sowie Prognosen zum
kiinftigen Bedarf und zum geplanten Ausbau des Leistungsangebots unter Berick-
sichtigung ihrer jeweiligen strategischen Zielsetzungen. Die Ergebnisse dienten u.a.
als Grundlage fir sozialpolitische Entscheidungen (Neu—, Um— oder Ausbauten von
Pflegeheimen), als Vorgabe zur konkreten Umsetzung (z.B. regionale Vorgaben fir
die Versorgung mit Heimplatzen, mit Platzen fir Kurzzeitpflege oder mit mobilen
Diensten in Oberdsterreich) oder als Voraussetzung fir die Bewilligung und Foérde-
rung von Pflegeheimen (z.B. in Tirol).

Die Lander verpflichteten sich erstmals in der Art. 15a B-VG Vereinbarung 1993,
innerhalb von drei Jahren Bedarfs— und Entwicklungsplane zu erstellen. Bis zum
Jahr 2010 hatten die Lander das festgestellte Versorgungsdefizit in allen Bereichen
abzudecken. Eine weitere Regelung flr den Zeitraum nach 2010 erfolgte zunachst
nicht.

Erst mit dem PFG hatten die Lander dem Sozialministerium ab Oktober 2011 jahrlich
bis 31. Oktober des Folgejahres Planungsdaten zu Ubermitteln. Mangels Form— und
Inhaltsvorgaben beschrieben die Lander ihre jeweils geplanten Vorhaben in sehr
unterschiedlichem AusmaR und gaben in der Regel Zahlen nur fir das unmittelbar
folgende Jahr an. Mit der Anderung im Janner 2017 verlangte das PFG im Okto-
ber 2019 und im Oktober 2021 fir die Berichtsjahre ab 2018 Planungsunterlagen
Uber einen Zeitraum von zumindest finf Jahren. Ergdnzend dazu hatten die Lander
ab 2018 jedes zweite Jahr im Arbeitskreis flir Pflegevorsorge Uber die Ergebnisse
dieser Planungen zu berichten.
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(2) Mit Ausnahme von Wien und Salzburg sahen die Lander die Erstellung von
Bedarfs— und Entwicklungsplanen in ihren Landesgesetzen vor. Die zur Zeit der
GebarungsUberprifung verfligbaren Plane der Lander sind in der folgenden Tabelle
dargestellt:

Tabelle 12:  Bedarfs—und Entwicklungspldne der Lander

Prognose-
zeitraum

Land ‘ Bedarfs— und Entwicklungsplane

Sozialbericht 2013/2014 des Landes Burgenland einschlieRlich
Burgenland Bedarfs— und Entwicklungsplanung fir die Pflegevorsorge 2016 bis 2017
(Bedarfs— und Entwicklungsplan 2016/2017)

Bedarfs— und Entwicklungsplan fur Pflege — Karnten 2030;

Empfehlungen bis 2030 2017 bis 2030

Karnten

Niederdsterreich ~ NO Altersalmanach 2016 2016 bis 2030

Bedarfs— und Entwicklungsplan 2015; Pflegevorsorge fir altere

Menschen in Oberosterreich 2015 bis 2021

Oberosterreich

Bedarfsplan 2025; Planung des Bedarfs an Platzen

in Seniorlnnen—Wohnhdausern 2015 bis 2025

Salzburg

Bedarfs— und Entwicklungsplan fur pflegebeddrftige Personen;

Steiermark 2025 2014 bis 2025

Steiermark

Strukturplan Pflege 2012 bis 2022; Planungsgrundlage
Tirol flr die Versorgung betreuungs— und pflegebedurftiger 2012 bis 2022
Personen in Tirol

2016; Prognose des Bedarfs von Pflegeheimplatzen mit

Einbeziehung der Entwicklung der 24-Stunden—Betreuung 2016 bis 2025

Vorarlberg

Magistratsabteilung 24: Strategiekonzept — Pflege und
Wien Betreuung in Wien 2030, Fonds Soziales Wien: 2015 bis 2030
Prognosen zur Pflege und Betreuung bis 2030

NO = Niederésterreich

Stand: Dezember 2018 Quellen: Lander

(3) Die Erstellungszeitpunkte der jeweiligen Bedarfs— und Entwicklungspléne lagen
zwischen 2012 und 2017, die Prognosezeitraume zwischen zwei Jahren im Burgenland
und 15 Jahren in Wien. Das Land Burgenland verflgte Ende 2018 Uber keinen glltigen
Bedarfs—und Entwicklungsplan; dieser wurde im Mérz 2019 vorgelegt.?® Aufgrund der
Anderungen, die mit der Abschaffung des Pflegeregresses zu erwarten waren, planten
alle Lander eine Uberarbeitung ihrer Bedarfs— und Entwicklungsplane.

Den diesbeziglichen Bedarfs— und Entwicklungsplan (,,Zukunftsplan Pflege”) fir den Zeitraum 2018 bis 2030
prasentierte die Burgenldndische Landesregierung am 25. Méarz 2019.



68

15.2

15.3

39

Der RH bemangelte, dass aufgrund der unterschiedlichen Planungsperioden die
Ergebnisse aus den Bedarfs— und Entwicklungspldnen der Ldnder im Bereich der
Pflege nur schwer vergleichbar waren. Eine Abschatzung des Osterreichweiten
Bedarfs war dadurch kaum bzw. Gber einen mittelfristigen Horizont nicht maéglich.

Zu den jahrlichen Planungsdaten der Lander gemaR PFG hatte das Sozialministerium
von 2011 bis 2017 weder formale noch konkrete inhaltliche Vorgaben gemacht. Die
Beschreibungen der Lander Uber ihre jeweiligen Planungsabsichten waren kaum
vergleichbar. Fir die ab dem Berichtsjahr 2018 von den Landern zu Gbermittelnden
Planungsdaten entwickelte das Sozialministerium zwar ein Formular, definierte
jedoch keine Anforderungen fir die zugrunde liegenden Prognosen. Damit waren
aus Sicht des RH die Daten der Lander weiterhin nur bedingt vergleichbar und reichten
nicht fir eine harmonisierte Gesamtinformation aus.

Der RH empfahl dem Sozialministerium und den Landern, die Erstellungszeitpunkte,
Planungshorizonte und die Inhalte der Bedarfs— und Entwicklungsplanungen im
Pflegebereich zu harmonisieren.

Der RH wies diesbezlglich auf die Steuerungsinstrumente im Gesundheitsbereich,
wie den Osterreichischen Strukturplan Gesundheit bzw. die entsprechenden Regio-
nalen Strukturplane Gesundheit der Lander und die Vereinbarung von Finanzzielen
und MalBnahmen gemafR Gesundheits—Zielsteuerungsgesetz® hin.

(1) Das Sozialministerium verwies auf seine Stellungnahme zu TZ 18 und sah die

empfohlene Harmonisierung positiv. Es plane diesbeziiglich eine gemeinsame
Sitzung mit den Landern und eine etwaige Adaptierung des § 4 Abs. 1 PFG zu prifen.
Die Bedarfs— und Entwicklungsplane sowie ihre Ausgestaltung wiirden jedoch in die
Kompetenz der Lander fallen.

(2) Das Land Karnten stimmte in seiner Stellungnahme der Empfehlung zu.

(3) Das Land Niederosterreich hielt in seiner Stellungnahme fest, dass es nach
Abschaffung des Pflegeregresses die Evaluierung des Altersalmanachs 2016 beauf-
tragt habe, der im Mai 2019 veroffentlicht worden sei. Niederdsterreich erstelle den
Altersalmanach seit 1994 regelmaRig und plane bzw. prognostiziere die Angebote
der mobilen Dienste, der stationdren Pflege bzw. seit 2012 auch der 24-Stunden—
Betreuung gemeinsam. Prognosen zum Personalbedarf und zur Kostenentwicklung
seien im Altersalmanach nicht enthalten. Im Rahmen des NO Gesundheits— und
Sozialfonds sei 2019 eine sektorentbergreifende Personalbedarfserhebung erfolgt,
auf deren Ergebnissen eine zukinftige Bedarfsprognose erstellt werde. Derzeit
bereite Niederosterreich die Ergebnisse des Altersalmanachs auf und prife diese

BGBI. | 26/2017
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vor dem Hintergrund der Neuorganisation des Gesundheits— und Pflegewesens in
Niederosterreich. Das Land Niederdsterreich erstelle seit 1994 regelmaRig Bedarfs—
und Entwicklungsplane und passe die Erfordernisse der Bedarfsplanung auch an
aktuelle Entwicklungen an (bspw. zuletzt an die Auswirkungen des Entfalls des
Pflegeregresses). Bei einer Harmonisierung der Bedarfs— und Entwicklungsplane
seien die regionalen Besonderheiten zu bericksichtigen.

(4) Das Land Salzburg hielt in seiner Stellungnahme fest, dass der RH nicht ausge-
fihrte habe, welchen Vorteil eine Harmonisierung der Erstellungszeitpunkte,
Planungshorizonte und Inhalte der Bedarfs— und Entwicklungspldne flr das Land
Salzburg hatte. AuRerdem seien fur Bedarfs— und Entwicklungsplane die Lander
zustandig.

(5) Die Stadt Wien werde sich laut ihrer Stellungnahme in entsprechende Vorhaben
einbringen und biete dafir ihre Mitarbeit und Expertise an.

Der RH verwies gegenliber dem Land Salzburg darauf, dass eine Harmonisierung der
Bedarfs— und Entwicklungsplane eine bessere Einschatzung des Osterreichweiten
Pflegebedarfs ermoglichen wirde. Dadurch wirden sich auch bessere Steuerungs-
moglichkeiten ergeben. Er wiederholte, dass im Gberpriften Zeitraum keine Berick-
sichtigung der Landerplanungen bei den Budgetprognosen des Bundes gegenlber
der EU (TZ 16) moglich war. Der RH wies darauf hin, dass die Unterschiede zwischen
den Landern auch bei der Abgeltung der finanziellen Mehrbelastung infolge des
Entfalls des Pflegeregresses erschwerend wirkten und Studien zum Pflegeaufwand
beeintrachtigten (TZ 17). Eine Mitfinanzierung der Pflege durch den Bund sollte eine

plausible vergleichbare Planung der Lander voraussetzen.
Bedarfs— und Entwicklungsplane

(1) Die Bedarfs— und Entwicklungsplane im Pflegebereich nach der Art. 15a B-VG
Vereinbarung 1993 hatten neben Bestandsaufnahmen, Strukturanalysen und
Entwicklungstendenzen auch den Personalbedarf und Kostenkalkulationen zum
mobilen, teilstationaren und stationdren Bereich unter Beachtung der regionalen
Verteilung zu enthalten.

Die zur Zeit der Gebarungslberprifung verfliighbaren Bedarfs— und Entwicklungs-
plane der Lander umfassten generell eine Darstellung des Ist—Stands an erbrachten
Pflegedienstleistungen sowie Prognoseberechnungen unter mafligeblicher Berick-
sichtigung der demografischen Entwicklung, der voraussichtlichen Inanspruch-
nahme bestimmter Pflegeformen sowie strategischer Zielsetzungen der Lander.

Einige Lander prognostizierten den kiinftigen Bedarf nur eingeschrankt auf bestimmte
Betreuungs— und Pflegedienstleistungen. So berechneten die Lander Salzburg und
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Burgenland bis 2019 den voraussichtlichen Bedarf lediglich flr die stationaren Dienste.
Die Prognosen anderer Lander umfassten auch den mobilen und teilstationdren
Bereich sowie in Karnten, Vorarlberg und Wien auch die 24-Stunden—Betreuung.

(2) Die Stadt Wien inkludierte in ihrem Bedarfs— und Entwicklungsplan im Pflegebe-
reich auch Prognosen zum voraussichtlich benotigten Pflegepersonal. Die Lander
Salzburg und Vorarlberg erstellten Personalbedarfsprognosen zusammen mit dem
Gesundheitsbereich. Das Land Oberosterreich nahm im Zuge von Arbeiten fir das
Projekt ,Sozialressort 2021+ eine Personalbedarfseinschatzung vor. Andere Lander
hatten zur Zeit der Gebarungsiberprifung Personalbedarfserhebungen durchge-
fUhrt oder begannen damit.

(3) Mit Ausnahme der Lander Burgenland, Tirol und Wien enthielten die Bedarfs—
und Entwicklungspléane keine Schatzung zur voraussichtlichen Ausgabenentwick-
lung. Der Bund hatte aber regelmaRig fur die langfristige Budgetprognose gemaR
Bundeshaushaltsgesetz 2013 bzw. fur die EU—weiten fiskalpolitischen MaRnahmen
Prognosen auch zu den Ausgaben fir die Pflege zu erstellen. Wie sich das ab
1. Janner 2018 geltende Verbot des Pflegeregresses auf die Einhaltung des Ausga-
ben— bzw. Kostendampfungspfads (TZ 9) auswirken wirde, blieb offen.

Der RH kritisierte, dass die Bedarfs— und Entwicklungspldane der Lander im Pflegebe-
reich teilweise nicht alle Pflege— und Betreuungsangebote umfassten, vermerkte
jedoch positiv, dass die Lander Karnten, Vorarlberg und Wien neben den stationéren
Diensten auch die mobilen und teilstationdren Dienste sowie die 24—Stunden—
Betreuung in die Prognosen einbezogen.

Der RH verwies auf seine Empfehlungen an das Sozialministerium im Bericht ,Alten-
betreuung in Karnten und Tirol; Entwicklungen unter Berlicksichtigung der Pflegere-
form 2011/2012“ (Reihe Bund 2014/7), im Einvernehmen mit den Lidndern eine
mittelfristige, abgestimmte und regional differenzierte Versorgungsplanung zu
entwickeln und dabei eine Gesamtstrategie fur die Pflege mit allen Angeboten
(24-Stunden—Betreuung, mobile Dienste, stationdre Dienste) zu entwickeln.

Der RH empfahl den Landern, bei der Erstellung der Bedarfs— und Entwicklungs-
pldne im Pflegebereich alle Formen der Betreuungs— und Pflegedienstleistungen zu
bericksichtigen und in den Bedarfsprognosen darzustellen, um eine nach Pflegefor-
men differenzierte Versorgungsplanung gewahrleisten zu kdnnen.

Der RH hielt fest, dass nur der Bedarfs— und Entwicklungsplan fir den Pflegebereich
in Wien Prognosen zum voraussichtlich benotigten Pflegepersonal enthielt. Er wies
darauf hin, dass die Léander Salzburg und Vorarlberg Personalbedarfsprognosen
zusammen mit dem Gesundheitsbereich erstellten, das Land Oberosterreich eine im
Zuge von Arbeiten fUr ein Sozialprojekt erstellte und andere Lander zwar mit Perso-
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nalbedarfserhebungen begannen, aber in ihren aktuellen Bedarfs— und Entwick-
lungsplanen im Pflegebereich das Ausmall der erforderlichen Pflegekréfte nicht
ausreichend bericksichtigten.

Der RH kritisierte, dass dadurch die Bedarfs— und Entwicklungsplane als wesentli-
ches Steuerungselement nur eingeschrankt geeignet waren, rechtzeitig strategische
MafRnahmen gegen einen allfélligen Pflegekraftemangel einzuleiten. Zudem bestand
das Risiko von Versorgungsengpassen, wenn ein stationdrer Pflegeplatz mangels
ausreichenden, qualifizierten Personals nicht belegt oder der Bedarf an mobilen
Diensten nicht gedeckt werden konnte.

Der RH kritisierte, dass die meisten Bedarfs— und Entwicklungsplane der Lander
keine Kostenprognosen zu den prognostizierten Bedarfen enthielten. Die Lander
hatten dadurch keinen Uberblick (iber den damit im Zusammenhang stehenden, zu
erwartenden Finanzierungsaufwand. Der RH verwies demgegentber auf die
Verpflichtung des Bundes, fir die langfristigen Budgetprognosen und die EU-weiten
fiskalpolitischen Steuerungsinstrumente entsprechende Berichte zu erstatten. Ohne
einheitliche und vollstandige Landerplanungen war dies nur schwer und isoliert von
den einzelnen strategischen Vorhaben der Lander moglich.

Der RH empfahl den Landern, die Bedarfsprognosen fir Pflegedienstleistungen in den
Bedarfs— und Entwicklungspldnen um eine Abschatzung der dafiir bendtigten Perso-
nalressourcen und —qualifikationen sowie Ausgabenschatzungen zu erganzen.

(1) Laut Stellungnahme des Landes Burgenland erfille sein im Frihjahr 2019 fertig-
gestellter Bedarfs— und Entwicklungsplan bereits die Empfehlung. Basierend auf
einem regelmaligen ,Personal-Monitoring” habe es eine Datenbasis flir Hochrech-
nungen Uber zukinftigen Personalbedarf geschaffen.

(2) Laut Stellungnahme des Landes Karnten sei die Empfehlung, alle Formen der
Betreuungs— und Pflegedienstleistungen zu berlcksichtigen und in den Bedarfspro-
gnosen darzustellen, im Bedarfs— und Entwicklungsplan — Pflege Karnten 2030
bereits umgesetzt. Die Empfehlung, die Bedarfsprognosen um eine Abschatzung der
daflr benotigten Personalressourcen und —qualifikationen sowie Ausgabenschat-
zungen zu erganzen, bericksichtige es bei der nachsten Bedarfsplanung.

(3) Das Land Niederosterreich verwies auf seine Stellungnahme zu TZ 15.

(4) Das Land Oberosterreich teilte in seiner Stellungnahme mit, dass seine Bedarfs—
und Entwicklungsplane alle Betreuungs— und Pflegedienstleistungen bericksichti-
gen wirden. Zudem werde es diese auch um eine Abschatzung der bendtigten
Personalressourcen und —qualifikationen ergdnzen. Eine weitere Erganzung um die
Ausgabenschatzungen sei Teil des Projekts ,Sozialressort 2021+,
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(5) Das Land Salzburg fiihrte in seiner Stellungnahme aus, dass es von einer Bedarfs—
und Entwicklungsplanung in den Bereichen Kurzzeitpflege und Pflegeberatung
bisher abgesehen habe, da deren Bedarfsentwicklung im Verlauf der letzten Jahre
relativ stabil gewesen sei und die beiden Bereiche vergleichsweise geringe Ausgaben
verursacht hatten. Zukinftig werde die Bedarfs— und Entwicklungsplanung fir alle
Formen der Betreuungs— und Pflegedienstleistungen flir mindestens funf Jahre
erfolgen. Eine Personalbedarfsschatzung (Ressourcen und Qualifikationen) auf Basis
des Bedarfs— und Entwicklungsplans sei im Zuge der Plattform Pflege beauftragt
worden und liege zwischenzeitlich fir die stationare und mobile Pflege vor.

(6) Die Stadt Wien sagte in ihrer Stellungnahme eine Evaluierung der bestehenden
Bedarfs— und Entwicklungsplane zu und wies darauf hin, den Empfehlungen des RH
mit den ausflhrlichen Prognosen des Fonds Soziales Wien bereits zu entsprechen.

Der RH wies das Land Oberosterreich darauf hin, dass die empfohlene Darstellung
von Bedarfsprognosen Uber eine ausschliefliche Mitberlcksichtigung hinausging
und verwies dabei z.B. auf die 24-Stunden—Betreuung.

Studien zur Entwicklung der Pflegeaufwendung
in Osterreich

(1) Da einzelne Teilbereiche der Pflegefinanzierung zeitlich befristet waren (z.B.
Dotierung des Pflegefonds) bzw. unterschiedliche Wachstumsraten aufwiesen
(geringere Valorisierung des Pflegegeldes als Steigerung der Aufwendungen fir
Sachleistungen), war eine rechtzeitige Vorsorge fir die Sicherstellung der Pflege-
finanzierung von groller Bedeutung. Zur Zeit der Gebarungsiberprifung standen
fir Osterreich von mehreren Institutionen Studien und Prognosen tber die Entwick-
lung von Pflegeaufwendungen zur Verflgung (Tabelle 13).

(2) Die unterschiedliche Ausgestaltung der Pflegesysteme der Lander (TZ 3), die
Unsicherheit in der Abgrenzung und Verschiedenheit der Definition der Pflege
(TZ 5), die Ungenauigkeiten in der Erfassung der Ist-Daten und Licken in der Pflege-
dienstleistungsstatistik (TZ 6) stellten auch fur diese Prognosen grofRRe Herausforde-
rungen dar und konnten die Aussagekraft der Ergebnisse einschranken.*°

Im Fall des EU—-Ageing Berichts 2018 verwendete die Europadische Kommission Daten aus dem Europdischen
System integrierter Sozialschutzstatistiken und aus dem System of Health Accounts, ohne die in beiden Syste-
men enthaltenen Elemente zu bereinigen.

a) Da die Bedarfs— und Entwicklungspldane der Lander nicht in einheitlicher Form
vorlagen, nahmen die Studienautoren die einzelnen Steuerungsvorhaben der Lander
(z.B. konkrete Ausbauplane, Ersatz stationdrer Betreuung durch teilstationédre oder
mobile Dienste) in ihre Betrachtungen nicht auf.

Die Berechnungen basierten maRgeblich auf den Bevoélkerungsprognosen und
gingen weitgehend von der Annahme grundsatzlich unveranderter Rahmenbedin-
gungen in der Pflege aus. Gesonderte Annahmen betrafen z.B.

das spatere Eintreten von Pflegebedurftigkeit bei zunehmender Lebensdauer,

ein starkeres Wachstum der formellen als der informellen Pflege und

einen Anstieg der Kosten je Pflegeeinheit (Heimplatz, mobile Dienste) insbesondere
aufgrund zunehmender Personalknappheit.

Wesentliche qualitative Veranderungen (z.B. Anpassungen des Personalschlissels in
Pflegeheimen, gednderte Vorgaben bei Erneuerung der Bausubstanz) waren nicht
berlcksichtigt.

b) Die Studien umfassten unterschiedliche Teilbereiche der Pflege und enthielten

teilweise nur offentliche Mittel, teilweise auch private Mittel (insbesondere
Eigenbeitrage),

teilweise nur Sachleistungen, teilweise auch Geldleistungen,

teilweise die in der Pflegedienstleistungsstatistik nicht enthaltenen Werte (z.B.
24-Stunden—Betreuung, Pflegekarenz, Investitionen) und

keine bzw. teilweise eine implizite Bewertung der informellen Pflege.

c) Die Studien unterschieden sich auch hinsichtlich der Aussagen zu den jeweiligen
Teilbereichen. So wichen z.B. die Bewertungen der offentlichen Ausgaben fir Sach-
leistungen fir das Jahr 2015 um rd. 137 Mio. EUR voneinander ab.

(3) Wie die folgende Tabelle zeigt, gingen die Studien fir den Zeitraum 2015 bis
2030 von relativen Veranderungen der Pflegeaufwendungen gemessen am Brutto-
inlandsprodukt (BIP) zwischen rd. 13 % und rd. 26 % (fur Pflegegeld) und zwischen
rd. 37 % und rd. 57 % (fur die 6ffentlichen Mittel flr Sachleistungen) aus. In den
Prognosen waren die Auswirkungen durch den Entfall des Pflegeregresses noch
nicht berlcksichtigt. Eine finanzielle Bewertung der informellen Pflege nahm ledig-
lich das WIFO* vor, zuletzt 2006.

Das WIFO hatte in einer Studie die Kosten durch informelle Pflegedienstleistungen (rd. 2,60 Mrd. EUR) und
Eigenbeitrage (0,53 Mrd. EUR) fir 2006 errechnet. Grundlage war die Anzahl der Stunden, die laut einer
Mikrozensusbefragung im September 2002 fir Pflege geleistet wurden, bewertet zum durchschnittlichen
Bruttostundenlohn. Danach erfolgte eine Fortschreibung mit der Entwicklung der Bruttoentgelte.



Die folgende Tabelle stellt die wesentlichen Studien der Jahre 2015 bis 2018 und
ihre Ergebnisse dar:

Tabelle 13:

Studienergebnisse zur Entwicklung der Pflegeaufwendungen in Osterreich

. Jahr o . .
Studie der Studie prognostizierte Steigerung des Anteils der Pflegeaufwendungen am BIP
offentliche offentliche davon davon
Mittel gesamt Mittel gesamt  Geldleistungen'  Sachleistungen?
in % am BIP relative Veranderung in %
issi von 1,4 (2013
Europaische Kommission, 5015 ( ) 29 - -
Ageing Bericht 2015 auf 1,8 (2030)
Finanzministerium,
it von 1,8 (2015
Langfnstlge Budgetprognose 5016 ‘ ( ) 17 bis 22 . -
gemal § 15 Abs. 2 auf 2,1 bis 2,2 (2030)
Bundeshaushaltsgesetz 2013
isti von 1,38 (2015
WIFO, Langfrlsnuge Prognose 5016 ( ) 17 13 57
des Aufwands fur Langzeitpflege auf 1,61 (2030)
i von 1,23 (2015
Fiskalrat, 2017 (2015) 32 26 37
Langzeitpflege in Osterreich auf 1,62 (2030)
icqi von 1,9 (2016
Europaische Kommission, 5018 ( ) 1 - -
Ageing Bericht 2018 auf 2,3 (2030)
i von 1,2 (2016
Eco Au§tr|a, ‘ o _ 2018 ( ) 25 n.v. n.v.
Pflegefinanzierung in Osterreich auf 1,5 (2030)
WIFOQ, Vgrsorggngsfunk‘non 2018 nv nv. nv. 40
der mobilen Dienste
Rundungsdifferenzen moglich L im Wesentlichen Pflegegeld

n.v. = nicht vorhanden
BIP = Bruttoinlandsprodukt

WIFO = Osterreichisches Institut fir Wirtschaftsforschung
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17.2

2 mobile Dienste und Pflegeheime abziiglich der Eigenbeitrage

Quellen: zitierte Studien

Der RH wies auf die erhebliche Bandbreite in den erwarteten Steigerungen des
Anteils der Pflegeaufwendungen am BIP zwischen rd. 17 % und rd. 32 % hin.

Er merkte kritisch an, dass die unklare Definition des Begriffs Pflege, die unzurei-
chenden Datengrundlagen und die kaum vergleichbaren Bedarfs— und Entwick-
lungsplane der Lander auch die Qualitat der mittel- und langfristigen Prognosen auf
Bundesebene beeintrachtigten.

Der RH hob hervor, dass die vorliegenden Prognosen fir die Pflegeaufwendungen
von einem betrachtlichen Anstieg der 6ffentlichen Mittel ausgingen, die informelle
Pflege jedoch gar nicht bzw. nur implizit bewerteten.
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17.3

Der RH empfahl dem Sozialministerium, dem Finanzministerium und den Landern,
bei der Erstellung mittel- und langfristiger Prognosen fiir Pflegeaufwendungen
zusammenzuwirken, bei Beauftragung von Studien alle wesentlichen Teilbereiche
der Pflege mitzubertcksichtigen und die Datengrundlagen klarzustellen.

(1) Das Sozialministerium flhrte in seiner Stellungnahme aus, dass Definitionsprazisie-
rungen bspw. in der Pflegedienstleistungsstatistik—Verordnung 2012 moglich seien
und in einer Sitzung mit den Landern thematisiert wiirden. Eine derartige Festlegung
garantiere jedoch keine einheitliche Umsetzung in den Landern, wie dies bspw. die
alternativen Wohnformen gezeigt hatten. Auch sehe das Sozialministerium die Beriick-
sichtigung aller wesentlichen Teilbereiche der Pflege bei der Beauftragung von Studien
als vorteilhaft an, wies jedoch gleichzeitig darauf hin, dass es diesbezlglich keinen
Einfluss auf die Lander oder allfallige ,dritte” Auftraggeber habe.

(2) Das Finanzministerium beflrwortete in seiner Stellungnahme die Empfehlung
des RH und teilte mit, es werde sie laufend in kiinftige Uberlegungen und Vorhaben
einflieRen lassen. Es wies darauf hin, dass mit der Pflegedienstleistungsstatistik
bereits ein wichtiger Schritt gesetzt worden sei, die Datenqualitat im Bereich der
Pflege zu verbessern. Trotz der inhaltlichen Zustandigkeit des Sozialministeriums
nehme es den vom RH aufgezeigten Handlungsbedarf im Hinblick auf

die Definition der Pflege,

eine Osterreichweite, vollstandige Statistik zu den Gesamtkosten, zur Herkunft und
zur Verwendung der Mittel,

fehlende Bedarfsprognosen und

die wesentlichen Parameter der Steuerung

als Basis einer Gesamtstrategie zur Weiterentwicklung der Pflegedienstleistungen
zur Kenntnis. Es werde gemeinsam mit dem Sozialministerium und unter dessen
Federfihrung Umsetzungsmalinahmen auch in Vorbereitung des nachsten Finanz-
ausgleichs diskutieren. Da die Empfehlung des RH auch die Lander betreffe, werde
sie Gegenstand der ndchsten Finanzausgleichsverhandlungen sein.

(3) Das Land Burgenland fihrte in seiner Stellungnahme aus, es sei selbstverstand-
lich zu einer Mitwirkung bereit. Es solle jedoch im Rahmen koordinierter Bedarfs—
und Entwicklungsplane Raum fir die Berlcksichtigung regionaler Besonderheiten
und Bedurfnisse sein.

(4) Das Land Karnten stimmte in seiner Stellungnahme der Empfehlung grundsatzlich
zu, verwies jedoch auf die daflr notige Voraussetzung einer einheitlichen Definition
im Bereich der Pflegedienstleistungen.
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18.1

42

43

(5) Das Land Niederosterreich nahm in seiner Stellungnahme die Empfehlung zur
Kenntnis.

(6) Das Land Salzburg verwies in seiner Stellungnahme auf den von der Landessozial-
referentenkonferenz gefassten Beschluss vom 14. Juni 2019, in dem diese sich
grundsatzlich zu Harmonisierungsmallnahmen im Bereich der Pflegesachleistungen
bekenne, soweit die Angebotsstruktur betroffen sei. Regionale Besonderheiten und
historisch gewachsene Standards in den Landern mussten respektiert werden und
die Bedirfnis— und Bedarfsorientierung der Angebote sichergestellt sein. Dabei
gelte der grundsétzliche Vorrang ambulanter Leistungen.

(7) Die Stadt Wien fihrte in ihrer Stellungnahme aus, sie werde sich in entspre-
chende Vorhaben einbringen und biete daftr ihre Mitarbeit und Expertise an.

Einschatzung des kinftigen Bedarfs
an Pflegedienstleistungen

Der RH stellte im Zuge der Gebarungslberprifung die Prognosen aus den jeweiligen
Bedarfs— und Entwicklungsplanen der Lander per Ende 2018 einer — auf Ladnderebene
verfligbaren — aktuellen Prognose aus einer bundesweiten Studie*? gegenlber.
Aufgrund unterschiedlicher Ausgangsdaten, Annahmen oder auch BezugsgroRRen
(Personen, Betten, Leistungsstunden) verglich der RH die prozentuelle Steigerung der
jeweils verflgbaren Kennzahlen.*® Die Lander erwarteten in ihren Berechnungen
insbesondere im stationaren Bereich deutlich geringere Steigerungen des kinftigen
Bedarfs als die Osterreichweite Studie. Die Unterschiede der prognostizierten Steige-
rungen zwischen der Studie und den Landerplanungen betrugen bis zu rd. 31 Prozent-
punkte (2015 bis 2030 in Karnten). Fir das gesamte Bundesgebiet betrug der
Unterschied bei den jeweils verfligbaren Zeitraumen rd. 18 Prozentpunkte. Umgerech-
net auf die bereits 2016 bestehenden rd. 66.500 Heimplatze wiirde dieser Unterschied
in den Steigerungsraten rd. 12.000 Heimpladtze ausmachen.

Dieser Unterschied war nicht durch einen geplanten starkeren Ausbau der mobilen
Dienste seitens der Lander erklarbar. Das Land Salzburg wies nur im stationadren
Bereich Daten aus. Fir das Land Burgenland war per Ende 2018 kein aktueller
Bedarfs— und Entwicklungsplan verfigbar.

WIFO Studie (Juni 2017) ,Osterreich 2025: Pflegevorsorge — Kiinftiger Finanzierungsaufwand und regional-
wirtschaftliche Verflechtungen”

Die demografische Entwicklung und die verfigbaren osterreichweiten Daten (zu den jeweils unterschied-
lichen Zeitpunkten) lagen allen Berechnungen zugrunde. Daneben bericksichtigten die Lander auch lander-
spezifische Daten und ihre jeweiligen strategischen Zielsetzungen, wahrend die Studie von einer ,,no policy
change” ausging. Die Studie und mehrere Lander bezogen die Bedarfsentwicklung in der stationaren Pflege
auf Personen, wahrend die Lander Niederosterreich, Salzburg, Steiermark und Vorarlberg erforderliche Kapa-
zitaten, Betten oder Platze prognostizierten.
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18.3

Der RH wies darauf hin, dass die Prognosen einer dsterreichweiten Studie auf
Landesebene und die Prognosen der Lander deutlich voneinander abwichen.

Der RH erachtete eine regionale Planung unter BerUcksichtigung der Besonderheiten
des jeweiligen Umfelds gerade im Bereich der Pflege als zweckmaRig. Er hielt jedoch
eine zentrale Koordinierung und einheitliche analytische Vorgehensweise aus
folgenden Griinden fir wesentlich:

a) Die prognostizierte demografische Entwicklung in Verbindung mit den unter-
schiedlichen Finanzierungsinstrumenten erfordert eine gemeinsame mittelfristige
Planung und Steuerung der Pflegefinanzierung. Wie die Erfahrungen zum Ausgaben—
bzw. Kostenddmpfungspfad 2017 bis 2021 zeigten (TZ 9), war dieser nur auf Basis
einer konkret abgestimmten Planung moglich.

b) Da der Bund das Pflegegeld, die 24-Stunden—Betreuung und das Berufsrecht des
Pflegepersonals regelte (TZ 4), war ein zwischen Bund und Landern koordiniertes

Vorgehen wesentlich.

c) Aufgrund der hohen Unterschiede in der Versorgungsdichte (TZ 14) und den

Kosten je Leistungseinheit (TZ 19) hielt der RH ein systematisches Benchmarking fir
wesentlich, um den kinftig erforderlichen Ausbau von Pflegedienstleistungen

zweckmdRig zu gestalten.

Der RH wies darauf hin, dass im Gesundheitsbereich langjahrige Erfahrung zu einer
Rahmenplanung auf Bundesebene und einer detaillierten Ausgestaltung der Planung
auf Landesebene vorlag.

Der RH empfahl dem Sozialministerium, dem Finanzministerium und den Landern,
auf Basis koordinierter Bedarfs— und Entwicklungsplane eine 6sterreichweite abge-
stimmte Bedarfsprognose flir Pflegedienstleistungen zu erstellen und darauf aufbau-
end eine Gesamtstrategie zur Weiterentwicklung der Pflegedienstleistungen zu
erarbeiten.

Er verwies dazu auf die Empfehlungen zu harmonisierten Erstellungszeitpunkten,
Planungshorizonten und Inhalten (TZ 15), zur umfassenden Planung fir alle Betreu-

ungsformen, Personal und Finanzen (TZ 16) sowie zur Entwicklung geeigneter Kenn-
zahlen zur Bewertung der Versorgung (TZ 14).

(1) Das Sozialministerium raumte in seiner Stellungnahme ein, dass sich die Bedarfs—
und Entwicklungspléne der Lander trotz Vorgaben in der Art. 15a B-VG Verein-
barung 1993 im Laufe der Jahre hochst unterschiedlich entwickelt hatten. Da dem
Sozialministerium eine Harmonisierung im Bereich der Pflege generell ein Anliegen
sei, die Kompetenz des Bundes im Bereich Pflege aber eingeschrankt sei, habe es
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bereits in der Vergangenheit versucht, MalRnahmen fiir eine bessere Vergleichbar-
keit der Bedarfs— und Entwicklungspldne zu setzen. Aus diesem Grund sei mit
BGBI. 122/2017 in § 4 Abs. 2 PFG eine Bestimmung aufgenommen worden, welche
die Lander zur Vorlage von Planungsunterlagen mit einem bestimmten vorgege-
benen Inhalt verpflichtet habe. Fiir die Zukunft werde das Sozialministerium Uber-
legungen anstellen, ob § 4 PFG in Bezug auf die angeregten Steuerungsinstrumente
im Gesundheitsbereich zu novellieren sei. Auch sei geplant, die Empfehlung in einer
Sitzung mit den Landern zu thematisieren.

(2) Das Finanzministerium verwies auf seine Stellungnahme zu TZ 17 und fihrte

weiters aus, dass es die Empfehlung beflirworte und sie laufend in kiinftige Uberle-
gungen und Vorhaben einflielen lassen werde. Auch werde sie Gegenstand der
nachsten Finanzausgleichsverhandlungen sein.

(3) Die Lander Burgenland und Karnten verwiesen auf ihre Stellungnahmen zu TZ 17.

(4) Das Land Niederosterreich verwies auf seine Stellungnahme zu TZ 15 und hielt

weiters fest, dass beim Vergleich der Bedarfs— und Entwicklungsplane der Lander
mit der Studie des WIFO aus 2017 zu berlcksichtigen sei, dass die WIFO-Studie von
Jahresdaten aus der Pflegedienstleistungsstatistik ausgehe und nicht von Daten zu
bestimmten Stichtagen, weshalb die Studie einen deutlich héheren Bedarf ausweise.
Bei der Entwicklung von geeigneten Kennzahlen zur Bewertung der Versorgung sei
die Wechselwirkung von Angeboten zu berlcksichtigen.

(5) Das Land Salzburg verwies auf seine Stellungnahme zu TZ 17.

(6) Das Land Vorarlberg hielt in seiner Stellungnahme die Empfehlung des RH flr
grundsdtzlich sinnvoll. Ob der als Benchmark angefiihrte Gesundheitsbereich
tatsachlich ein MalRstab fur eine erfolgreiche lander— und gebietskérperschaften-
Ubergreifende Planung und Steuerung sei, kdnne es nicht abschliefend beurteilen.
Es wies weiters auf die fdderale gewachsene Struktur hin.

(7) Die Stadt Wien wies in ihrer Stellungnahme darauf hin, dass der Fonds Soziales
Wien bereits jetzt ausfihrliche jahrliche Prognosen erstelle, die als gute Grundlage
far eine gemeinsame Weiterarbeit geeignet seien. Auch die Pflegestrategie 2030 sei
bei der Entwicklung einer Gesamtstrategie von Nutzen.
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19.1

Kosten und Tarife in der stationaren Pflege
Kosten eines Verrechnungstages

(1) Die Anzahl und Kosten der Heimplatze waren die entscheidenden Parameter fir
die Steuerung der stationaren Versorgung von Pflegebedirftigen. Wie in Tabelle 14
dargestellt, lagen die durchschnittlichen Kosten je Verrechnungstag fir die statio-
nare Pflege nach der Pflegedienstleistungsstatistik 2016 zwischen rd. 90 EUR in
Karnten und Salzburg sowie rd. 223 EUR in Wien; sie unterschieden sich somit um
mehr als 100 %. Bezogen auf die rd. 78.000 Heimplatze in Osterreich im Jahr 2018
wirde diese Differenz einem jahrlichen Gebarungsvolumen von bis zu
rd. 3,7 Mrd. EUR entsprechen. Die Interpretation der Kostenunterschiede war daher
wesentlich fir die Steuerung der Pflegedienstleistungen. Studien interpretierten
diese Unterschiede im Hinblick auf mogliche Effizienzgewinne, Probleme in der
Vergleichbarkeit oder auf Unterschiede bei bestimmten Strukturmerkmalen (z.B.
Personalschlissel).

(2) Ein Vergleich der Kosten je Verrechnungstag zwischen den Lindern stand vor
zwei wesentlichen Herausforderungen:

a) unterschiedliche Kosten: Die Lander (und weitere Rechtstrager) trugen die Kosten
Uber verschiedene Finanzierungsinstrumente (z.B. Sozialhilfe, Forderungen, Bedarfs-
zuweisungen, Abgangsdeckungen) und erfassten meist nur (unterschiedliche) Teil-
mengen der Kosten (z.B. nur den laufenden Betrieb oder auch Investitionen). Zur
Bewertung der Kosten setzten sie zudem unterschiedliche Methoden ein (z.B. kamerale
oder doppische Erfassung von Investitionen bzw. Abschreibungen).

b) unterschiedliche Leistungen: Dies betraf

die Art der Leistung: Die Lander erbrachten im stationdren Bereich unterschiedliche
Leistungen (z.B. mit Schwerpunkt auf Unterbringung, auf Unterbringung und Pflege
oder auf Unterbringung, Pflege und &rztliche Versorgung), ohne diese in der Pflege-
dienstleistungsstatistik getrennt zu erfassen.

das Ausmal der Leistung: Die Lander erbrachten die Leistungen an Personen mit
unterschiedlichem Pflegebedarf.

die Strukturmerkmale der Leistung: Die Leistungen selbst unterschieden sich in
wesentlichen Strukturmerkmalen (z.B. Personalintensitat).

(3) Im Zuge seiner Gebarungsiberprifung fihrte der RH eine Bereinigung der
Kosten, Verrechnungstage und der Leistungen durch und stellte zur besseren Inter-
pretierbarkeit neben den Kosten auch die durchschnittliche Pflegegeldstufe der
betreuten Personen dar. Inwieweit die verbleibenden Unterschiede auf einzelne
Strukturmerkmale zurlckfihrbar waren, wird in TZ 20 behandelt. Die folgende



Tabelle zeigt die durchschnittlichen Kosten** eines Verrechnungstages fir stationare
Pflege je Land auf Basis der Pflegedienstleistungsstatistik sowie nach den vorgenom-
menen Bereinigungen. Im Anschluss stellt der RH die einzelnen Bereinigungsschritte

und verbleibende Probleme der Vergleichbarkeit dar.

Tabelle 14:

Durchschnittliche Kosten je Verrechnungstag fir stationdre Pflege im Jahr 2016

Burgenland| Karnten "Nlede.r- . Oberj Salzburg | Steiermark | Tirol |Vorarlberg| Wien | Osterreich
Osterreich | dsterreich
Kosten in Mio. EUR
laut Pflegedienstleistungs-
statistik (,,Bruttokosten 73,7 156,8 362,0 392,9 117,1 450,2 167,3 101,9 7634 2.585,2
stationare Dienste”)
nach Kostenbereinigungen 73,7 159,9 408,0 414,1 131,3 450,2 205,3 1019 763,4 2.707,7
nach Kosten— 755 1629 429,5 4210 1318 4502 205,9 1063 9638  2.9468
und Leistungsbereinigungen
Verrechnungstage o
Teilzahlende in Mio. Tagen
laut Pflegedienstleistungs- 0,6 17 31 35 13 40 16 07 34 20,0
statistik
nach Leistungsbereinigungen 0,6 1,8 3,2 3,6 1,3 4,0 1,6 0,7 6,0 22,9
Kosten .
je Verrechnungstag in EUR
laut Pflegedienstleistungs- 1162 90,2 1174 1110 900 1131 1028 1557 2228 129,3
statistik
nach Kostenbereinigungen 116,2 92,0 131,9 117,0 101,0 113,1 126,1 155,7 222,8 135,4
nach Kosten- 1162 914 132,2 1170 1009 1131 126,1 1509 1606 1287
und Leistungsbereinigungen
durchschnittliche Pflegegeldstufe
(inkl. Pflegegeldstufe 0)

fur Leistungen laut Pflege- 435 415 4,44 423 417 434 4,00 395 468 431
dienstleistungsstatistik
nach Leistungsbereinigungen 4,35 4,10 4,44 4,23 4,17 4,34 4,00 3,85 3,32 3,97

Quellen: Pflegedienstleistungsstatistik; Lander; Berechnung: RH
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Es handelt sich um die Gesamtkosten unabhangig davon, wer sie tragt (das heifft ohne Abzug von Eigenbei-
tragen der Pflegebedurftigen, inkl. Investitionskosten), soweit sie Gber Informationen des jeweiligen Landes
ermittelbar waren. Die Darstellung erfolgt nur fir Teilzahlende (in die Gesamtberechnung unter TZ 7 rech-
nete der RH auf gesondertem Wege auch die Selbstzahlerkosten mit ein).
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(4) Die Kostenbereinigungen umfassten insgesamt rd. 122,5 Mio. EUR und machten
in einzelnen Landern (z.B. Tirol) bis zu 23 % der in der Pflegedienstleistungsstatistik
genannten Kosten aus.

Im Burgenland war eine Hinzurechnung von rd. 45.000 Verrechnungstagen erforder-
lich, die an andere Lander fir burgenldndische Heimbewohnerinnen und —bewoh-
ner bezahlt worden waren.

In Karnten waren Zahlungen der Gemeinden zur Abgangsfinanzierung der Sozial-
hilfeverbande hinzuzurechnen.

In Niederosterreich war jener Teil der Investitionskosten zu ergéanzen, der bei Landes-
heimen direkt Uber das Landesbudget bzw. bei privaten Heimen aus einem dafir
geschaffenen Fonds finanziert war.

In Oberosterreich waren direkt von den Heimtragern finanzierte Investitionskosten
ZU erganzen.

In Salzburg leisteten Gemeinden Abgangsdeckungen, von denen der auf die statio-
nare Pflege entfallende Anteil hinzuzurechnen war.

In Tirol waren die Investitionen der Gemeinden und die Eigenbeitrdge von Personen
in Pflegegeldstufen O bis 2 zu ergdnzen.** Weiters korrigierte das Land Tirol die
Verrechnungstage.

In der Steiermark, in Vorarlberg und in Wien waren keine Kostenbereinigungen
erforderlich. Eine Besonderheit war, dass die Stadt Wien Zahlungen an das Kurato-
rium Wiener Pensionisten—Wohnhauser (2016: 52,4 Mio. EUR) und an den Wiener
Krankenanstaltenverbund (2016: 143,8 Mio. EUR) unabhéngig von den Tarifen leis-
tete. Diese waren bereits in der Pflegedienstleistungsstatistik enthalten.

Der RH nutzte fur die Kostenbereinigungen die jeweils verfligbaren Daten der
Lander. Diese erfassten allerdings die Objektkosten unterschiedlich (teils anhand
von Abschreibungen nach Wiederbeschaffungswerten oder nach historischen
Anschaffungskosten und teils anhand von kameral ermittelten Investitionen eines
bestimmten Jahres).*®

Hier waren die Gemeinden fur die Bezahlung der Bruttokosten und die Einhebung der Eigenbeitrage zustandig.
Sie meldeten dem Land Tirol nur die Nettokosten. Daher flossen auch nur diese in die Pflegedienstleistungs-
statistik ein. Um die Bruttokosten zu ermitteln, waren daher die Eigenbeitrage wieder hinzuzurechnen.

Die Investitionen machten in Niederosterreich 2016 rd. 37 Mio. EUR aus, die Abschreibungen rd. 46 Mio. EUR.
Dabei waren Errichtungskosten von rd. 140.000 EUR pro Heimplatz exklusive Ausstattung zugrunde gelegt.
Das Land Oberosterreich bezifferte die tber die Pflegedienstleistungsstatistik hinausgehenden Aufwendungen
mit rd. 21,2 Mio. EUR, wobei es von Errichtungskosten von 105.000 EUR pro Platz inkl. Ausstattung und
30—-jahriger Nutzungsdauer ausging. Das Land Tirol kalkulierte die Investitionskosten anhand von Wiederbe-
schaffungswerten von 130.000 EUR pro Heimplatz exklusive Ausstattung und 25—jahriger Nutzungsdauer mit
rd. 30,9 Mio. EUR.
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(5) Fur die Leistungsbereinigung waren die Kurzzeitpflege (teilweise gemeinsam mit
den stationaren Diensten erfasst), die Abgrenzung der stationaren Pflege von alternati-
ven Wohnformen und bestimmte Besonderheiten in Wien zu berlcksichtigen:

Da nicht alle Lander Langzeit— und Kurzzeitpflege in der Erfassung trennten, stellte
der RH die beiden Leistungen gemeinsam dar. Die in der Pflegedienstleistungsstatis-
tik als alternative Wohnformen kategorisierten Leistungen ordnete der RH, sofern
diese in erheblichem Umfang Betreuungsleistungen enthielten, im Einvernehmen
mit den betroffenen Ldndern der stationaren Pflege zu. Soweit die Unterbringung
Uberwog, schloss der RH diese Leistungen aus der Betrachtung aus.

Das Angebot in Wien wies gegenlber jenen der anderen Lander zwei Besonderhei-
ten auf: Zu den rd. 5.600 Heimplatzen der allgemeinen Pflege kamen 2016 rd. 3.500
mit arztlicher Rund—um-die—Uhr—Betreuung und rd. 7.600 Platze im Betreuten
Wohnen hinzu.*” Heime mit arztlicher Rund—um—die—Uhr—Betreuung gab es in den
anderen Landern nicht, die Nutzung von Krankenanstalten flir entsprechende Fille
machte einen wesentlich kleineren Anteil aus. Ab dem Jahr 2017 ordnete Wien das
Betreute Wohnen nicht mehr den alternativen Wohnformen, sondern der stationéren
Pflege zu. Alternative Wohnformen machten in den anderen Landern maximal ein
Zehntel der Heimplatze aus. Die Kosten je Verrechnungstag fir die Pflegeheime der
allgemeinen Pflege in Wien lagen im Durchschnitt bei rd. 169 EUR, der Durchschnitt
aller stationdren Pflegeformen bei rd. 161 EUR. Da dieser Vergleich den GroRteil der
stationdren Pflegeformen in Wien berlcksichtigte, verwendete der RH fir den
Vergleich die Durchschnittskosten von rd. 161 EUR.

(6) Die Pflegebedurftigkeit ist in Tabelle 14 durch die durchschnittliche Pflegegeld-
stufe abgebildet.*® Die Pflegegeldeinstufung war jedoch nur eingeschrankt aussage-
kraftig fir den tatsachlichen Pflegeaufwand. Dieser hing auch von den konkreten
Funktionseinschrankungen und den erforderlichen MaBnahmen im Heimkontext ab.
Insbesondere Personen mit demenziellen oder psychiatrischen Krankheitsbildern
konnten bei gleicher Pflegegeldeinstufung sehr unterschiedlichen Betreuungsbedarf
aufweisen. Mehrere Lander berlcksichtigten den besonderen Bedarf in Form von
Zuschlagen, das Land Vorarlberg richtete sich in den Tarifen — unabhéangig von der
Pflegegeldeinstufung — nach einer eigenen Bewertung des konkreten
Betreuungsbedarfs.

Wie in TZ 3 ausgefihrt, verwendete die Stadt Wien eine von der Pflegedienstleistungsstatistik abweichende
Terminologie und ordnete den alternativen Wohnformen (9.078 Platze) verschiedene Leistungen (insbeson-
dere Betreutes Wohnen, Hausgemeinschaften und Wohngemeinschaften sowie sozial betreutes Wohnen)
zu. Mit den stationaren Diensten im Sinne der Pflegedienstleistungsstatistik vergleichbar (und ab 2017 auch
dort zugeordnet) waren das Betreute Wohnen und die Hausgemeinschaften.

Fur die Lander Karnten, Vorarlberg und Wien sind in der bereinigten Pflegegeldstufe auch Werte fiir Bewoh-
nerinnen und Bewohner der alternativen Wohnformen enthalten.
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Der RH wies darauf hin, dass die Kosten flr die stationare Pflege auch nach Kosten—
und Leistungsbereinigungen je Verrechnungstag im Jahr 2016 von rd. 91 EUR
(Karnten) bis rd. 161 EUR (Wien) eine sehr groRe Bandbreite aufwiesen. Bei
rd. 20 Mio. Verrechnungstagen fir Teilzahlende im Jahr 2016 hatten schon kleine
Veranderungen in den Kosten je Tag eine groRe Auswirkung auf die 6ffentlichen
Finanzen. Der RH hielt es daher fir entscheidend, die Ursachen dieser Unterschiede
zu kldren und die Ergebnisse in die Uberlegungen tber einen weiteren Ausbau der
stationaren Pflege einflieRen zu lassen.

Der RH kritisierte, dass die Lander wesentliche Daten zu Kosten, Leistungen und
Pflegebedarf nicht in einer Form erhoben, die eine systematische Gegeniberstel-
lung ohne Bereinigungen ermdglichte.

Der RH empfahl dem Sozialministerium und den Landern, die in der Pflegedienstleis-
tungsstatistik erfassten Kosten stationarer Pflege — insbesondere auch die Investiti-
onskosten — einheitlich und vollstdndig zu erheben.

Der RH verwies weiters auf seine Empfehlung in TZ 3, die Definition der Leistungen im
stationdren Bereich zu prazisieren, um eine bessere Vergleichbarkeit zu gewdhrleisten.

Der RH empfahl dem Sozialministerium und den Landern zu prifen, inwieweit die
Pflegegeldeinstufung insbesondere ab der Stufe 4 den tatsachlichen Leistungsauf-
wand in Pflegeheimen abbildet, und gegebenenfalls eine alternative Form der Kate-
gorisierung zu definieren.

Der RH wies darauf hin, dass im Osterreichvergleich in Wien die Zahl der Platze mit
arztlicher Rund—um—die—Uhr—Betreuung und der Platze im Betreuten Wohnen im
Verhaltnis zu den Pflegeheimpladtzen sehr hoch war.

Der RH empfahl der Stadt Wien, die Anzahl der verfiigbaren Platze in Heimen mit
arztlicher Rund—um—die—Uhr—Betreuung und fir Betreutes Wohnen zu evaluieren
und gegebenenfalls anzupassen.

(1) Das Sozialministerium betonte in seiner Stellungnahme, dass ihm die Harmoni-
sierung der in der Pflegedienstleistungsstatistik erfassten Kosten ein wesentliches
Anliegen sei. Es befiirworte daher eine legistische Anderung, derzufolge auch die
Investitionskosten von den Landern in die Pflegedienstleistungsstatistik einzumelden
seien, und sagte zu, diese Anderung sobald als méglich anzustreben. Es sei ein Anlie-
gen des Sozialministeriums, eine systematische Gegeniberstellung von Daten zu
Kosten, Leistungen und Pflegebedarf zu ermoglichen, weshalb in dieser Hinsicht ein
Abstimmungsprozess mit den Landern geplant sei.
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Hinsichtlich der Pflegegeldeinstufung fihrte das Sozialministerium aus, dass gemaf
§ 3a Abs. 6 PFG Aufnahmen in stationare Einrichtungen erst ab der Pflegegeldstufe 4
erfolgen sollten, sofern die pflegerische Notwendigkeit und die soziale Indikation
nicht eine Aufnahme bei Pflegegeldstufe 1 bis 3 erfordern wiirden. Es gehére zu den
wichtigsten Grundsatzen des Osterreichischen Pflegegeldsystems, dass die konkrete
personelle Betreuungssituation flr die Pflegegeldeinstufung nicht maRgeblich sei.
Auch seien die Vorschriften des Bundespflegegeldgesetzes nicht darauf ausgerich-
tet, den konkreten Pflegeaufwand eines Pflegeheims abzubilden. Bei demenziellen
bzw. psychiatrischen Krankheitsbildern gelange zur Ermittlung des Pflegebedarfs ein
sogenannter ,Erschwerniszuschlag” zur Anwendung.

Zur Frage, inwiefern die Pflegegeldeinstufung den tatsachlichen Leistungsaufwand im
Pflegeheim abbilde, verwies das Sozialministerium auf seine Stellungnahme zu TZ 13.

(2) Das Land Karnten fiihrte in seiner Stellungnahme aus, dass die Entwicklung eines
abgestimmten, einheitlichen Finanzierungssystems die Vereinheitlichung der zu
erfassenden Kostenbereiche voraussetze. Der Empfehlung zur Pflegegeldeinstufung
stimme das Land Karnten grundsatzlich zu. Es merkte aber an, dass der Leistungs-
aufwand im Pflegeheim je nach Land unterschiedlich sei, womit diese Prifung fir
jedes Land differenziert zu betrachten sei.

(3) Das Land Niederosterreich hielt in seiner Stellungnahme fest, dass sich die
Meldungen gemall Pflegedienstleistungsstatistik—Verordnung 2012 auf die Kosten
der Sozialhilfe bzw. Mindestsicherung beziehen wuirden. Eine Umsetzung der
Empfehlung zur Kostenerfassung und insbesondere auch zu den Investitionskosten
wurde die bisherige Logik der Zuschiisse aus dem Pflegefonds grundsatzlich andern.

(4) Laut Stellungnahme des Landes Salzburg habe es bis 2002 mit einem von der
Pflegegeldeinstufung unabhangigen Einstufungsmodell gearbeitet. Die Evaluierung
des Tarifsystems habe gezeigt, dass der individuelle Ansatz bei der Zuerkennung der
Tarifstufe viele Nachteile berge. Das Land Salzburg verwies weiters auf die vor einigen
Jahren erfolgten Anderungen in der Pflegegeldeinstufungsverordnung im Zusam-
menhang mit Personen mit demenziellen Erkrankungen.

(5) Die Stadt Wien wies in ihrer Stellungnahme nochmals darauf hin, dass bei der
Kostenerfassung fur die stationadre Pflege keine Kostenbereinigungen (auch hinsicht-
lich der Investitionskosten) erforderlich seien. Sie fiihre dies auf das in Wien nicht
angewandte Normkostenmodell zurlck.

Hinsichtlich der Pflegegeldeinstufung unterstitze Wien das Festhalten am
Leistungsaufwand im Rahmen des Bundespflegegeldgesetzes, um damit eine
Osterreichweit einheitliche Pflegegeldbegutachtung zu garantieren. Jedenfalls
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werde sich die Stadt Wien in entsprechende Vorhaben einbringen und biete daftr
ihre Mitarbeit und Expertise an.

Der Empfehlung, die Anzahl der verflgbaren Pldtze in Heimen mit arztlicher Rund—
um—die—-Uhr—Betreuung und fir Betreutes Wohnen zu evaluieren und gegebenenfalls
anzupassen, werde die Stadt Wien im Rahmen der Kapazitdtsplanung entsprechen.

Gegenlber dem Land Salzburg regte der RH an, seine Erfahrungen aus der Zeit vor
2002 in die Diskussion um eine alternative Bewertung des Pflegebedarfs einzubrin-
gen, um die damals festgestellten, aber nicht naher ausgefiihrten Nachteile in
Zukunft vermeiden zu kdnnen.

Der RH entgegnete der Stadt Wien, dass auch bei Landern mit Normkostenmodellen,
wie z.B. dem Land Steiermark, eine vollstandige Erfassung in der Pflegedienstleis-
tungsstatistik erfolgte und keine Bereinigungen notwendig waren.

Wesentliche Kostenbestandteile

(1) Wéhrend im Krankenanstaltenbereich nach dem Bundesgesetz Uber die Doku-
mentation im Gesundheitswesen*® bundesweit einheitliche Vorgaben fir die Kosten-
rechnung sowie entsprechende Meldepflichten bestanden und diese die
GegenUberstellungen einzelner Kostenbestandteile ermoglichten, existierten derar-
tige Vorgaben im Pflegebereich nicht. Sowohl die Pflegereform 2012 als auch die
Novelle des PFG im Jahr 2017 und der ,Masterplan Pflege” vom Dezember 2018
enthielten das Ziel einer Harmonisierung von Pflegedienstleistungen und ihrer
Finanzierung.

(2) Nicht alle Lander verfligten Uber eine Kalkulation, die eine Aufteilung der Kosten
auf bestimmte Positionen (z.B. Pflegepersonal, Kiiche, Wasche, Gebdude) ermdg-
lichte. Auch soweit Kalkulationen erfolgten, waren diese nur eingeschrankt vergleich-
bar (z.B. waren Vergleiche zwischen Eigenerbringung der Leistungen und zugekauften
Leistungen etwa bei Kliche, Wasche oder Reinigung mangels einheitlicher Kosten-
stellen schwierig).

Die Lander Burgenland, Salzburg und Vorarlberg legten derartige Kalkulationen nicht
vor. Dort war die Tarifhohe das Ergebnis von Verhandlungen.

Das Land Karnten verfiigte Gber Gutachten zur Vorbereitung von bereits im Jahr 2013
erfolgten Tarifverhandlungen. Eine Erklarung fur die 2018 geltenden Tarife lieR sich
daraus nicht ableiten.

BGBI. 745/1996 i.d.g.F.



Die Lander Niederosterreich (fur die Landesheime) und Oberdsterreich (aus einem
Controlling aller Anbieter) verflgten Gber Daten aus — jeweils unterschiedlich struk-
turierten — Kostenrechnungssystemen. So konnten sie darstellen, welche Aufwen-
dungen flr welche Kostenbestandteile im Schnitt anfielen.

In den Landern Tirol und Wien lagen Berechnungsgrundlagen aus den Tarifverhand-
lungen mit den einzelnen Anbietern vor; diese stellten eine Mischung aus budgetier-
ten Kosten, historischen Ist—Werten und Normkosten dar.

Das Land Steiermark verwendete seit 2006 ein Normkostenmodell, bei dem — unab-
hangig von den tatsachlichen Kosten der Leistungserbringer — bestimmten Kategorien
normativ bestimmte Kosten zugeordnet waren. Gutachten dazu zeigten, dass eine
Unterschreitung der Kosten moglich war bzw. nicht sichergestellt war, dass die Heime
alle Leistungen auch tatsachlich wie kalkuliert erbrachten. Wesentliche Problemfelder
betrafen zu geringe Abschreibungsdauern, zu hohe angenommene Errichtungskosten,
die Overhead—Kosten (z.B. Buchhaltung, Heimleitung) und Kosten fir fremdvergebene
Leistungen (z.B. Kliiche, Wasche, Reinigung). Dem Land Steiermark dazu vorliegenden
Kalkulationen zufolge wirden die Tarifzahlungen gemalk dem Normkostenmodell 2006
Uber den tatsachlichen Kosten der Heimbetreiber liegen. Eine systematische Analyse
des Landes dartber fehlte, u.a. weil die Heimbetreiber dem Land keine Gebarungsda-
ten bereitzustellen hatten. In der Folge valorisierte die Steiermark die Tarife nicht; ab
dem 1. Janner 2019 galt ein neues Modell. Dabei erreichte die Steiermark keine Tarif-
reduktion, verpflichtete jedoch die Heimtrager, regelmaRig und anonymisiert ihre Ist—
Kosten bekannt zu geben. Weiters beschrieb das Land detaillierter die zu erbringenden
Leistungen. Betriebswirtschaftlich waren im Verhandlungsergebnis einige Besonder-
heiten enthalten (z.B. eine Vergltung der Kommunalsteuer auch fir jene Heimbetrei-
ber, die diese gar nicht zu bezahlen hatten, oder eine Vergltung von flaichenbezogenen
Kosten auf Basis einer MindestgrolRe, selbst wenn diese nicht eingehalten war). Der RH
hatte 2012 im Bereich der Forderungen fiir Menschen mit Behinderungen festgestellt,
dass die Festsetzung von Normkosten grundsatzlich sinnvoll, eine regelméfRige Evaluie-
rung anhand der Ist—Kosten jedoch unabdingbar war.*°

RH-Bericht , Sozialabteilung der Landesregierung Steiermark und Bundessozialamt — Koordination und Paral-
lelitat” (Reihe Bund 2012/12, TZ 25)

(3) Zu den Kostenbestandteilen war Folgendes anzumerken:

Ein wichtiger Faktor flr die Kosten waren personelle Vorgaben (Anzahl der Bediens-
teten, TZ 31). Die beiden Lander mit dem héchsten Personalschlissel (die Lander
Vorarlberg und Wien) hatten auch die hdchsten Kosten bzw. Tarife. Die Lander mit
hohem Personalschlissel betrachteten dies als Qualitatskriterium, andere Lander
lehnten diese Betrachtung ab. Das Land Burgenland hatte trotz niedrigstem Perso-
nalschlUssel nicht die niedrigsten Kosten je Verrechnungstag und evaluierte zur Zeit
der Gebarungslberprifung die H6he von Kosten und Tarifen.

Die Kosten waren unterschiedlich auf Unterbringung und Verpflegung sowie den
Bereich Pflege verteilt. Zum Beispiel lag der Kostenanteil fir Pflegepersonal in Ober-
Osterreich beird. 60 %, in der Steiermark bei etwa vergleichbaren Gesamtkosten bei
rd. 47 %.

Die Lander gingen von unterschiedlichen Errichtungskosten je Heimplatz aus. Die
Bandbreite lag dabei zwischen rd. 105.000 EUR (Oberosterreich, Steiermark) und
rd. 194.000 EUR je Heimplatz (Vorarlberg).

Insbesondere bei sprungfixen Kosten (wie z.B. der Besetzung von Nachtdiensten)
war eine hdéhere Anzahl von Pldtzen je Pflegeheim ein Faktor, der zu einer hdheren
Effizienz und zur Reduktion der Kosten beitragen konnte. Ein Verlust von Wohnort-
ndhe oder Ubersichtlichkeit der Wohnverhéltnisse konnte bei groReren Heimen
auch als qualitativer Nachteil angesehen werden.

(4) Die durchschnittliche PflegeheimgroRe je Land lag zwischen rd. 47 Platzen in
Vorarlberg und rd. 191 Platzen in Wien und stellte sich wie folgt dar:

Tabelle 15:  Durchschnittliche Anzahl der Platze je Pflegeheim im Jahr 2018

durchschnittliche Anzahl der Platze je Pflegeheim

Burgenland 52
Karnten 71
Niederdsterreich 102
Oberosterreich 94
Salzburg 70
Steiermark 64
Tirol 70
Vorarlberg 47
Wien 191
Osterreich 86

Quellen: Lander; Berechnung: RH
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Der RH kritisierte, dass flr die stationare Pflege keine vergleichbaren Kostenrech-
nungsergebnisse vorlagen, die eine Zuordnung der unterschiedlichen Kosten der
Lander auf bestimmte Positionen (z.B. Pflegepersonal, Geb&ude) zulieRen. Der RH
hielt im Hinblick auf die vom Bundesgesetzgeber bzw. von der Bundesregierung
mehrfach als Ziel formulierte Harmonisierung von Pflegedienstleistungen eine
Vergleichbarkeit der Kosten der einzelnen Leistungen fir unabdingbar.

Der RH hielt auf Basis der vorliegenden Unterlagen den Pflegebedarf der Heimbe-
wohnerinnen und —bewohner und die Personalausstattung der Heime fir die wich-
tigsten Kostenfaktoren, erachtete jedoch auch die bauliche Ausgestaltung der Heime
und die HeimgroRe als maRgeblich. Der RH wies auch auf unterbliebene bzw. nicht
geeignete Kalkulationen von Tarifen hin, die gegenlber den tatsachlich erbrachten
Leistungen Uberhoht sein konnten.

Der RH empfahl dem Sozialministerium und den Landern, die wesentlichen Kosten-
bestandteile der stationdren Pflege (Pflegepersonal, Geb&dude etc.) nach einheit-
lichen Kriterien zu erfassen und —z.B. im Arbeitskreis Pflegevorsorge — regelmaRig
zu vergleichen sowie daraus Best Practice—Beispiele zu entwickeln.

(1) Das Sozialministerium wies in seiner Stellungnahme darauf hin, dass dem Bund
im Bereich Gesundheit eine wesentlich weitere Regelungskompetenz als im Bereich
Pflege zukomme. Ob die gemeinsam akkordierte Vorgangsweise im Bereich Gesund-
heit auch fir die Pflege moglich sei, konne das Sozialministerium nicht allein
entscheiden. Abgesehen davon wies es auf die Wichtigkeit von Harmonisierungs-
schritten hin und flhrte aus, dass es die Thematik der Erfassung der wesentlichen
Kostenbestandteile nach einheitlichen Kriterien mit den Landern eingehend disku-
tieren wirde. Auch sei vorstellbar, den Arbeitskreis Pflegevorsorge als Gremium fur
regelmalige Vergleiche zu installieren.

(2) Das Land Karnten fiihrte in seiner Stellungnahme aus, dass die Entwicklung eines
abgestimmten, einheitlichen Finanzierungssystems die Vereinheitlichung der zu
erfassenden Kostenbereiche voraussetze.

(3) Das Land Niederosterreich hielt in seiner Stellungnahme fest, dass eine Entwicklung
einheitlicher Grundsatze zur Tarifgestaltung bzw. einheitlicher Kalkulationsmodelle
in die bisherige Struktur der Leistungserbringung und Finanzierung der Lander
eingreife. Es sei im Vorfeld ein allfalliger Nutzen der Vereinheitlichung gegen etwaige
Mehraufwendungen abzuwéagen.

Zur Verbesserung der Datenqualitat und zum Umfang der zu erhebenden Daten fihrte
das Land Niederosterreich aus, dass aus verwaltungsékonomischen Griinden vorerst
eine Konkretisierung der gewlinschten Daten und deren Notwendigkeit bzw. Zweck-
maRigkeit fir die Planung und Steuerung der Pflegedienstleistungen zu prifen seien.
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Zur empfohlenen Gsterreichweit abgestimmten Gesamtstrategie zur Pflegevorsorge
bzw. Harmonisierung von Leistungen wies das Land Niederosterreich auf Beschlisse
der Landessozialreferentenkonferenz hin, wonach HarmonisierungsmafRnahmen bei
der Angebotsstruktur unterstltzt wirden, sofern regionale Besonderheiten und
historisch gewachsene Standards respektiert und die Veranderungen fir die jeweili-
gen Lander kostenneutral erfolgen wirden. Eine Harmonisierung setze eine schritt-
weise Umsetzung in einem langerfristigen Zeitrahmen voraus, zumal dies auch
Verdanderungen und Weiterentwicklungen von bestehenden Standards unter Einbin-
dung der Sozialpartner bedeute. Keinesfalls solle eine Harmonisierung das infor-
melle Pflegepotenzial schwéachen.

(4) Laut Stellungnahme des Landes Salzburg dirfe diese MaRnahme nicht zu zusatz-
lichem Verwaltungsaufwand fihren.

(5) Die Stadt Wien fihrte in ihrer Stellungnahme aus, sie werde sich in entspre-
chende Vorhaben einbringen und biete dafir ihre Mitarbeit und Expertise an.

Der RH wies die Lander Niederdsterreich und Salzburg darauf hin, dass seiner Ansicht
nach ein Volumen von rd. 3,4 Mrd. EUR fiir stationire Pflege in Osterreich einen
Vergleich der Kosten und eine Analyse damit verbundener Optimierungspotenziale
rechtfertigt.

Tarifsysteme der Lander

(1) Grundlage fir die Vergltung der stationaren Pflege und fur die Zahlungsstrome
zwischen Heimbetreibern, Landern und Pflegebedirftigen war die Festlegung von
Tarifen. Weder die Art. 15a B-VG Vereinbarung 1993 noch das PFG oder die Landes-
gesetze enthielten Ziele oder Kriterien fir die Gestaltung der Tarifsysteme flr statio-
nare Pflege. Dementsprechend regelten die Lander die Tarife sehr unterschiedlich:

Manche Lander legten die Tarife durch Vertrag fest, andere einseitig durch Verord-
nung oder in einer Forderrichtlinie.

Manche Lander legten fiir jeden einzelnen Heimbetreiber oder nach Standort eigene
Tarife fest, andere bildeten bestimmte Kategorien. Wieder andere regelten einheit-
liche Tarife fUr alle Heimbetreiber.

Manche Lander versuchten, alle Kostenbestandteile in die von den Heimbewohne-
rinnen und —bewohnern zu zahlenden Tarife einzurechnen, andere legten insbeson-
dere fur Investitionen andere Zahlungsstrome (z.B. Forderungen im Anlassfall oder
eine direkte Finanzierung durch Gebietskorperschaften bzw. Gemeindeverbande)
fest.

Weiters unterschied sich die Art, wie die Lander die Tarife nach dem Pflegebedarf
abstuften.
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Nachstehende Tabelle zeigt die Unterschiede der Tarifsysteme fur Pflegeheime:

Tabelle 16:  Merkmale der Tarifsysteme fir Pflegeheime je Land im Jahr 2018

Art der Differenzierung nach erfasste Differenzierung nach
Kostenbestandteile Pflegebedarf

Festlegung Heimbetreiber

nach Pflegegeldstufen;
Einzelvereinbarungen bei
besonderem Pflegebedarf

gleiche Tarife fur alle Heime
Vertrage (Ausnahme: alle
Heime mit Landesbeteiligung)

nach Pflegegeldstufen;

Vertrige mehrere Tarifkategorien ohne Zuschlage (z.B. fur Blisterung
g (nach HeimgroRe und Belegung) Gemeindeumlagen von Medikamenten
oder Animation)
gleiche Tarife fur alle Heime nach Pflegegeldstufen;
Landes- (Ausnahme: Investitionskosten Zuschlag fur Hospiz
vorgabe Reduktion fur bestimmte alte nur teilweise und Psychiatrie;
Gebdude) Einzelzimmerzuschlag
Einzeltarife je Heim Investitionskosten
Vertrage (ggf. innerhalb der nur teilweise nach Pflegegeldstufen
Sozialhilfeverbande einheitlich)
mehrere Tarifkategorien ohne
Verordnung (je nach Unterstutzung nach Pflegegeldstufen
. o Abgangsdeckung
fur Investitionen)
Verordnung
und gleiche Tarife fur alle Heime alle nach Pflegegeldstufen
Vertrage
Einzeltarife je Heim grundsatzlich nach Pflegegeld-
Vertrige (jedoch Versuch einer ohne stufen; jedoch einheitlich fur
g Annaherung an einen Standard-  Investitionskosten Stufe 5 bis 7
tarif) (nicht im Pilotprojekt)
grundsatzlich gleiche Tarife fir eigene Einstufung
Vertrige alle Heime alle des Pflegebedarfs
€ (ergdnzende Forderung (abweichend von
nach HeimgroRe) Pflegegeldeinstufung)
alle
Richtlinie Einzeltarife je Heim (bei Altkunden nach Pflegegeldstufen
(nach Kostendeckung) erganzende und Sonderleistungen
Forderungen)

Quellen: Lander

Die Tarife waren grundsétzlich zwischen den Heimbewohnerinnen und —bewohnern
und dem Heimbetreiber vereinbart. Soweit eine Landesleistung wegen zu geringer
Eigenmittel erforderlich war, regelte das Land durch Verordnung oder durch Verein-
barung mit Heimbetreibern, bis zu welchem Tarif eine solche Ergdnzungsleistung
erfolgte.
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(2) Die folgende Abbildung zeigt die Hohe der Heimtarife je Tag am Beispiel der Pfle-
gegeldstufe 4 anhand des durchschnittlichen Tarifs je Land im Jahr 2018.

Abbildung 5: Durchschnittlicher Heimtarif je Tag fur Pflegegeldstufe 4 im Jahr 2018
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[ Pflegegeldstufe 4 [ Pflegegeldstufe 4; allgemeine Pflege (Wien)

Pflegegeldstufe 4; Pilotprojekt (Tirol) Pflegegeldstufe 4; Heime mit arztlicher Rund—um—die—Uhr—Betreuung (Wien)

Tarifstufe 4 (Vorarlberg) Pflegegeldstufe 4; Betreutes Wohnen und Hausgemeinschaften (Wien)

Tarifstufe 5 (Vorarlberg) Osterreichschnitt

Quellen: Lander; Berechnung: RH

Die durchschnittlichen Heimtarife je Land flr Pflegegeldstufe 4 lagen zwischen
95,15 EUR pro Tag in Salzburg und 143,52 EUR pro Tag in Wien.

Nach Abschaffung des Pflegeregresses Gbernahm fir die Gberwiegende Anzahl der
Pflegebediirftigen in Pflegeheimen die offentliche Hand einen Teil des Tarifs. Das
heilst, dass die Betroffenen grofSteils ihre Pension und das Pflegegeld abtraten und
eine allenfalls verbleibende Differenz das jeweilige Land aus dem Titel der Sozialhilfe
bzw. Mindestsicherung zahlte. Fir die Betroffenen war daher die Hohe des Tarifs
haufig nicht entscheidend. Dies unterschied sich z.B. vom System in Deutschland,
wo die Pflegebedirftigen die Unterbringung und Verpflegung Gberwiegend ohne
Inanspruchnahme von Sozialhilfe finanzierten und die Pflege (iberwiegend die Pfle-
geversicherung zahlte.
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Anmerkung:

(3) Die folgende Abbildung zeigt die Tarifunterschiede zwischen den Heimbetreibern
in den einzelnen Landern am Beispiel der Pflegegeldstufe 4.

Abbildung 6: Spanne zwischen dem minimalen und maximalen Heimtarif je Tag fur Pflegegeldstufe 4
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Pilotprojekt (Tirol)

Fur das Land Tirol sind die derzeit geltende Rechtslage und ein aktuell laufendes Pilotprojekt ausgewiesen.

Quellen: Lander; Berechnung: RH

Wahrend in den Landern Burgenland, Steiermark und Vorarlberg landesweit einheit-
liche Heimtarife verrechnet wurden, lagen in den Ubrigen Ladndern die Unterschiede
zwischen den Anbietern zwischen rd. 4 EUR (Niederosterreich) und rd. 59 EUR
(Wien, flur allgemeine Pflege) je Tag. Wesentliche Griinde fiir die Abweichungen
betrafen unterschiedliche Gehaltsniveaus infolge verschiedener Dienstrechte, unter-
schiedliche Investitionskosten und deren Finanzierung (Forderungen oder Eigen-
finanzierung) sowie unterschiedliche HeimgroBen bzw. Synergien zwischen
mehreren Heimen eines Trdgers (z.B. bei Buchhaltung oder Fihrung). Die Lander
Tirol und Niederosterreich strebten grundsatzlich eine Vereinheitlichung der Tarife
an. In Salzburg galt fir den Grofiteil der Heime der gleiche Tarif, lediglich fir einzelne
private Heime mit historisch hoheren Investitionskosten waren hdéhere Tarife
vorgesehen.
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Aufgrund der hohen Unterschiede in Wien untersuchte der RH diese naher:

Bei Pflegeheimen fir allgemeine Pflege boten in Wien 42 verschiedene Anbieter
Tarife flr die Pflegegeldstufe 4 von 127,41 EUR bis 186,79 EUR je Verrechnungstag
an. Die vier hochsten Tarife galten fir Einrichtungen des Kuratoriums Wiener
Pensionisten—Wohnhauser.

Bei Heimen mit arztlicher Rund—um—die—Uhr—Betreuung lagen die Tarife je Tag fur
die Pflegegeldstufe 4 zwischen 173,49 EUR bei einem privaten Anbieter und
247,41 EUR beim Wiener Krankenanstaltenverbund. Dariber hinaus bot die Stadt
Wien auch Pflegeplatze mit speziellen Leistungen (z.B. Pflegeplatze bei Demenz,
Blindheit, neurologischer Betreuung bzw. ,Milieubetreuung®) zu héheren Tarifen an.

(4) Auch die Differenzierung der Tarife nach Pflegegeldstufen war je Land unterschied-
lich: Die Tarife zwischen Pflegegeldstufe 3 und 7 unterschieden sich in Oberdsterreich
nur um rd. 33 EUR je Tag, in Niederdsterreich hingegen um rd. 93 EUR je Tag (Anhang,
Tabelle C). Oberosterreich setzte einen hoheren Grundtarif an und erhohte die Tarife
bei steigender Pflegegeldstufe im Wesentlichen analog zum Pflegegeld. So mussten die
Bewohnerinnen und Bewohner bei Verschlechterungen ihres Zustands keine zusatz-
liche finanzielle Belastung tragen. Dadurch kam es jedoch zu Querfinanzierungen von
Bewohnerinnen und Bewohnern mit niedrigeren zu jenen mit héheren Pflegegeldstu-
fen. Das Land Niederdsterreich sah im Unterschied zu Oberdsterreich bei relativ niedri-
gem Grundtarif hohere Steigerungen bei steigendem Pflegebedarf vor.

Der RH merkte an, dass keine Osterreichweit einheitlichen Vorgaben zur Tarifgestal-
tung fur die stationdre Pflege bestanden und die Lander ihre Tarifmodelle nach
Anbieter, erfassten Kostenbestandteilen und Pflegebedarf differenzierten.

Der RH empfahl dem Sozialministerium und den Ldndern, einheitliche Grundséatze
flr die Tarifgestaltung festzulegen.

(1) Das Sozialministerium wies in seiner Stellungnahme auf die Wichtigkeit einer
einheitlichen Tarifgestaltung hin und sagte zu, diese Thematik mit den Landern
eingehend diskutieren zu wollen.

(2) Laut Stellungnahme des Landes Karnten setze die Festlegung von Grundsatzen
fir die einheitliche Tarifgestaltung sowohl einheitliche Leistungsdefinitionen als
auch einheitlich geregelte Finanzierungsstrukturen voraus.

Zum durchschnittlichen Tarif in Pflegegeldstufe 4 wies das Land Karnten darauf hin,
dass bei Bericksichtigung von Zuschldgen (z.B. Blistiergeblhr oder Einzelzimmer-
zuschlag sowie ab 2018 die Personalkosten von 0,5 Vollzeitdquivalenten (VZA)
Animationspersonal je Einrichtung) noch 1,50 EUR aufzuschlagen seien und sich
damit ein Tarif von 99,74 EUR pro Tag ergebe.
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(3) Das Land Niederosterreich verwies auf seine Stellungnahme zu TZ 20.

(4) Das Land Oberdosterreich fihrte in seiner Stellungnahme aus, dass die 06. Alten—
und Pflegeheimverordnung kostendeckende Heimentgelte vorsehe. Bei der Uber-
wiegenden Mehrheit der Sozialhilfeverbdande wirden Tarife im Heimverbund gelten
und seien damit innerhalb eines Bezirks weitgehend einheitlich.

(5) Das Land Salzburg wies in seiner Stellungnahme darauf hin, dass die Landesregie-
rung durch Verordnung nahere Festlegungen zum Salzburger Sozialhilfegesetz und
somit auch Uber zu erbringende Leistungen in den Pflegeheimen und die Entgelte
dafur treffen kénne.

(6) Die Stadt Wien teilte in ihrer Stellungnahme mit, die vom RH empfohlene einheit-
liche Tarifgestaltung und die regelmaRige Uberpriifung der Ist—Kosten durch ihr
Tarifmodell zu erflllen. Das Modell sei leistungsorientiert und im Sinne der Kosten-
wahrheit transparent gestaltet. Es ermogliche die bedarfsgerechte und auf verschiedene
Leistungen und Standorte abgestimmte Finanzierung und stelle eine entsprechende
Qualitat der Leistungen samt erforderlicher Personalausstattung sicher. Auch der
Stadtrechnungshof Wien habe zum Fordersystem des Fonds Soziales Wien im
Jahr 2006 festgestellt, dass dieses die Aufrechterhaltung der Versorgungslandschaft
sowie eine wirtschaftliche und sparsame Gebarung ermdgliche.

Hinsichtlich der angezeigten Tarifspannen zwischen den Ldndern wies die Stadt
Wien darauf hin, dass der Bericht des RH keine ausreichende Differenzierung der
heterogenen Leistungslandschaft in Wien enthalte. Die in Wien angebotene bedarfs-
gerechte Versorgung umfasse differenzierte Leistungen vom Betreuten Wohnen bis
hin zu Einrichtungen mit arztlicher Rund—um—die-Uhr—Betreuung, die in dieser
Form in anderen Landern nicht bestehe. Die gemeinsame Darstellung von Hausge-
meinschaften und Betreutem Wohnen sei aufgrund der unterschiedlichen Leis-
tungsinhalte nicht nachvollziehbar. Weiters gehe der RH nicht auf dartber
hinausgehende Einflussfaktoren (z.B. Mietpreisindex) ein.

Der Stadtrechnungshof Wien habe die Versorgung auf Basis des Fordersystems des
Fonds Soziales Wien als wirtschaftlich und sparsam beurteilt und die damals
geplante und mittlerweile umgesetzte Einheitlichkeit der Tarifkalkulationsmodelle
als positiv eingestuft.

Der RH entgegnete der Stadt Wien, dass er bei der Berechnung des durchschnittli-
chen Heimtarifs die unterschiedlichen Pflegeangebote beriicksichtigte (Abbildung 5)
bzw. sich auf Vergleiche innerhalb einzelner Leistungsarten beschrankte
(Abbildung 6).
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Weiters wies der RH gegentber Wien darauf hin, dass sich seine Empfehlung auf
landertbergreifend einheitliche Grundsatze der Tariffestlegung bezog. Einen Wider-
spruch zu den Feststellungen des Stadtrechnungshofes Wien aus dem Jahr 2006
konnte der RH nicht erkennen. Die gemeinsame Darstellung von Hausgemeinschaften
und Betreutem Wohnen wahlte der RH, da im Jahr 2017 die Anzahl der Hausgemein-
schaften mit 365 Platzen gegeniliber dem Betreuten Wohnen mit 7.210 Pldtzen deut-
lich geringer war und den dargestellten gemeinsamen Tarif somit nur geringfligig
beeinflusste.

Alternative Tarif—und Abrechnungsmodelle

(1) Im Bereich der Krankenversicherung zahlten die Betroffenen einen leistungsun-
abhdngigen Versicherungsbeitrag an die Krankenversicherungstrager und einen
(relativ geringen) Verpflegskostensatz bei einem Krankenhausaufenthalt. Die Kran-
kenversicherungstrager zahlten von diesen Beitragen einen leistungsunabhangigen
fixen Finanzierungsbeitrag, der nach einem festen Schlissel auf die Lander aufge-
teilt wurde. Die Abgeltung gegenliber den Krankenanstalten erfolgte nach dem
Modell der leistungsorientierten Krankenanstaltenfinanzierung. Dabei wurden die
Leistungen anhand von Durchschnittskosten gewichtet und mit Punkten versehen.
Die Lander bestimmten, welchen Finanzierungswert ein Punkt hatte und regelten
den restlichen Finanzierungsbedarf Uber Abgangsdeckungen. Investitionen wurden
Uberwiegend getrennt von den laufenden Kosten finanziert.

(2) Die Pflegefinanzierung in Deutschland basierte auf dem Grundsatz, dass ein
Wettbewerb zwischen den Heimen gewlnscht war. Es bestand daher fir jedes Heim
ein eigener, in mehrere Bestandteile gegliederter Tarif. Dabei sollte die Pflege durch
die Pflegeversicherung abgegolten und sollten die Unterbringung und Verpflegung
durch die Betroffenen und die Investitionen von den Gebietskorperschaften finanziert
werden. Fir jedes Heim erfolgte eine jahrlich aktualisierte, offentlich zugangliche
Qualitatsbeurteilung.

(3) Die Literatur zur Gesundheitsokonomie stellte in ihren Aussagen zur Preisbildung
auf mehrere Kriterien ab. Soweit die Leistungsqualitdt gut beschreib— und kontrol-
lierbar war, bevorzugte sie Pauschalen, um die Anbieter zu effizientem Handeln zu
motivieren. Andernfalls sollten, um Verschlechterungen der Qualitat zu vermeiden,
kostenbasierte Preise vereinbart werden. Die Querfinanzierung von Leistungen bzw.
betreuten Personen war méglichst zu vermeiden, um keinen Anreiz fir Patienten-
selektion zu schaffen. Die Informations— und Steuerungsfunktion von Preisen wiirde
nur Wirkung zeigen, wenn die Betroffenen die Preise auch finanzieren mussten und
eine realistische Wahlmaoglichkeit hatten.
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(4) Aus juristischer Sicht waren insbesondere die Grundséatze der Transparenz und
Nichtdiskriminierung relevant. Eine Preisdifferenzierung musste sachlich gerecht-
fertigt sein und durfte keine Anbieter diskriminieren.

Nach Ansicht des RH sprachen die Erfahrungen aus den bisherigen Pflegetariffestle-
gungen in der Pflege sowie die Erkenntnisse aus dem Krankenanstaltenbereich fiir eine
getrennte Finanzierung von Betrieb und Investitionen, fir eine Orientierung der Tarife
an abgestuften Normkosten und fir eine moglichst am Prinzip der Kostenwahrheit
orientierte Abstufung nach Pflegebedarf. Der RH hob folgende Uberlegungen hervor:

Die Investitionskosten fir die Errichtung von Pflegeheimen fielen in grolRen zeitlichen
Abstdnden an. Zu unterschiedlichen Zeitpunkten errichtete Heime hatten dabei in
der Regel unterschiedliche bauliche Vorgaben zu berucksichtigen. Eine Abdeckung
Uber einen einheitlichen Tagsatz war daher schwierig und konnte zu wesentlichen
Verzerrungen fiihren, wie dies z.B. in der Steiermark aufgezeigt wurde (TZ 20). Der
RH hielt daher eine getrennte Finanzierung von Betrieb und Errichtung von Pflege-
heimen fir sinnvoll.

Fir die Beurteilung der Angemessenheit von Tarifen waren die regelmalige Erhe-
bung von Ist—Kosten und die exakte Erfassung der damit erbrachten Leistungen
unabdingbar. Ein jahrliches Abstellen auf die Werte jedes einzelnen Heims war dabei
sehr aufwendig und schwer Uberprifbar. Weiters konnte die Abgeltung von Ist—
Kosten ineffiziente Vorgehensweisen verfestigen. Der RH hielt daher die Festlegung
von Normkosten — auf Basis einer regelmafigen Erhebung von Ist—Werten — grund-
satzlich fur sinnvoll. Dabei konnte ein Eingehen auf wesentliche strukturelle Unter-
schiede zweckmaRig sein, um Versorgungsziele, wie bspw. die Sicherstellung eines
flichendeckenden Angebots durch dezentrale kleine Heime, zu erreichen.

Anreize zu einer Selektion der Bewohnerinnen und Bewohner sollten vermieden
werden. Dazu war es erforderlich, die tatsachlichen Kostentreiber in der Tarifgestal-
tung zu bertcksichtigen. Der RH wies diesbezlglich darauf hin, dass nur noch wenige
Lander eine Tarifgestaltung alleine auf Basis von Pflegegeldstufen vornahmen und
stattdessen bspw. Zuschlage flir Demenz, psychiatrischen Bedarf oder Hospizleistun-
gen vorsahen bzw. Vorarlberg eine andere Tarifgestaltung nutzte.

Der RH empfahl dem Sozialministerium und den Landern, bei der Entwicklung
einheitlicher Grundsatze fir die Tarifgestaltung regelmaRige Uberpriifungen der Ist—
Kosten vorzusehen und sich dabei an Normkosten zu orientieren sowie den Pflege-
bedarf und eine getrennte Finanzierung von Investitionen und laufendem Betrieb zu
bericksichtigen.

(1) Das Sozialministerium betonte die Wichtigkeit einer einheitlichen Tarifgestaltung
und verwies auf seine Stellungnahme zu TZ 21.
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(2) Das Land Karnten wiederholte in seiner Stellungnahme, dass die Festlegung von
Grundsatzen sowohl einheitliche Leistungsdefinitionen als auch einheitlich gere-
gelte Finanzierungsstrukturen fir die einheitliche Tarifgestaltung voraussetze.

(3) Das Land Niederosterreich verwies auf seine Stellungnahme zu TZ 20.

(4) Das Land Salzburg verwies in seiner Stellungnahme auf den vom RH durchgefiihrten
Tarifvergleich, wonach Salzburg den zweitglnstigsten Tarif 6sterreichweit habe. Eine
Vereinheitlichung dirfe nicht zur Verteuerung der Tarife fir jene Léander fiihren, die
sparsam wirtschaften wirden.

(5) Die Stadt Wien fiihrte in ihrer Stellungnahme aus, dass sie die empfohlene
Umstellung auf ein Normkostenmodell nicht befliirworte. Die Empfehlung stehe im
Widerspruch zu dem —in ihrer Stellungnahme zu TZ 21 erlduterten — Wiener Tarif-
modell. Mit einem Wechsel auf ein Normkostenmodell sei das Prinzip der individuellen,
auf Leistung und Standort differenzierten, qualitatsgesicherten Finanzierung nicht
mehr gegeben. Es kime zu einer Uberdeckung bzw. Unterdeckung der tatsichlichen
Kosten der Organisationen. Dies sei mit einer vielfiltigen, heterogenen sowie
gemeinnUtzig strukturierten Pflegelandschaft schwer vereinbar.

Der RH flihrte gegenlber der Stadt Wien aus, dass die Preisfestlegung offentlicher
Leistungen im Spannungsfeld zwischen tatsachlichen Ist—Kosten je Anbieter (Vorteil:
Eingehen auf besondere Umstdnde) und Normkosten (Vorteil: Vorgabe fiir abzugel-
tende Kosten und Gleichbehandlung aller Anbieter) stand. Der RH hatte daher eine
Orientierung an Normkosten bei gleichzeitiger regelmaRiger Uberpriifung der Ist—
Kosten empfohlen. Bei der Ausgestaltung der empfohlenen Festlegung einheitlicher
Grundsatze waren diese beiden Prinzipien angemessen zu berlcksichtigen.

Qualitat in der stationaren Pflege
Allgemeine Vorgaben

(1) In der Art. 15a B-VG Vereinbarung 1993 verpflichteten sich die Lander, fur die
Qualitdt der Sachleistungen und die Kontrolle bzw. die Aufsicht zu sorgen. Der
Mindeststandard der Sachleistungen hatte bestimmten Qualitatskriterien fir die ambu-
lanten, teilstationaren und stationaren Dienste zu entsprechen. Diese 1993 festgelegten
Qualitatskriterien fir Heime betrafen im Wesentlichen Strukturkriterien, wie bspw.
(Ubersichtliche) HeimgroRe, (ausreichende) ZimmergroRe, Besuchsrecht, Infrastruktur,
Standort und Umgebung, Personal und arztliche Versorgung. Weiters hatten die Lander
Regelungen fir die Aufsicht von Alten— und Pflegeheimen zu erlassen, die auch den
rechtlichen Schutz der Heimbewohnerinnen und —bewohner gewahrleisteten.
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Im Jahr 2017 erfolgte in § 3a PFG eine weitere Regelung zur Qualitat, nach der im
Jahr 2021 mindestens die Halfte der stationdren Einrichtungen Gber Qualitdtssiche-
rungssysteme verfliigen sollte. Bundesweite Regelungen zur Prozess— oder Ergebnis-
gualitat waren nicht vorgesehen, ebenso wenig wie eine Definition von Zielen oder
der angestrebten Pflegequalitdt, eine Auflistung von Bewohnerrechten oder Indika-
toren zur Qualitdtsmessung.

(2) Im Vergleich dazu regelte der Gesetzgeber in Deutschland mehr: Er verpflichtete
die Finanzierer und die Heimbetreiber zur Sicherstellung der Pflegequalitat und zu
einer Vereinbarung tber die Konkretisierung der Qualitat. Diese Vereinbarung hatte
auf wissenschaftlich fundierten und fachlich abgestimmten Expertenstandards zu
basieren. Weiters waren indikatorengestitzte Verfahren zur vergleichenden Messung
und Darstellung der Ergebnisqualitat im stationdren Bereich vorgesehen, die auf der
Grundlage einer strukturierten Datenerhebung im Rahmen des internen Qualitdtsma-
nagements eine Qualitatsberichterstattung und die externe Qualitatsprifung ermaogli-
chen. In der Folge entstand in Deutschland eine entsprechende Vereinbarung zwischen
Heimbetreibern und Finanzierern mit einer Liste von rd. 80 Kriterien, welche die Finan-
zierer jahrlich in allen Pflegeheimen pruften. Die Vereinbarung enthielt auch ein
Verfahren zur Prifung und Veroffentlichung der Ergebnisse dieser Prifungen.

(3) Im Bereich der Gesundheit machte der Gesetzgeber in Osterreich Vorgaben, die
weiter gingen als bei der Pflege. Mit Erlassung des Gesundheitsqualitatsge-
setzes 2004°" hob er die Bedeutung der Ergebnisqualitat hervor und schuf Voraus-
setzungen fir die Erstellung von Qualitatsstandards. Mit der Gesundheitsreform 2013
verankerte er weiters eine Teilnahmeverpflichtung an einer bundesweiten Ergebnis-
gualitdtsmessung (Austrian Inpatient Quality Indicators).

(4) Unabhingige Einrichtungen in Osterreich merkten in ihren Publikationen an,
dass eine Festlegung der zu erbringenden Pflegedienstleistungen bzw. deren Quali-
tat in Osterreich in mehreren Aspekten offen blieb. Qualitit kénne sich z.B. an einem
primdr pflegefachlichen Mafstab orientieren oder an einem umfassenden Konzept
der Lebensqualitat. Weiters kdnne sie lediglich direkt vom Heimtrdger beeinfluss-
bare GrolRen berlcksichtigen oder ein Gesamtsystem (inkl. Angehoérigen und arztli-
cher Versorgung) einbeziehen. Subjektive (Kundenzufriedenheit) und objektivierbare
Kriterien (z.B. gesundheitliche Verbesserungen oder Verschlechterungen bei den
Pflegebediirftigen) seien zueinander in Beziehung zu setzen. Das Fehlen konkreter
Vorgaben habe zu einer grofen Bandbreite von Definitionen und Konzepten sowie
wenig Transparenz hinsichtlich der tatsachlich erbrachten Leistungen bzw. deren
Qualitat gefuhrt.

BGBI. | 179/2004 i.d.g.F.
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Der RH wies kritisch darauf hin, dass in Osterreich im Pflegebereich im Unterschied
zu Deutschland bzw. im Unterschied zum Gesundheitsbereich eine grundlegende,
Osterreichweite Festlegung der Prozess— und Ergebnisqualitat sowie von Zielen weit-
gehend fehlte. Dies ware fir eine Sicherstellung der guten Betreuung der Heimbe-
wohnerinnen und —bewohner, aber auch fir eine vergleichbare Qualitdtsmessung
und fir die Nutzung von Effizienzkriterien eine grundlegende Voraussetzung.

Der RH empfahl dem Sozialministerium und den Landern, ein einheitliches Verstand-
nis zur Qualitdt in Pflegeheimen fir die wesentlichen Bereiche (z.B. Fachpflege,
Lebensqualitat, drztliche oder soziale Betreuung) zu erarbeiten und dafir

eine fachliche Detaillierung (,,Pflegestandards”),
Indikatoren zur Messung der Struktur—, Prozess— und Ergebnisqualitat sowie
Kontrollaspekte (z.B. Art und Haufigkeit der Uberpriifung, Transparenz der Ergebnisse)

festzulegen.

Der RH Uberprufte in der Folge die Regelungen der einzelnen Lander. Er behandelte
dabei zunachst die grundsatzlichen Festlegungen (TZ 24) und im Anschluss anhand

eines ausgewahlten Beispiels (Erndhrung, TZ 25) die detaillierten Vorgaben, Indika-

toren und Kontrollen in den einzelnen Landern.

(1) Das Sozialministerium fihrte in seiner Stellungnahme aus, dass es einem einheit-
lichen Verstandnis von Qualitat in Pflegeheimen positiv gegenilberstehe und in der
Vergangenheit bereits einige MaRnahmen dazu gesetzt habe, z.B. durch die Novelle
des PFG im Jahr 2017 oder mit dem Nationalen Qualitatszertifikat fur Alten— und
Pflegeheime. So sehe das Nationale Qualitatszertifikat bundesweit einheitliche
Regelungen zur Prozess— und Ergebnisqualitdt sowie die Definition von Zielen und
Sollwerten (z.B. fir die angestrebte Pflegequalitat) vor. Es beruhe auf einem einheit-
lichen Fremdbewertungsverfahren fiir Alten— und Pflegeheime, die ein Qualitatsma-
nagement-System eingefihrt hdtten und sich mit Zustimmung des jeweiligen
Landes freiwillig zur Zertifizierung anmelden wirden.

Der Fokus liege auf finf Bereichen (insbesondere der Lebensqualitdt der Bewohne-
rinnen und Bewohner, aber auch der Bewertung der Arbeitsplatzqualitat der
Bediensteten oder der Fiihrungsqualitat) mit je 30 Qualitatsfeldern und 30 Ergebnis-
feldern. Die Hauser wirden zu den Qualitdtsfeldern ihr systematisches Vorgehen
(Strukturen und Prozesse) beschreiben und zu mindestens zehn (bei Rezertifizierun-
gen 15) ausgewahlten Ergebnisfeldern Kennzahlen einreichen sowie den Bezug der
von ihnen eingereichten Kennzahlen zur Lebensqualitdt der Heimbewohnerinnen
und —bewohner herstellen. Die jeweilige Zertifizierung erfolge durch speziell ausge-
bildete Fihrungskrafte aus der Branche, wodurch Wissen aus der Branche generiert
werde und mit den Zertifizierungen wieder in die Branche zurlckfliefe. Unter
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Einbindung der Branche und der Lander entwickle sich das Nationale Qualitats-
zertifikat laufend weiter.

(2) Das Land Karnten stimmte in seiner Stellungnahme der Empfehlung grundsatz-
lich zu. Es verwies jedoch darauf, dass es in der Folge zu einheitlichen gesetzlichen
Regelungen kommen musse und vertrat die Ansicht, dass damit einhergehende
Kostensteigerungen vom Bund (im Rahmen des Pflegefonds) zu berlcksichtigen
seien.

(3) Das Land Niederosterreich nahm in seiner Stellungnahme die Empfehlung unter
Hinweis auf die dafiir notwendige Bericksichtigung der bestehenden Kompetenz-
lage und der konzeptbezogenen Unterschiede zur Kenntnis.

(4) Das Land Salzburg verwies in seiner Stellungnahme auf die Mindeststandards flr
alle Pflegeeinrichtungen gemald Salzburger Pflegegesetz. Es flihrte aus, dass die vom
RH empfohlene ,fachliche Detaillierung” in Form von ,Pflegestandards” in vielen
Bereichen dem Prinzip einer individuellen und angemessenen Gesundheits— und
Krankenpflege widerspreche. , Pflegestandards” seien in Akutkrankenhausern state
of the art, wiirden jedoch im Langzeitpflegebereich aufgrund der multiplen Aufga-
benstellungen und unterschiedlichsten Pflegebedarfe einer individuellen Lebens-
qualitat entgegenstehen.

Das Land Salzburg erhebe regelmalig zumindest einmal jahrlich von allen Pflegeein-
richtungen Indikatoren zur Messung der Struktur—, Prozess— und Ergebnisqualitat.
Die Frequenz der Uberpriifungen habe sich sowohl durch die Akzeptanz der Pflege-
einrichtungen als auch durch die haufige Inanspruchnahme der Heimaufsicht fur
Beschwerden durch Pflegebedurftige, Personal und Angehérige als ausreichend
erwiesen.

(5) Die Stadt Wien unterstltze laut ihrer Stellungnahme die Empfehlung des RH. Die
fachliche Auseinandersetzung dazu habe in Wien mit der Erstellung der evidenz-
basierten Handlungsleitlinien (Dachverband Wiener Sozialeinrichtungen) bereits
stattgefunden. Bei der Weiterentwicklung von Kontrollaspekten wies die Stadt Wien
darauf hin, dass bei der Art der Erhebung eine professionelle Fremdeinschatzung
einer Selbsteinschdtzung durch die Leistungsanbieter vorzuziehen sei.

Der RH erwiderte dem Land Salzburg, dass die von ihm empfohlenen Pflegestan-
dards auch eine individuell optimierte Lebensfiihrung unterstitzen wirden, und
verwies auf die in den Landern teilweise bereits im Einsatz befindlichen Regelungen.
Da bei Fehlen von Pflegestandards eine individuell optimierte Pflegesituation nicht
garantiert werden kann, erachtete der RH Pflegestandards als zweckmaRig und
merkte an, dass eine Planung (z.B. von Personal und Kosten) von bestimmten Vorgaben
zur Pflegequalitat ausgehen muss.

24.1
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Ziele, Pflegequalitat und Rechte der
Heimbewohnerinnen und —bewohner

(1) Mangels bundeseinheitlicher Regelung normierten die Lander in ihren Rechts-
grundlagen die Pflegequalitat unterschiedlich. Meist waren dazu drei Regelungsbe-
reiche festgelegt:

Ziele,
eine Definition der geschuldeten Pflegequalitdt sowie
Rechte der Heimbewohnerinnen und —bewohner.

In allen Landern enthielten die Landesgesetze bzw. Verordnungen Zieldefinitionen.
Acht Lander regelten dabei den Schutz der Menschenwdiirde und die Erhaltung der
Selbststandigkeit der Heimbewohnerinnen und —bewohner, sieben den allgemeinen
Schutz ihrer Interessen (Anhang, Tabelle D). Ein ausdrlcklicher Bezug auf die Lebens-
qualitat der Heimbewohnerinnen und —bewohner war in keinem Land vorhanden.

Weiters enthielten die Gesetze bzw. Verordnungen der Lander Ansédtze von Definiti-
onen der zu erbringenden Pflegequalitdt in Heimen (Anhang, Tabelle E) mit im
Wesentlichen drei unterschiedlichen Regelungstiefen:

Die Lander Burgenland und Steiermark legten lediglich fest, dass die Heimbewohne-
rinnen und —bewohner ein Recht auf Pflege und Betreuung im Umfang der Leis-
tungsangebote hatten. In der Steiermark waren diese in einer Verordnung relativ
detailliert beschrieben.

Die Lander Niederosterreich, Oberosterreich, Salzburg und Vorarlberg normierten
eine Verpflichtung zur ,,angemessenen” Pflege. Diesem Begriff liegt eine Unterschei-
dung von gefahrlicher, sicherer, angemessener und optimaler Pflege zugrunde.

Die Lander Tirol und Wien und verwiesen in ihren Landesgesetzen auf eine fachge-
rechten und zeitgemaRen Standards entsprechende Pflege.

In Karnten gab es keine abstrakte Regelung zur geschuldeten Pflegequalitat.

(2) Die Lander regelten auch die Rechte der Heimbewohnerinnen und —bewohner.
Diese waren hinsichtlich Art, Anzahl und Ausgestaltung sehr unterschiedlich; Wien
regelte 21, Kdrnten und Vorarlberg dagegen nur acht Rechte. Die Inhalte reichten
z.B. von einem Recht auf Zugang zu einem Telefon Uber das Recht, Besuche zu
empfangen, das Recht auf religidse Betreuung bis zum Recht auf Ruhezeiten. Seit
2004 regelte das Konsumentenschutzgesetz®? in § 27d Abs. 3, dass Heimvertrage
Feststellungen hinsichtlich bestimmter Personlichkeitsrechte zu enthalten haben,
darunter z.B. das Recht auf Wahrung des Briefgeheimnisses, auf persoénliche Klei-

BGBI. 140/1979 i.d.F. BGBI. |1 12/2004
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dung oder auf zeitgemaRe arztliche Versorgung. Im Gesundheitsbereich gab es seit
1999 eine Art. 15a B-VG Vereinbarung Uber eine Patientencharta. Eine vergleich-
bare Regelung im Pflegebereich war nicht vorhanden.

(3) In den Gesetzen bzw. Verordnungen der Lander waren teilweise zu verschiede-
nen Bereichen unterschiedlich detaillierte Leistungsbeschreibungen enthalten. Dies
betraf einerseits Strukturmerkmale, wie insbesondere die personelle Ausstattung
der Heime (TZ 29), und andererseits einzelne Leistungsbereiche (TZ 25).

(4) Meist war bei Beginn des Heimbetriebs von den Heimbetreibern ein Pflegekon-
zept mit Beschreibungen der Heimleistungen vorzulegen. Das von Pflegesachver-
standigen geprifte, aber in der Regel nicht 6ffentliche Konzept war Bestandteil des
Bewilligungsverfahrens fir Pflegeheime. Bei Aufnahme einer Person war ein Heim-
vertrag mit einer allgemeinen Leistungsbeschreibung abzuschlieRen.

Der RH stellte fest, dass die Lander fiir Heimbewohnerinnen und —bewohner umfas-
sende Ziele (Menschenwirde, Interessenschutz und Erhaltung der Selbststandig-
keit) formuliert hatten, jedoch sehr unterschiedliche und meist nicht ausreichende
Festlegungen der konkret zu erbringenden Pflegequalitdt und der Rechte der Heim-
bewohnerinnen und —bewohner trafen. Die Verteilung von Regelungen auf Gesetze,
Verordnungen, (nicht 6ffentliche) Pflegekonzepte und Heimvertrage erschwerte
eine Ubersicht. In der Folge war fiir die Betroffenen nicht klar, welches konkrete
Leistungsniveau in welchen Heimen bzw. welchen Landern tatsachlich erwartet
werden konnte. Der RH beschrieb dies in der Folge anhand der Beispiele Erndhrung
(TZ 25) und Personal (TZ 29) im Detail. Aus Sicht des RH war neben diesen Einzel-
details die grundsatzliche Festlegung der zu erbringenden Qualitdt von groRer
Bedeutung. Ohne eine solche Definition fehlte ein Malstab zur Beurteilung der

vorgegebenen und der tatsachlich erbrachten Leistungen.

Der RH hielt einen Verweis auf die angebotenen Leistungen flr unzureichend. Viel-
mehr ware eine Berlcksichtigung von Strukturqualitatskriterien (z.B. Personalaus-
stattung) und Prozess— bzw. Ergebnisqualitatsbeschreibungen (z.B. Hilfe bei
Nahrungsaufnahme und Bewertung des Ernahrungszustands) auf Basis aktueller
pflegewissenschaftlicher Grundlagen essentiell.

Der RH verwies daher auf seine Empfehlung in TZ 23.
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Detaillierung am Beispiel Ernahrung

(1) Die Erndhrung der Heimbewohnerinnen und —bewohner war eine der Aufgaben
der Pflegeheime. Verschiedene Studien in Krankenanstalten und Pflegeheimen zeig-
ten, dass ein schlechter Ernahrungszustand (europaweit) ein wesentliches Problem
darstellte. Je nach Methodik, Studie und untersuchten Einrichtungen erreichten die
Falle von Mangelerndhrung bis zu 38 %.°3

Bundesweit galt die berufsrechtliche Verpflichtung im Gesundheits— und Kranken-
pflegegesetz, dass Angehdrige der Gesundheits— und Krankenpflegeberufe das Wohl
und die Gesundheit der pflegebedirftigen Menschen unter Einhaltung der hiefir
geltenden Vorschriften und nach Maligabe der fachlichen und wissenschaftlichen
Erkenntnisse und Erfahrungen zu wahren haben und sich Gber die neuesten Entwick-
lungen und Erkenntnisse der Gesundheits— und Krankenpflege sowie der medizini-
schen und anderer berufsrelevanter Wissenschaften regelméRig fortzubilden haben.

(2) Die Rechte der Heimbewohnerinnen und —bewohner wurden im Wesentlichen
einerseits als ein Recht auf bestimmte Essenszeiten und andererseits (in vier
Landern) als ein Recht auf bedarfsgerechte Erndhrung bzw. Didten beschrieben. Nur
in Wien und in Salzburg war ein Recht auf Unterstiitzung bei der Nahrungsaufnahme
gesetzlich normiert. Die Essenszeiten hatten Uberwiegend den allgemein Ublichen
Lebensverhaltnissen, teilweise aber auch dem individuellen Lebensrhythmus
(Vorarlberg, Tirol, teilweise Salzburg) der Heimbewohnerinnen und —bewohner zu
entsprechen. Eine detaillierte Auflistung der Rechte der Heimbewohnerinnen und
—bewohner zum Thema Erndhrung findet sich im Anhang in Tabelle F.

(3) Ausdrickliche und spezifische Pflegestandards bzw. Handlungsleitlinien bestan-
den in Wien. Zum Thema Ernahrung umfassten diese rd. 62 Seiten u.a. zu den
Themen Risikofaktoren, Erfassung des Erndhrungsstatus, erndhrungswissenschaft-
liche Aspekte, Grundlagen der Nahrstoffversorgung und Interventionen. Das Land
Niederosterreich Gbermittelte eine Pflegerichtlinie zum Thema Sondenernédhrung
und teilte mit, dass zur ,,Grundpflege” (inkl. Erndhrung) davon ausgegangen werde,
dass diese Tatigkeiten als Basiswissen aufgrund der gesetzlich geregelten Ausbil-
dungsinhalte vorausgesetzt werden konnten. Entsprechende Handlungsleitlinien
wlrden daher nicht erarbeitet. In Tirol galt ein genereller Verweis auf nicht ndher
definierte Expertenstandards. Die Gbrigen Lander hatten dazu keine ausdrickliche
Regelung im Sinne von Leitlinien erstellt.

Niederhametner (2016), Verletzungen von Menschenrechten vermeiden — Pravention am Beispiel von Pfle-
geheimen und psychiatrischen Abteilungen, S. 102
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(4) Mehrere Lander sahen in ihren Gesetzen, Verordnungen oder Richtlinien Teil-
aspekte der Verpflegung vor:

Das Land Steiermark regelte in der Anlage , Leistungskatalog fur Pflegeheime” zur SHG—
Leistungs— und Entgeltverordnung 2017>* in einer Bestimmung Details zur Verpflegung:
Demnach waren taglich finf angemessene Mahlzeiten zur Verfiigung zu stellen, Schon—
und Didtkost im erforderlichen Ausmal’ anzubieten und geeignete Raumlichkeiten zur
Nahrungsaufnahme bereit zu stellen. Pflegespezifische Elemente (z.B. Methoden zum
Risikoassessment und Interventionen bei Mangelernahrung) waren nicht geregelt.

Das Land Oberosterreich fasste Erfahrungswerte der Aufsichtsbehorde zum Thema
Verpflegung auf zwei Seiten in einem , Themenkatalog” zusammen, den es den Heimen
zur Kenntnis brachte. Darin fanden sich z.B. Ausfliihrungen zur geschmacklichen und
optischen Ausrichtung bzw. zur Zusammenstellung eines ,,Ernahrungsteams”.

Das Land Salzburg regelte in einem Paragrafen seines Pflegegesetzes die Verpfle-
gung. Es flhrte z.B. aus, dass die Speisepldne den Heimbewohnerinnen und
—bewohnern in geeigneter Form zur Kenntnis zu bringen seien.

(5) Mehrere Lander verlangten im Zuge des Bewilligungsverfahrens fiir Pflegeheime
die Vorlage eines Pflegekonzepts, in dem in der Regel auch Angaben zur Ernahrung
enthalten waren. Eine positive Beurteilung dieser Konzepte durch Sachverstandige
bzw. die Bewilligungsbehodrde war Voraussetzung fir die Betriebsbewilligung.
Mindestvorgaben zum Thema Ernahrung konnte der RH nicht feststellen.

(6) Die Lander Oberosterreich und Vorarlberg erhoben jahrlich in systematischer
Form bei allen Heimen Kennzahlen zum Erndhrungszustand ihrer Heimbewohnerin-
nen und —bewohner. Rund 90 % der Heime in Oberdsterreich wendeten einen Quali-
tatsstandard zum Thema Ernadhrung an, der auch eine Risikoabschatzung vorsah; bei
rd. 26 % der Heimbewohnerinnen und —bewohner fihrten die Heime eine solche
Risikoabschatzung durch, bei rd. 5% kam es zu einer starken unbeabsichtigten
Gewichtsverdanderung. Auf einzelne Heime bezogen variierte der Anteil zwischen
rd. 1 % und rd. 19 %. In Vorarlberg erhoben die Heime die Heimbewohnerinnen und
—bewohner mit kritischem Untergewicht; der Anteil dieser Personen lag —ohne
Personen im unmittelbaren Sterbeprozess — bei rd. 6,3 %. Die erhobenen Kennzah-
len in Oberdsterreich und Vorarlberg waren nicht offentlich zuganglich.

Im Rahmen ihrer aufsichtsbehdrdlichen Kontrollen berichteten die Lander Burgen-
land, Salzburg und Steiermark in ihren Aufsichtsberichten z.B. sowohl Uber die Art
des Risikoassessments als auch Uber die tatsachlich festgestellten Kennzahlen zu
Mangelerndhrung. In den Ubrigen Landern enthielten die Berichte nur teilweise
Anmerkungen dazu. Die Berichte bezogen sich nur auf die jeweils Uberpriften
Heime und waren nicht 6ffentlich zugéanglich.

LGBI. 22/2017 i.d.g.F.
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(7) Ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen den Qualitdtsvorgaben zur Ernah-
rung und den in Tarifen vorgesehenen Aufwendungen fir die Erndhrung war nicht
feststellbar. Dazu fehlten einheitliche Kostenstellen (z.B. Einkauf fertiger Mahlzeiten
bzw. eigene Kiche).

In funf Landern waren die Kosten fiir die Nahrungsmittel bekannt: Sie lagen im
Jahr 2017 zwischen 3,56 EUR und 5,98 EUR je Heimbewohnerin bzw. —bewohner
und Verrechnungstag (Bandbreite rd. 68 %). Der Durchschnitt der Nahrungsmittel-
aufwendungen der 6sterreichischen Justizanstalten lag bei rd. 3,88 EUR pro Belags-
tag. Inwieweit diese Werte auf Qualitdts—, Mengen— oder Effizienzunterschiede
zurlckzufihren waren, blieb offen.

(8) Das Thema Ernahrung floss auch in verschiedene freiwillige Qualitatszertifizie-
rungen ein. Zum Beispiel bewertete das Nationale Qualitatszertifikat MalRnahmen,
die Uber die von den Landern vorgegebenen Regelungen hinausgingen. Diese betra-
fen z.B. regionsspezifische und dem Jahresrhythmus entsprechende Speisen und die
Bericksichtigung individueller Essgewohnheiten, nicht jedoch Indikatoren zur
Gewichtsentwicklung oder zum Risikoassessment.

Der RH hielt fest, dass auf Basis der bestehenden Vorgaben kaum transparent war,
welche konkreten Leistungen im Bereich der Erndhrung zu erbringen waren. Die
rechtlichen Vorgaben flr Erndhrung erschopften sich teilweise in allgemeinen
Ausfihrungen oder der Beschreibung von pflegeunspezifischen Einzelheiten. Ein
systematisch geregelter Qualitatsstandard (Handlungsleitlinie) zur Erndhrung
bestand nur in Wien. Aus den in der Art. 15a B-VG Vereinbarung 1993 geforderten
Festlegungen in den Landesgesetzen (TZ 23) war keine einheitliche bzw. vergleich-
bare und transparente Festlegung der Pflegequalitat gefolgt und auch die im PFG

vorgesehenen QualitdtsmanagementmalRnahmen blieben sehr allgemein. Einheit-
liche Kriterien und Indikatoren zur Ernahrung fehlten ebenso wie eine einheitliche,
vergleichbare und 6ffentlich zugdngliche Qualitatsmessung. Somit bestand aus Sicht
des RH auch im Bereich Erndhrung keine Transparenz Uber die vorgegebene und
tatsachlich erbrachte Pflegequalitdt in den Heimen.

Der RH hob positiv hervor, dass in Oberdsterreich und Vorarlberg ein systematischer
Uberblick zur Ergebnisqualitdt im Bereich Erndhrung bestand. Er wies jedoch darauf hin,
dass die dafir verwendeten Indikatoren unterschiedlich definiert waren (z.B. Risiko-
bereinigung hinsichtlich Sterbeprozess), sodass ein Ergebnisvergleich schwierig war. Der
RH hob weiters positiv hervor, dass Wien einen Pflegestandard zur Ernahrung einsetzte.

Auch die bei aufsichtsbehordlichen Kontrollen Gberpriften Kriterien waren nicht
einheitlich. Nur in drei Ldndern (Burgenland, Salzburg, Steiermark) erfolgten systema-
tisch bei jedem aufsichtsbehérdlichen Besuch eine Beurteilung des Risikoassessments
und eine Darstellung der entsprechenden Indikatoren im Bereich Erndhrung.
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Der RH raumte ein, dass die Definition und die Festlegung der jeweiligen Qualitats-
standards, die Definition von Indikatoren und die Festlegung eines Kontroll- und
Berichtswesens generell komplexe Aufgaben waren. Er wies jedoch darauf hin, dass
angesichts der demografischen Herausforderungen eine zeitnahe Einrichtung eines
Osterreichweiten und funktionierenden Qualitatssicherungssystems wesentlich war.

Der RH verwies daher auf seine Empfehlung in TZ 23.

Aufsicht

Zustandigkeiten, Kontrollintervalle und Ressourcen

26.1 (1) GemaR der Art. 15a B-VG Vereinbarung 1993 hatten die Lander Regelungen fir
die Aufsicht von Alten— und Pflegeheimen zu erlassen. Die Heimgesetze der Lander
sahen dementsprechend eine Aufsichtspflicht vor, deren Ausgestaltung jedoch
unterschiedlich war.

In den Landern Karnten, Niederdsterreich, Oberdsterreich und Salzburg war jeweils
die Landesregierung Aufsichtsbehorde, in Wien der Magistrat. Das Land Vorarlberg
verlagerte die Aufsicht mit 1. Janner 2018 von der Bezirksverwaltungsbehorde zur
Landesregierung, das Land Tirol mit 1.Janner 2019. In der Steiermark lag die
Aufsicht fur 6ffentliche Heime bei der Landesregierung, fir private Heime und Pflege-
pldtze bei den Bezirksverwaltungsbehorden, im Burgenland fur Kleineinrichtungen
bei den Bezirksverwaltungsbehdrden, ansonsten bei der Landesregierung. Durch die
Biindelung bei der Landesregierung bestand eine bessere Ubersicht tiber die durch-
geflihrten Kontrollen, die regionale Priiffrequenz sowie die Kriterien und Ergebnisse
der Uberpriifung. Teilweise bestand jedoch eine organisatorische Verflechtung
zwischen der Tragerschaft von Heimen im Land (Niederosterreich, Wien) und der
Aufsicht (z.B. dieselbe politische Zustédndigkeit bzw. dieselben Vorgesetzten).

(2) Die Vorgaben zur Haufigkeit der Uberpriifungen waren unterschiedlich:

Tabelle 17:  Vorgaben zur Haufigkeit der Uberprifungen der Pflegeheime durch die Heimaufsicht

Nieder- Ober- Steier-

Prifintervall |Burgenland| Karnten . . . . Salzburg Tirol [Vorarlberg| Wien
Osterreich | Osterreich mark

gesetzliche »mindestens ldngstens

keine alle zwei keine keine keine keine keine keine " "
Vorgaben " ein Jahr

Jahre

alle alle zwei Jahre alle
sonstige zwei Jahre B (kommissionell Keine! alle zweimal  funf Jahre alle B
Vorgaben (Technik alle alle vier bis zweiJahre  im Jahr (Ziel: alle  drei Jahre

funf Jahre) sieben Jahre) drei Jahre)

1 In Oberosterreich waren seitens der Heimaufsicht 50 bis 70 Aufsichtsbesuche pro Jahr als Ziel definiert, aber kein bestimmtes Prifintervall
festgelegt.
Stand: 2018 Quellen: Lander

Eine gesetzlich festgelegte Aufsichtsfrequenz sahen nur zwei Lander vor: In Karnten war
ein Heim mindestens alle zwei Jahre zu Uberprifen, in Wien langstens in Abstdnden von
einem Jahr. In Oberosterreich war kein Prifintervall vorgegeben, seitens der Heimauf-
sicht war jedoch eine bestimmte Anzahl an Aufsichtsbesuchen pro Jahr als Ziel defi-
niert. Die Ubrigen Lander regelten die Prifintervalle in internen Dokumenten. Die
Bandbreite der Priifintervalle bewegte sich hierbei zwischen zweimal jahrlich (Steier-
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mark) Uber alle zwei Jahre (Burgenland, Niederosterreich, Salzburg) bzw. alle drei Jahre 26.2 Der RH hielt eine Bindelung der Heimaufsicht bei der Landesregierung gegeniber
(Vorarlberg) bis alle funf Jahre (Tirol). In Deutschland hatte eine Qualitatsprifung im einer Zustandigkeit der Bezirksverwaltungsbehorden grundsatzlich fir zweckmaRig,
Abstand von grundsatzlich hdchstens einem Jahr stattzufinden. weil dies landesweit eine gezielte Auswahl der tberpriiften Heime sowie eine Uber-
sicht Uber Kriterien, Durchfihrung und Ergebnisse der Kontrollen erleichterte. Er
Die Einhaltung des Prifintervalls hing oft von den verfiigbaren Ressourcen ab. Laut bewertete daher die Verschiebung der Zusténdigkeit in Tirol und Vorarlberg positiv.
Auskunft der zustdndigen Stellen in Tirol hatten sie in der Vergangenheit die Inter-
valle nicht immer einhalten kénnen. Das Land Niederdsterreich dullerte zur Zeit der Der RH empfahl auch den Ldndern Burgenland und Steiermark, eine Blindelung der
Gebarungslberprifung Bedenken, ob es die Aufsicht mangels Ressourcen zukinftig Heimaufsicht beim Amt der Landesregierung vorzunehmen.
vollstdndig erfillen kénne.
Der RH kritisierte die 6sterreichweit stark unterschiedliche Bandbreite der Aufsichts-
(3) Die folgende Ubersicht stellt verschiedene Kennzahlen zu den Ressourcen der intervalle fur Pflegeheime von ,zweimal jahrlich” bis zu ,alle funf Jahre”. Dem RH
Heimaufsicht dar: schien es zweckmaélig, in allen Landern die Aufsichtsintervalle transparent in den
Landesgesetzen festzulegen, wobei aufgrund der besonderen Schutzbeddirftigkeit
Tabelle 18:  Heimaufsicht der Lander — Ressourcen und Anzahl der Kontrollen im Jahr 2017 der Heimbewohnerinnen und —bewohner regelméaRige, von den Tragerorganisatio-
nen unabhingige und —wenn erforderlich — unangemeldete Uberpriifungen aller
Burgenland | Karnten |Niederosterreich| Oberosterreich | Salzburg |Steiermark| Tirol | Vorarlberg PﬂegEheime mindestens einmal im Jahr empfehlenswert schienen.
in VZA
Bedienstete 15 25 36 22 18 21 1,4 1,21 5 Der RH verwies diesbeziglich auf seine Empfehlung in TZ 28.
Anzahl
Heime je VZA 30 31 32 60 42 10 69 43 16 Der RH stellte kritisch fest, dass laut Auskunft der Lander Niederdsterreich und Tirol
Platze je VZA 1479 2.262 2.628 5691 2961 633 4.735 1992 1.864 die Einhaltung der vorgegebenen Aufsichtsintervalle aus Ressourcengriinden nicht
Kontrollen 56 94 57 50 43 519 18 17 105 immer sichergestellt sei.
Kontrollen je VZA 37 38 16 23 25 25 13 14 21
Kontrollen je Heim 12 12 05 04 0.6 24 0.2 03 13 Der RH empfahl den Lédndern, eine ausreichende Ressourcenausstattung der Heim-
f:i;ﬂil"l'eatze 20 60 166 250 121 26 374 141 89 aufsicht sicherzustellen.
VZA = Vollzeitdquivalent(e)
! Daten 2018 Quellen: Lander; Berechnung: RH 26.3 (1) Das Land Burgenland fiihrte in seiner Stellungnahme aus, es habe die Ressourcen
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Wie die Tabelle zeigt, war im Jahr 2017 1 VZA firr die Aufsicht Gber zehn (Steiermark)
bis 69 (Tirol) Heime bzw. Uber rd. 600 (Steiermark) bis rd. 5.700 (Oberosterreich)
Platze zustdndig. Die Aufsichtsbehdrden fihrten zwischen rd. 20 (Tirol, Vorarlberg)
und rd. 500 (Steiermark) Kontrollen durch. Die Heimaufsichten der Lander verfligten
Uber 1,2 (Vorarlberg) bis 21 (Steiermark) VZA. Somit priifte die Heimaufsicht in der
Steiermark die Heime mehr als zweimal jahrlich, in Tirol dagegen nur rund alle finf
Jahre.

Eine Nutzung aller den Landern vorliegenden Daten (Meldungen zur wirtschaftli-
chen Lage aus Tarifverhandlungen, Abrechnungsdaten, systematische Ubersicht
Uber Beschwerden) flr eine risikoorientierte Auswahl der Heime war nicht in allen
Landern sichergestellt.
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der Heimaufsicht im Jahr 2019 durch Aufnahme einer Amtssachverstandigen fir
Pflege erhoht. Bis voraussichtlich Ende 2019 sei eine Erweiterung um eine zusatzliche
Arbeitskraft geplant. Eine Blindelung der Aufgabe beim Amt der Landesregierung sei
bereits erfolgt.

(2) Das Land Karnten flhrte in seiner Stellungnahme aus, dass die Heimbetreiber
mit der Novelle zum Karntner Heimgesetz im Oktober 2017 verpflichtet worden
seien, Daten Uber die , Pflegeplatzb6rse” an das Land Karnten zu Gbermitteln. Damit
kdnnten die pflegefachlichen Kontrollen im Hinblick auf die Einhaltung des Personal-
schlissels effizienter und rascher erfolgen. Zudem sei im Jahr 2014 in Kdrnten die
Pflegeanwaltschaft als weitere Beschwerde— bzw. Kontrollinstanz eingerichtet
worden.

(3) Das Land Niederosterreich vertrat in seiner Stellungnahme die Ansicht, dass die
vom RH aufgezeigte Bandbreite der Aufsichtsintervalle nicht dazu fiihren solle, diese
in den Landesgesetzen (einheitlich) festzulegen. Die derzeitige Regelung ermdgliche
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27.1

eine flexible Handhabung. Sofern bei einer Einrichtung keine Mangel festgestellt
wlrden, werde das Prifintervall ausgedehnt. Eine gesetzliche Normierung wiirde
der Vollziehung diesen sinnvollen Spielraum nehmen.

Derzeit stiinden fur die Aufsicht Uber die 106 Pflegeheime in Niederdsterreich drei
Sachverstandige fur Pflege zur Verfligung. Weiters sei auch die Patienten— und Pfle-
geanwaltschaft mit der Qualitatssicherung in den Pflegeeinrichtungen befasst.
Deren Tatigkeit erstrecke sich wesentlich auf praventive und proaktive MaRnahmen
sowie auf die Bearbeitung von Beschwerden, sofern ein behdérdliches Einschreiten
(noch) nicht erforderlich erscheine. Im Zusammenhang mit der Griindung der neuen
Landesgesundheitsagentur laufe aktuell ein Organisationsprojekt.

(4) Das Land Salzburg verwies in seiner Stellungnahme auf positive Erfahrungen mit
den bisherigen Aufsichtsgepflogenheiten.

(5) Die Stadt Wien erklarte in ihrer Stellungnahme, es seien in Wien ausreichend
Ressourcen fur die Heimaufsicht vorhanden.

Der RH entgegnete dem Land Niederdsterreich, dass eine risikoorientierte Anpas-
sung der Prifintervalle grundsatzlich zweckmaRig erschien, jedoch ein Mindestprif-
intervall und seine Einhaltung durch die Sicherstellung ausreichender personeller
Ressourcen zur Qualitatssicherung erforderlich sind. Der RH hielt eine transparente
Regelung flr wesentlich.

Vorgehen der Aufsichtsorgane

(1) Die AufsichtsmaRnahmen der Lander bzw. Bezirksverwaltungsbehorden waren
hinsichtlich der Uberpriften Kriterien, des Prifvorgehens und der Struktur der
Berichte sehr unterschiedlich.

Wadhrend in Oberosterreich der Aufsichtsbericht nur eine Mangelliste enthielt,
beschrieben die Behorden in den anderen Landern die festgestellten Sachverhalte
unabhangig von etwaigem Verbesserungsbedarf. Die Berichte waren unterschiedlich
ausfuhrlich und lieRen nur teilweise die von den Aufsichtsorganen kontrollierten
Punkte erkennen. Teilweise arbeiteten die Aufsichtsorgane detaillierte Checklisten
ab und verfassten zu jedem Punkt (z.B. Ernahrung, Dekubitus, Katheterwechsel)
eine Sachverhaltsdarstellung (Kdrnten, Salzburg), teilweise erfolgte eine freie
Beschreibung zu wesentlichen Eckpunkten (z.B. Vorarlberg). Eine landeribergrei-
fende Vergleichbarkeit war somit nicht sichergestellt.

(2) Ein weiterer Aspekt der Aufsichtskontrollen lag bei der Uberpriifung der Pflege-
qualitat bei einzelnen Heimbewohnerinnen und —bewohnern anhand einer vertie-
fenden Analyse der Pflegedokumentation und von Pflegevisiten vor Ort. In flinf
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Léndern war aus den Aufsichtsberichten erkennbar, welche und wie viele Heimbe-
wohnerinnen und —bewohner die Aufsicht auswahlte und welche Feststellungen sie
dabei im Detail traf. In den Landern Burgenland, Karnten®®, Oberdsterreich® und
Salzburg waren die Ergebnisse dieser stichprobenartigen Uberpriifungen nicht in
den Aufsichtsberichten abgebildet. Diese Lander gaben an, dass nur bei Pflegemaén-
geln eine ausfihrlichere Beschreibung erfolge.

Gemal den Berichten mit Angaben zur Anzahl der Stichproben je Aufsichtsbesuch
errechnete der RH eine Abdeckung von 0,3 % (Tirol) bis 5,6 % (Wien) aller
Heimplatze.

(3) Ein landerlbergreifender fachlich—inhaltlicher Austausch der Heimaufsichtsbe-
hérden war nicht institutionalisiert.

Der RH stellte kritisch fest, dass das unterschiedliche Vorgehen der Heimaufsicht
hinsichtlich der Prifkriterien sowie die unterschiedliche Struktur der Aufsichtsbe-
richte einen landeribergreifenden Vergleich erschwerten und kein fachlicher
Austausch institutionalisiert war.

Der RH empfahl dem Sozialministerium und den Léandern, —im Sinne der Transpa-
renz und der Vergleichbarkeit der Aufsichtsberichte — einen fachlichen Austausch
der Aufsichtsbehdrden zu institutionalisieren und dabei einheitliche Prifkriterien
und Berichtsstrukturen zu entwickeln.

(1) Das Sozialministerium fihrte in seiner Stellungnahme aus, dass die vom RH
aufgezeigten Unterschiede in der Aufsicht auf die verfassungsrechtliche Zustdndig-
keit der Lander fir Errichtung, Erhaltung und Betrieb von Pflegeheimen zurick-
zufihren sei. Die Institutionalisierung eines fachlichen Austausches der
Aufsichtsbehorden erscheine begriRenswert. Mangels umfassenden Einblicks in die
Aufsichtsberichte der Lander seien die Prifkriterien und Berichtsstrukturen von den
Landern zu erarbeiten, wobei das Sozialministerium seine Unterstltzung anbiete.

(2) Das Land Karnten stimmte in seiner Stellungnahme der Empfehlung grundsatzlich
zu. Es verwies jedoch darauf, dass die entsprechenden gesetzlichen Grundlagen verein-
heitlicht werden mussten, und vertrat die Ansicht, dass die damit einhergehende
Kostensteigerung vom Bund (im Rahmen des Pflegefonds) zu berlicksichtigen sei.

Im Rahmen der Routinelberprifungen zog die Aufsicht in Karnten nach eigener Angabe grundsatzlich zwei
Stichproben zur Analyse der Pflegedokumentation heran; zusatzlich analysierte sie ein bis zwei Stichproben
aus der Wunddokumentation.

In Oberosterreich analysierte die Heimaufsicht laut eigener Angabe je Heimaufsichtsbesuch zwischen drei und
funf Pflegedokumentationen und Gberprifte sie bei betroffenen Heimbewohnerinnen und —bewohnern.
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(3) Das Land Niederosterreich nahm in seiner Stellungnahme die Empfehlung unter
Hinweis auf die bestehende Kompetenzlage und die Unterschiede zwischen den
Landern zur Kenntnis.

(4) Das Land Salzburg verwies auf die innerhalb von Salzburg einheitlichen Prif-
kriterien und die klare Berichtsstruktur auf Grundlage des Salzburger Pflegegesetzes
sowie auf einen jahrlichen Erfahrungsaustausch aller Heimaufsichtsorgane.

(5) Die Stadt Wien teilte in ihrer Stellungnahme mit, der Empfehlung des RH positiv
gegeniberzustehen.

Der RH hob gegeniiber dem Land Salzburg hervor, dass eine dsterreichweit lander-
Ubergreifende Vergleichbarkeit Inhalt seiner Empfehlung war.

Weitere Formen der Qualitatsarbeit

(1) Neben der in der Art. 15a B-VG Vereinbarung 1993 vorgesehenen Heimaufsicht
hatten sich weitere Kontrollmechanismen entwickelt.

Das Heimaufenthaltsgesetz®” aus dem Jahr 2004 sah eigene Kontrollmechanismen
far freiheitsbeschrankende MalRnahmen (z.B. Versperren von Tlren, Fixierung mit
Gurten oder Verabreichung sedierender Medikamente) vor. Derartige Malknahmen
waren der Bewohnervertretung zu melden. Diese hatte das Recht auf unangemel-
dete Besuche und Uberpriifung der MaRnahmen.

Auf Basis des Fakultativprotokolls zum Ubereinkommen gegen Folter und andere grau-
same, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe (OPCAT) beauf-
tragte der Bundesgesetzgeber im Jahr 2012 die Volksanwaltschaft bzw. von ihr
eingesetzte Expertenkommissionen mit MalRnahmen zum Schutz der Menschenrechte
in Pflegeheimen. Seither fihrten diese Heimbesuche durch und berichteten dariiber.

Die Lander hatten weitere Organisationen mit Qualitatsarbeit beauftragt. Beispiels-
weise Uberprifte der Fonds Soziales Wien im Rahmen der Anerkennung jener Pflege-
heime, bei denen Personen gefdrderte Leistungen beanspruchten, die Einhaltung von
bestimmten, eigens festgelegten Qualitatskriterien (,Qualitatsaudits”). Weiters prifte
er die Umsetzung der vereinbarten Leistungen bei den Heimbewohnerinnen und
—bewohnern und hielt dies in sogenannten Monitoringberichten fest.

(2) Im Oktober 2016 meldeten mehrere Mitarbeiterinnen der Leitung eines Pflege-
heims in Niederosterreich, das die Heimaufsicht acht Monate zuvor ohne wesent-
liche Auffalligkeiten Uberpruft hatte, Vorfalle von Pflegemissbrauch. Dabei ging es

Bundesgesetz Giber den Schutz der personlichen Freiheit wahrend des Aufenthalts in Heimen und anderen
Pflege— und Betreuungseinrichtungen, BGBI. 1 11/2004
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um strafrechtlich relevante Gewaltanwendung. Die Heimleitung zeigte die Vorwirfe
an, meldete sie der Aufsichtsbehorde und entlief8 die betroffenen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter. Seitdem erfolgten weitere Kontrollen durch die Aufsichtsbehorde.

Das Land Niederosterreich erweiterte in der Folge den Aufgabenbereich der Pflege-
anwaltschaft und verschob im April 2017 Personalressourcen von der Aufsicht zur Pflege-
anwaltschaft. Diese Anderung basierte auf der Uberlegung, dass solche Vorfille vor
allem die Belegschaft aufzeigen konne. Daher sollte die Pflegeanwaltschaft auch infor-
melle Aspekte, wie z.B. das allgemeine Kommunikationsklima, besonders beachten.
Die Aufsicht machte darauf aufmerksam, dass sie aufgrund der Ressourcenverschie-
bung nunmehr die Aufsicht in der von ihr als notwendig erachteten Dichte nicht mehr
wahrnehmen koénne. Sie fihrte eine Liste mit Pflegeheimen, bei denen sie eine
vertiefte Uberpriifung fiir notwendig hielt. Gesetzlich war die Priifdichte nicht normiert.

Eine Pflegeanwaltschaft war grundsatzlich in allen Landern — teilweise gemeinsam
mit der Patientenanwaltschaft — eingerichtet. |hre Schwerpunkte waren in den
einzelnen Landern unterschiedlich und reichten von regelméafRigen Sprechstunden in
allen Heimen bis zu einer Beschrdankung auf die Behandlung spezifischer
Beschwerden.

(3) Das Land Oberosterreich fihrte ein umfassendes jahrliches Controlling zu
verschiedenen von den Heimen gemeldeten Prozess— und Ergebnisqualitatskenn-
zahlen. Auch in Vorarlberg erfolgten Auswertungen aus Routinedaten der Pflegeein-
stufung bei Heimaufnahme.

Manche Lander flhrten Befragungen von Heimbewohnerinnen und —bewohnern
und Angehdrigen durch. Durchgangig tber alle Heime und einheitlich ausgewertet
war dies nur in Wien vorgesehen.

Mehrere Lander flhrten auch Gebarungskontrollen (z.B. zur Abrechnung) durch,
aus denen sich wesentliche Strukturdaten ergaben (z.B. Anzahl der Heimbewohne-
rinnen und —bewohner und deren Pflegegeldstufen, Anzahl der Beschéftigten). Eine
systematische Nutzung dieser Daten fiir eine risikoorientierte Uberpriifung der Pfle-
gequalitdt war nicht sichergestellt.

(4) Als weitere MaRRnahmen zur Qualitatssicherung existierten unterschiedliche Zertifi-
zierungssysteme (z.B. 1SO—Zertifizierungen oder das Nationale Qualitdtszertifikat).
Diese waren freiwillig und basierten tiberwiegend auf der Uberpriifung der von den
jeweiligen Heimbetreibern selbst festgelegten Soll-Prozesse. In § 3a PFG war seit 2017
verankert, dass die Lander auf die stationaren Einrichtungen hinzuwirken hatten, tber
Qualitatssicherungssysteme zu verfligen, deren Anteil im Jahr 2021 einen Zielwert von
mindestens 50 % erreicht. Welche Systeme dies sein sollten, war nicht ndher geregelt.
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Wahrend die Heimaufsicht bescheidmaRig Auflagen erteilen bzw. Heime bei Bedarf
sogar schlieen konnte, waren andere mit der Kontrolle bzw. Qualitatssicherung
befasste Organisationseinheiten mit unterschiedlichen Befugnissen ausgestattet. So
hatte z.B. die OPCAT ein Zutrittsrecht und die Moglichkeit, Berichte zu verfassen.
Eine gemeinsame bzw. koordinierte Vorgehensweise hinsichtlich der Prifzeitpunkte,
der Auswahl der Prifobjekte und der Priifkriterien war nicht sichergestellt.

Der RH wies darauf hin, dass sich auf Bundesebene und in den jeweiligen Landern
neben der Heimaufsicht zusatzliche Prozesse und Institutionen zur Qualitatsarbeit und
Kontrolle der Pflegeheime entwickelt hatten. Dies erfolgte jedoch aus spezifischen
Perspektiven (z.B. Menschenrechtsschutz, Kontrolle bestimmter MalRnahmen) oder
bestimmten Anladssen (z.B. Erweiterung des Aufgabenbereichs der Pflegeanwaltschaft
Niederosterreich infolge eines Missbrauchsfalls) ohne ein Ubergeordnetes Konzept.

Der RH stellte fest, dass die Kontrollen der Pflegeheime und Qualitdtssicherungs-
maflnahmen von unterschiedlichen Einrichtungen zwar vielfaltig, aber wenig koordi-
niert waren. Die Kriterien und Ergebnisse der Kontrollen waren wenig vergleichbar
und insgesamt bestand hinsichtlich der Ergebnisse flr einzelne Pflegeheime wenig
Transparenz. Ein systematisches, risikoorientiertes und koordiniertes Vorgehen
unter Nutzung aller den Landern zugénglichen Informationen (Abrechnungsdaten,
Beschwerden etc.) war nicht sichergestellt.

Nach Ansicht des RH war die Heimaufsicht mit der Méglichkeit bescheidmaliger
Auflagen bzw. letztlich der SchlieRung von Heimen zwar ein notwendiges Element
der Qualitdtssicherung, aber nicht ausreichend. Ein Verweis auf inhaltlich nicht
naher determinierte Qualitatssicherungssysteme wie im PFG war zu unbestimmt.

Der RH empfahl dem Sozialministerium und den Landern, auf Basis der zu entwi-
ckelnden Definition von Pflegequalitat (TZ 23) ein Qualitatssicherungskonzept zu
entwickeln, das

die Nutzung aller verfiigharen Informationen,

ein koordiniertes Vorgehen der unterschiedlichen Kontrolleinrichtungen (z.B. interne
und externe Qualitatssicherung, Heimaufsicht),

eine klare und transparente Festlegung der Prufkriterien (z.B. Forderbedingungen,
Menschenrechtsschutz) und —ergebnisse sowie

mindestens eine externe Qualitdtskontrolle (z.B. durch die Heimaufsicht) vor Ort
jahrlich

sicherstellt.

Weiters wies der RH das Land Niederosterreich auf seine Empfehlung in TZ 26 Uber
ausreichende Personalressourcen fur die Heimaufsicht hin.
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(1) Das Sozialministerium verwies in seiner Stellungnahme neuerlich auf die in die
Kompetenz der Lander fallende Umsetzung der Empfehlung. Es flhrte aus, dass
Qualitatssicherungskonzepte fir Alten— und Pflegeheime begrifit wirden und es
geplant sei, die Thematik mit den Landern zu erdrtern. Weiters wies es auf die den
Landern und Gemeinden aus dem Pflegefonds gewahrten Zweckzuschisse hin, die
auch fir qualitatssichernde MaRnahmen eingesetzt werden kénnten. Uberdies sei
der Pflegefonds in den letzten Jahren sowohl im Personalbereich, bei den Aufnahme-
kriterien, bei der Transparenz als auch in der Qualitdtssicherung weiterentwickelt
worden.

Das Sozialministerium fihrte zur hauslichen Pflege aus, dass das Kompetenzzentrum
Qualitdtssicherung in der hauslichen Pflege seit dem Jahr 2005 Hausbesuche bei
Pflegegeldbeziehenden aller Pflegegeldstufen durchfihre und seit 2009 auch bei
Beziehenden einer Forderung zur 24-Stunden—Betreuung. Im Bedarfsfall wirden
Malnahmen zur Verbesserung der Pflegesituation eingeleitet (intensivere Beratung,
haufigere Hausbesuche oder Gewahrung von Sachleistungen statt Pflegegeld). Diese
Hausbesuche kdonnten auf Wunsch der Pflegegeldbeziehenden oder deren pflegen-
den Angehdrigen auch vereinbart werden.

Das Sozialministerium sei bestrebt, die Moglichkeit der Inanspruchnahme von Haus-
besuchen besser bekannt zu machen. So kénne am Antrag auf Zuerkennung und
Erhohung des Pflegegeldes eine ,kostenlose Beratung zu Hause” beantragt werden.
Gegenwartig fihre das Kompetenzzentrum Qualitatssicherung in der hauslichen
Pflege bei der Sozialversicherungsanstalt der Bauern ein Pilotprojekt flr unange-
kiindigte Hausbesuche durch diplomierte Gesundheits— und Krankenpflegepersonen
in Wien und Tirol durch. Mit 1. Oktober 2019 seien die Hausbesuche im Fall von
demenziell beeintrachtigten Pflegebedlrftigen ausgeweitet worden (um jahrlich
etwa 5.000). Auch die Hausbesuche zur Qualitatssicherung bei Beziehenden einer
Forderung der 24-Stunden—Betreuung seien auf alle Forderwerbenden ausgeweitet
worden. Zudem gebe es mittlerweile ein Qualitdtszertifikat fir Vermittlungsagentu-
ren in der 24-Stunden—Betreuung, wobei mit ersten Zertifikatsverleihungen im
Herbst 2019 zu rechnen sei.

(2) Das Land Kérnten stimmte in seiner Stellungnahme der Empfehlung grundsatz-
lich zu. Es verwies ergdanzend darauf, dass bspw. die Prifkriterien der OPCAT den
Landern nicht bekannt seien und teilweise in den Berichten nicht nachvollziehbare
Punkte moniert wirden. Es misse daher ein koordiniertes Vorgehen nicht nur
landerintern, sondern auch mit den landeribergreifenden Kontrollinstanzen
stattfinden.

(3) Das Land Niederdsterreich nahm in seiner Stellungnahme die Empfehlung unter
Hinweis auf die Kompetenzlage und die konzeptbezogenen Unterschiede zwischen
den Landern zur Kenntnis.
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(4) Das Land Oberosterreich teilte in seiner Stellungnahme mit, die Forderung nach
einer mindestens jahrlich stattfindenden externen Qualitatskontrolle vor Ort scheine
schwer nachvollziehbar, insbesondere im Vergleich mit entsprechenden Kontroll-
pflichten in anderen Bereichen, wie bspw. jenem der Kinder— und Jugendhilfe, in
dem die Aufsicht in zweijahrigen Abstanden zu erfolgen habe.

(5) Das Land Salzburg fiihrte in seiner Stellungnahme aus, dass die gesetzlich festge-
legten Mindeststandards strukturiert durch jahrliche Erhebungen der Strukturquali-
tatsmerkmale sowie regelmaRige unangemeldete Aufsichtsbesuche Uberprift
wirden. Diese MaRnahmen wirden dem Land Salzburg ausreichend erscheinen
und hatten sowohl bei den Heimbewohnerinnen und —bewohnern als auch bei den
Pflegeeinrichtungen eine unverdndert hohe Akzeptanz. Zudem bestehe eine zufrie-
denstellende Kenntnis Uber die Qualitaten und deren Entwicklung in den Pflegeein-
richtungen. Die Koordination mit anderen Kontrolleinrichtungen sei aufgrund der
unangemeldeten Vorgangsweise nicht moglich. Mit Bewohnervertretung und Volks-
anwaltschaft wirden jedoch Berichte und Erfahrungen ausgetauscht. Eine jahrliche
Kontrolle vor Ort erscheine nicht in allen Einrichtungen notwendig, sei aber vor dem
Hintergrund einer beratenden Qualitatskontrolle begriRenswert.

(6) Die Stadt Wien verwies in ihrer Stellungnahme auf die im Bereich der koordinier-
ten Zusammenarbeit zwischen den einzelnen Akteuren im Pflege— und Betreuungs-
bereich gut gelebte Praxis: Der Dachverband Wiener Sozialeinrichtungen biete eine
langjahrig etablierte und strukturierte Austausch— und Qualitatsplattform. Ein koor-
diniertes Vorgehen zwischen der Heimaufsicht und dem Fonds Soziales Wien sei im
Anlassfall (Beschwerden, Gewaltvorwiirfe etc.) etabliert. Darliber hinaus sei die
Quialitatsarbeit des Fonds Soziales Wien durch Richtlinien und darin angefihrte
Dokumente transparent.

Der RH wies das Land Oberdsterreich auf die besondere Vulnerabilitat der Heimbe-
wohnerinnen und —bewohner und ihre oft eingeschrankten AuRenkontakte hin und
hielt daher eine externe jahrliche Kontrolle fir angemessen.

Gegeniiber dem Land Salzburg wies der RH darauf hin, dass das Prinzip einer unan-
gemeldeten Uberpriifung einer Koordination zwischen den priifenden Stellen im
Hinblick auf Termine und Inhalte nicht entgegensteht.
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Personal im stationaren Bereich

Rechtsgrundlagen

Seit 1. Janner 2017 bestimmte § 3a Abs. 3 PFG, dass die Léander die Personalausstat-
tung in stationdren Pflegeeinrichtungen fiir die Heimbewohnerinnen und —bewohner

transparent und nachvollziehbar zu regeln hatten.

Tabelle 19:  Rechtsgrundlagen zur Personalausstattung in Pflegeheimen im Jahr 2018

Verpflichtung fiir ausreichendes | Regelung des Personalschliissels

Personal geregelt in als
Burgenland Gesetz Verordnung
Karnten Gesetz Verordnung oder Weisung
Niederosterreich Verordnung Handbuch
Oberosterreich keine Verordnung oder Erlass

Salzburg Gesetz interner Richtwert
Steiermark Gesetz Verordnung
Tirol Gesetz Sozialpaktum
Vorarlberg Gesetz Erlass

Wien Gesetz Verordnung

Quellen: Lander

Die meisten Lander normierten auf gesetzlicher Ebene oder im Verordnungsweg
eine allgemeine Verpflichtung, ausreichend Personal fur die Pflege und Betreuung
der Heimbewohnerinnen und —bewohner bereitzustellen. Die Lander Burgenland,
Karnten, Oberosterreich, Steiermark und Wien verordneten einen Personalschlissel;
das Land Karnten erganzte diese Verordnung durch eine Weisung, das Land Ober-
Osterreich durch einen Erlass. Die Lander Niederdsterreich, Tirol und Vorarlberg
legten ihre Personalschlissel in einem Handbuch, im sogenannten Sozialpaktum
oder in einem Erlass fest. Soweit die Regelung nicht in Verordnungsform erfolgte,
waren eine Einsichtnahme durch die Betroffenen und eine allgemeine Verbindlich-
keit nicht sichergestellt.

Die Personalschlissel der Lander waren Uberwiegend als Mindestschlissel konzi-
piert. Die Lander Steiermark und Wien lieRen eine Unterschreitung um bis zu
10 % unter bestimmten Voraussetzungen zu. In Salzburg war der Personalschlissel
als Richtwert konzipiert, dessen Unterschreitung nur bei festgestellten Qualitats-
mangeln unzuldssig war. Zum 31. Dezember 2017 wurde dieser Richtwert im Schnitt
um rd. 7 % unterschritten (TZ 32).
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Der RH erachtete die Festlegung der Personalschlissel in Handblchern (Niederos-
terreich), Sozialpakten (Tirol), Erldssen (Vorarlberg) und anderen internen Richt-
linien als mit § 3a Abs. 3 PFG (,,transparent und nachvollziehbar”) unvereinbar, weil
sie fur die Heimbewohnerinnen und —bewohner weder einsichtig noch in ihrer
Rechtswirkung verbindlich waren. Der RH kritisierte die Salzburger Regelung, da sie
keine verbindliche Mindestpersonalbesetzung vorsah, und wies auf die zuldssigen
Unterschreitungen der Personalschlissel in Wien und der Steiermark hin. In Karnten
bzw. in Oberdsterreich war das tatsdchlich erforderliche Personal teilweise nur in
Verbindung mit einer Weisung bzw. einem Erlass ermittelbar.

Der RH empfahl den Léandern, einen verbindlichen, vollstdndigen Mindestpersonal-
schlUssel in Verordnungsform festzulegen.

(1) Das Land Burgenland verwies in seiner Stellungnahme auf einen bereits beste-
henden verbindlichen Mindestpersonalschlissel. Dieser werde in einer geplanten
Verordnung zum neuen Sozialeinrichtungsgesetz in neuer Form verankert.

(2) Das Land Kérnten verwies in seiner Stellungnahme auf die Karntner Heimverord-
nung aus dem Jahr 2005, die das Land immer wieder an die sich verdandernden
Rahmenbedingungen (Pflegebeddrftigkeit etc.) angepasst habe, zuletzt im Jahr 2017
mit der Novelle zur Verbesserung des Personalschlissels von 1:2,5 auf 1:2,4 und der
Vorgabe einer zusatzlichen Animationsfachkraft im AusmaR von 0,5 VZA.

(3) Das Land Niederosterreich fihrte in seiner Stellungnahme aus, dass die
NO Pflegeheim Verordnung bewusst keinen expliziten Personalschliissel vorsehe,
weil sich immer wieder sowohl die einzelnen Berufsbilder als auch die Arbeitsmarkt-
lage stark andern wiirden. Zudem wirden sich die Pflege— und Betreuungskonzepte
sowie die Strukturen der Pflegeeinrichtungen stdndig weiterentwickeln, weshalb die
Kodifizierung eines Personalschlissels immer der Realitdat nachhinke und die Flexibi-
litat wesentlich einschranke bzw. die gesetzliche Grundlage laufend angepasst
werden musse. Das idente Personalberechnungsmodell des Landes gelte fir alle
Trager, auf dessen Grundlage konkret im Bewilligungsbescheid die Personalausstat-
tung vorgeschrieben werde.

(4) Das Land Oberosterreich fuhrte in seiner Stellungnahme aus, dass in der
006. Alten— und Pflegeheimverordnung ein Mindestpersonalschlissel festgelegt sei.

(5) Das Land Salzburg hielt in seiner Stellungnahme fest, dass im Osterreichweiten
Vergleich die Personalausstattung der Pflegeheime in Salzburg sehr gut sei. Eine
Harmonisierung dirfe nicht dazu fihren, dass in Zukunft weniger Personal in den
Einrichtungen zur Verfligung stehe.
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(6) Die Stadt Wien flhrte in ihrer Stellungnahme aus, dass die ,Verordnung der
Wiener Landesregierung betreffend Mindeststandards von Pflegeheimen und Pfle-
gestationen (Durchfihrungsverordnung zum Wiener Wohn— und Pflegeheimge-
setz)” einen verbindlichen Mindestpersonalschlissel enthalte.

Der RH merkte zur Stellungnahme des Landes Karnten an, dass die Verordnung zwar
einen Mindestpersonalschlissel in Verordnungsform regelte, dieser Schlissel aber
zusatzliche Bestimmungen im Hinblick auf die Anwendung auf Heime mit Personen
in Pflegegeldstufen O bis 2 erforderte.

Der RH wies gegenlber dem Land Niederdsterreich erneut darauf hin, dass eine
Regelung des Personalschlissels in Form eines Handbuchs fir die Heimbewohnerin-
nen und —bewohner weder einsichtig noch in seiner Rechtswirkung verbindlich war.
Sich laufend dndernde Rahmenbedingungen fiir den Personaleinsatz waren nach
Ansicht des RH kein Grund daftir, von der Rechtsform der Verordnung abzusehen. Im
Ubrigen bestand die Notwendigkeit, den Personalschliissel in regelmaRigen Abstén-
den an die tatsachlichen Gegebenheiten anzupassen, nicht nur bei einer Regelung
in Verordnungsform, sondern gleichermalRen bei Festlegungen in Form eines
Handbuchs.

Gegenlber dem Land Oberosterreich merkte der RH an, dass in Oberdsterreich zwar
ein Mindestpersonalschlissel in Verordnungsform geregelt war, dieser aber zusatz-
lich Bestimmungen fir die Pflegedienstleitung erforderte. Insbesondere fir Heime
aullerhalb der Sozialhilfeverbande war das erforderliche Personal — in Hinblick auf
die Einrechnung der Pflegedienstleitung — nicht eindeutig aus Verordnungen ableit-
bar. Der RH blieb daher bei seiner Empfehlung.

Der RH wies gegenliber dem Land Salzburg darauf hin, dass gemals der Stellung-
nahme des Landes Salzburg zu TZ 22 eine Harmonisierung nicht zu Mehrkosten

fihren dirfe. Wenn diese auch nicht zu einer Verringerung des Personals fihren
darf, sah der RH nur einen geringen Spielraum fir eine Harmonisierung. Der RH
verwies jedoch darauf, dass die Personalvorgaben meist nur einen Mindestpersonal-
schliissel vorsahen und aufgrund von Anderungen im Pflegebedarf bzw. im Berufs-
recht ohnehin laufend anzupassen waren.
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PersonalschlUssel

(1) Wahrend in Oberosterreich, Salzburg, der Steiermark, in Tirol und in Wien die
Personalschlissel durch Verhaltniszahlen in Abhangigkeit von der Pflegegeldstufe
bestimmt waren, erfolgte dies im Burgenland, in Niederosterreich und in Vorarlberg
durch komplexere Formeln und in Karnten durch eine Mischform.

Tabelle 20:  Personalschlissel der Lander fir Pflegeheime

Personalschlissel

Pflegegeldstufe 1 2 3 4 5 6 7
Anzahl der Heimbewohnerinnen und —bewohner je Vollzeitaquivalent
Burgenland Verhaltnisformel
Karnten Verhaltnisformel® 2,4 2,4 2,4 2,4 2,4

Niederosterreich Verhaltnisformel

Oberosterreich 12 7,5 4 2,5 2 1,5 1,5
Salzburg 12 5,5 2,25 1,8 1,5 1,4 1,35
Steiermark 13,2 8,2 4,3 2,6 2,2 1,7 1,6
Tirol 10,52 5,84 3,46 2,46 1,93 1,93 1,93

Vorarlberg? Verhaltnisformel

Wien 20 7 2 1,75 1,5 1,25 1

! ab sechs Heimbewohnerinnen und —bewohnern je Heim, darunter 2,4

2 kein Bezug auf die Pflegegeldstufe, sondern auf eine eigene siebenstufige Skalierung (,,Pflegestufe”)
Stand: 2018 Quellen: Lander

Im Burgenland war die Anzahl der belegten Betten mit den erforderlichen Pflege-
minuten®® pro Heimbewohnerin bzw. —bewohner und Tag und einem Wochenfaktor
von 6,3 zu multiplizieren; das Ergebnis war sodann durch die Wochenarbeitszeit in
Minuten minus 20 % Arbeitsausfall zu dividieren. Tatsachlich wandte das Burgen-
land aber einen Wochenfaktor von 7 an.

Das Land Karnten sah ab Pflegegeldstufe 3 fir Pflegeeinrichtungen Verhaltniszahlen
vor. In den unteren Stufen — sofern sie mit mehr als sechs Personen pro Heim belegt
waren — war fur bis zu zwolf Heimbewohnerinnen und —bewohner Betreuungsper-
sonal im AusmaR von mindestens 2 VZA und fiir jedes weitere angefangene Dutzend
ein weiteres VZA bereitzustellen.

Diese bestimmten sich nach dem Pflegebedarf: Fir selbststandige Heimbewohnerinnen und —bewohner
waren 20 Minuten, fur Heimbewohnerinnen und —bewohner mit geringem Pflegeaufwand 40 Minuten und
far pflegeabhangige Heimbewohnerinnen und —bewohner 80 Minuten pro Tag vorgesehen.
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Das Land Niederdsterreich definierte neben einem fixen auch einen variablen Perso-
nalbedarf und legte zunachst die Kennzahl des ,gewichteten Bewohners” fest, die
sich an den kostendeckenden Durchschnittseinnahmen fiir eine Heimbewohnerin
bzw. einen —bewohner je Tag orientierte. (Darin gingen neben den Pflegegeldstufen
auch Parameter wie z.B. der Einzelzimmerzuschlag ein.) Diese Kennzahl war in weiterer
Folge mit 0,36 VZA zu multiplizieren.

In Vorarlberg waren fir jeweils 20 Heimbewohnerinnen und —bewohner im zwolf-
stiindigen Tagdienst mindestens 36 Personalleistungsstunden sicherzustellen. Dies
galt aber nur, wenn die durchschnittliche Pflegeeinstufung der Heimbewohnerinnen
und —bewohner einen Wert bis 5,3 erreichte. Ansonsten war der erforderliche
Personalbedarf fur das diplomierte Personal mithilfe des Deutschen—Krankenhaus—
Index zu ermitteln, der mittels Verhéltniszahlen® festgelegt war.

Bei den Pflegeheimen des Wiener Krankenanstaltenverbunds mit &rztlicher Rund—
um—die—Uhr—Betreuung sollten auf 1 VZA 1,49 Heimbewohnerinnen bzw. —bewohner
kommen.

(2) Der Zusammenhang zwischen Betreuungs— und Personalbedarf war in den
Personalschlisseln der Lander meist Uber die Pflegegeldstufen abgebildet. Tirol
fasste die Stufen 5 bis 7 zu einer einheitlichen Stufe (,Vollpflege”) zusammen, Karn-
ten wiederum die Pflegegeldstufen O bis 2 sowie 3 bis 7. Auch andere Kriterien, z.B.
psychiatrischer Betreuungsbedarf oder Mehraufwand durch Einzelzimmer (Nieder-
Osterreich), spielten eine Rolle. Vorarlberg hatte ein von den Pflegegeldstufen unab-
hangiges System.

(3) Kein Land leitete die Personalvorgaben analytisch nachvollziehbar aus dem Pflege-
bedarf und einer vordefinierten Qualitdt ab. Die Lander Burgenland, Salzburg und
Tirol fihrten die konkreten Verhéltniszahlen in ihren Schlisseln auf bestimmte
Minutenwerte fir durchzufihrende Pflegedienstleistungen zurlick (sogenanntes
Minutenmodell). Auch bei veranderten Rahmenbedingungen erfolgten keine regel-
malRigen Aktualisierungen der Personalschlissel; in Oberosterreich erfolgte die
letzte Anderung im Jahr 1996. Seither hatten sich wesentliche Anderungen hinsicht-
lich der Bewohnerstruktur (vermehrt demenzielle Erkrankungen, allgemein deutlich
hohere Pflegegeldstufen), der berufsrechtlichen Vorgaben sowie der sonstigen
Rahmenbedingungen (z.B. raschere Entlassungen aus Krankenanstalten, Neurege-
lung von freiheitsbeschrankenden MaRnahmen) ergeben.

Heimbewohnerinnen und —bewohner pro VZA: Grundversorgung: 60; Stufe 1: 30; Stufe 2: 18; Stufe 3: 12;
Stufe 4: 4; Stufe 5: 2,5; Stufe 6: 2; Stufe 7: 1,5.
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Tabelle 21:  Jahr der letzten Anderung der Personalschliissel fir Pflegeheime

aktuelle Projekte zur Anpassung
der Personalschliissel

letzte Anderung

Burgenland ja 1998
Kérnten nein 2017
Niederdsterreich nein 2016
Oberosterreich ja 1996
Salzburg nein 2006
Steiermark ja 2017
Tirol ja 1998
Vorarlberg ja 2014
Wien nein 2009
Stand: 2018 Quellen: Lander

Finf der neun Lander fihrten zur Zeit der Gebarungslberprifung Projekte zur
Evaluierung bzw. Neufestlegung von Personalschlisseln durch.®® Tirol fihrte ab
1. Janner 2018 in mehreren Heimen ein Pilotprojekt zur Neukalkulation der Tarife je
Tag durch. Dabei legte es die Anzahl der erforderlichen Pflegeminuten und damit
auch den Personalschlissel erstmals fir alle sieben Pflegegeldstufen fest und schrieb
den teilnehmenden Heimen einen abgednderten Qualifikationenmix vor. Eine
landerlbergreifende Koordinierung dieser Projekte erfolgte nicht. Ebenso wenig
bestand eine Vereinbarung Gber eine Anndherung der Personalschlissel.

(4) Der deutsche Bundesgesetzgeber normierte im Jahr 2015, ein ,wissenschaftlich
fundiertes Verfahren zur einheitlichen Bemessung des Personalbedarfs in Pflege-
einrichtungen” zu entwickeln und zu erproben. Dazu waren fachlich unabhéangige
wissenschaftliche Einrichtungen oder Sachverstandige einzusetzen.

Der RH kritisierte, dass die Lander die Personalschlissel fir Pflegeheime nicht analy-
tisch aus dem Pflegebedarf und der angestrebten Pflegequalitdt ableiteten und
diese teilweise ohne Anpassungen an die gednderten Rahmenbedingungen tber
20 Jahre unverandert waren. Er anerkannte, dass funf Lander zur Zeit der Geba-
rungslberprifung an neuen Regelungen arbeiteten, wies jedoch darauf hin, dass
dies ohne Koordination bzw. Harmonisierungsauftrag erfolgte.

Der RH empfahl dem Sozialministerium und den Landern, die Regelungen Uber die
Personalausstattung zu harmonisieren, am tatsachlichen Pflegebedarf und der ange-
strebten Pflegequalitat auszurichten und regelmaRig (z.B. alle finf Jahre) an geadn-
derte Rahmenbedingungen anzupassen.

Mit 1. Janner 2019 wurde § 16 06. Alten— und Pflegeheimverordnung an das Berufsbild der Pflegefachassis-
tenz angepasst (LGBI. 43/2018).
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(1) Das Sozialministerium fuhrte in seiner Stellungnahme aus, dass Regelungen zur
Personalausstattung in die Zustandigkeit der Lander fallen wirden. Zudem setze ein
bundesweit einheitlicher Personalschliissel die Verfligbarkeit von entsprechend
qualifiziertem Personal am Arbeitsmarkt voraus. Ergénzend verwies das Sozialminis-
terium auf seine Stellungnahme zu TZ 33.

(2) Das Land Karnten teilte in seiner Stellungnahme mit, dass die zuletzt 2017
beschlossene Novelle der Karntner Heimverordnung den verdanderten Pflegebedarf
in den Einrichtungen (mehr hohere Pflegegeldstufen) beriicksichtigt habe. Eine
Harmonisierung des Pflegeschlissels sehe das Land Karnten grundsatzlich positiv,
die damit einhergehende Kostensteigerung misse jedoch der Bund (im Rahmen des
Pflegefonds) berlcksichtigen.

(3) Das Land Niederosterreich verwies auf seine Stellungnahme zu TZ 29.

(4) Das Land Salzburg verwies auf seine Stellungnahme zu TZ 29 und hielt fest, dass

gemaR Salzburger Pflegegesetz alle erforderlichen Pflegeleistungen durch qualifi-
ziertes Personal erbracht wiirden. Die Trager seien verpflichtet, ausreichend Perso-
nal einzustellen, was nach Erfahrungen des Landes Salzburg zutreffe.

(5) Die Stadt Wien schloss sich in ihrer Stellungnahme der Empfehlung des RH, die
Personalausstattung am tatsdchlichen Pflegebedarf auszurichten, an. Eine Nivellie-
rung der Personalausstattung dirfe jedoch nicht zulasten von Wien stattfinden.
Multimorbiditat und Pflegebedarf wiirden in den kommenden Jahren steigen. Fiur die
vom Bund einberufenen Arbeitsgruppen biete die Stadt Wien gerne ihre Mitarbeit
und Expertise an.

Der RH fUhrte gegenlber dem Sozialministerium aus, dass das Personal als wesent-
lichster Kostenfaktor eine wichtige Grundlage fiir die Tarifkalkulation war und somit
die Kosten der Pflege und ihre Finanzierung beeinflusste. Da der Bund wesentlich
zur Finanzierung der Pflege beitrug und auch laufend diesbeziigliche Anderungen
vornahm (z.B. bei der Abgeltung der finanziellen Folgen aufgrund der Abschaffung
des Pflegeregresses), hielt es der RH fuir zweckmaRig, dass sich der Bund (bspw. im
Rahmen der Neugestaltung der Finanzierung, TZ 8) auch zu den Personalvorgaben
einbringt.

Gegenlber Salzburg verwies er auf seine GegenduRerung in TZ 29.
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Details zur Personalausstattung

In einigen Landern inkludierten die Personalschlissel die Nachtdienste, womit die
Verteilung des Personals auf Tag— und Nachtdienste Gberwiegend den Heimbetrei-
bern Gberlassen war. In anderen Landern gaben bereits die Personalschliissel diese
Verteilung vor (Anhang, Tabelle I).

In Salzburg war die Pflegedienstleitung im Schliissel enthalten. Im Ubrigen legten die
Lander neben dem allgemeinen Schlissel ganz oder (in unterschiedlichen Prozent-
satzen) teilweise zusatzliche Dienstposten daflr fest (Anhang, Tabelle J).

Meist waren im Pflegeschlissel alle Betreuungspersonen enthalten. Zuséatzlichen
Personalbedarf fir die Animation von Heimbewohnerinnen und —bewohnern legten
die Lander Karnten und Niederosterreich fest; das Land Niederosterreich hatte einen
Bedarf fir Physiotherapie, das Land Tirol fiir Ergotherapie.

Manche Lander bezogen die Personalschlissel nicht nur auf die vorzuhaltenden
Personalressourcen, sondern auch auf die tatsachliche Personalprasenz. Dies konnte
sich auf einen Stichtag (z.B. bei einer Kontrolle) oder auf einen Durchschnitt (z.B.
monatlich) beziehen.

Der RH stellte fest, dass die Personalvorgaben der Lander flr Nachtdienste sowie
ihre Regelungen fir Pflegedienstleitungen, zusatzliches Fachbetreuungspersonal
und zur tatsdchlichen Personalprédsenz (Stichtag oder Durchschnittszeiten) unein-
heitlich waren.

Der RH empfahl dem Sozialministerium und den Landern, bei der Harmonisierung
der Personalschlissel auch die Nachtdienste, Pflegedienstleitungen, zusatzliches
Fachpersonal und die tatsachliche Personalanwesenheit zu bericksichtigen.

(1) Das Sozialministerium fihrte in seiner Stellungnahme aus, dass Regelungen zur
Personalausstattung in die Zustandigkeit der Lander fallen wiirden. Zudem setze ein
bundesweit einheitlicher Personalschlissel die Verflgbarkeit von entsprechend
gualifiziertem Personal am Arbeitsmarkt voraus. Ergdnzend verwies das Sozialminis-
terium auf seine Stellungnahme zu TZ 33.

(2) Das Land Karnten teilte in seiner Stellungnahme mit, dass die Empfehlung in der
Karntner Heimverordnung bereits umgesetzt sei.

(3) Das Land Niederosterreich verwies auf seine Stellungnahme zu TZ 29.

(4) Das Land Salzburg verwies auf seine Stellungnahmen zu TZ 29 und TZ 30.
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(5) Die Stadt Wien unterstitze laut ihrer Stellungnahme die Empfehlung des RH, um
eine tatsachliche Vergleichbarkeit herstellen zu kénnen.

Mindestpersonalausstattung im Vergleich

Der RH definierte ein Musterheim mit 71 Betten®' und ermittelte dafiir den Mindest-
personalstand fir Pflege und Betreuung in den einzelnen Landern:

Tabelle 22:  Mindestpersonalausstattung fir ein Musterheim im Jahr 2018

Pflegeassistenz- Heimbhilfe bzw.

. Personal gesamt
Personal berufe! Hilfspersonal g

‘ diplomiertes

in Vollzeitaquivalenten

Burgenland 10,9 10,9 21,9
Karnten? 59 20,7 3,0 30,1
Niederdsterreich 111 17,6 5,7 34,4
Oberosterreich? 6,7 23,3 3,3 33,3
Salzburg* (9,7) (25,3) (4,0) (39,0)
Steiermark 6,4 19,3 6,4 32,2
Tirols (4,6) (17,1) (11,1) 32,7
Vorarlberg® 13,75 18,0 3,1 35,4
Wien 13,7 22,8 9,1 45,7

Rundungsdifferenzen moglich

1 pflegehelferinnen und —helfer, Pflege(fach)assistenz, Diplom— oder Fachsozialbetreuerinnen und —betreuer

davon 0,5 Vollzeitaquivalente fir Animation

Ab 2019 galt, dass diplomiertes Personal und Pflegefachassistenz gemeinsam 25 % bis 30 % ausmachen sollten,
wovon mindestens 15 % diplomiertes Personal sein sollte.

Der Personalschlissel war ein interner Richtwert und wurde nach Angaben des Landes tatsachlich im Schnitt um
rd. 7 % unterschritten.

Die Verteilung auf Qualifikationsgruppen war nur im Bedarfs— und Entwicklungsplan 1996 festgelegt und hatte
lediglich Empfehlungscharakter. Im Pilotprojekt waren 2018 42 Vollzeitdquivalente vorgesehen, davon
9,7 diplomiertes Pflegepersonal, 27,3 Pflegeassistenz und fiinf Heimbhilfe.

Der RH ging davon aus, dass die in Vorarlberg verwendete Pflegestufe der um eins erhohten entsprechenden
Pflegegeldstufe entsprach. Im Gesamtwert sind weiters 0,57 Vollzeitdquivalente fir Fortbildung enthalten.

2
3

Quellen: Lander

Das Ergebnis flr das insgesamt vorzuhaltende Pflegepersonal lag zwischen
rd. 22 VZA im Burgenland und rd. 46 VZA in Wien. Ohne Beriicksichtigung der Lander
Wien und Burgenland war die Bandbreite erheblich enger und lag — ohne Berick-
sichtigung des Pilotprojekts in Tirol — zwischen rd. 30 VZA und rd. 39 VZA. Auch die
Mindestausstattung mit diplomiertem Personal war sehr unterschiedlich (Anhang,
Tabelle K).

Die durchschnittliche Pflegegeldstufe lag bei 4,7. Der RH definierte weitere Szenarien, die sich nach der Pfle-
gegeldstufenverteilung und der HeimgréRe unterschieden. Das Ergebnis im Landervergleich blieb jedoch
dhnlich.
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Das Land Burgenland legte dar, dass in seiner Vorgabe fir die Mindestpersonalaus-
stattung das Qualifikationsbild der Heimhilfen nicht inkludiert war. Der durchschnitt-
liche, im Personalschlissel nicht normierte Anteil von Heimhilfen am sonstigen
Pflegepersonal betrug rd. 10 %.

Der RH hielt fest, dass die flir das Musterheim vorgesehene Mindestpersonalausstat-
tung und ihre Qualifikation in den einzelnen Ldandern erheblich voneinander
abwichen.

Der RH verwies auf seine Empfehlung in TZ 30.

Das Land Karnten flhrte in seiner Stellungnahme zum Personalschlisselvergleich
zwischen den Landern aus, dass frihere Studien anderer Einrichtungen jeweils zu
unterschiedlichen Ergebnissen gefiihrt hatten, da aufgrund der unterschiedlichen
strukturellen und gesetzlichen Bedingungen ein verldsslicher Vergleich nur sehr
schwer moglich sei. Dies insbesondere, weil einige Lander Uber keine konkreten
Vorgaben fir die Personalausstattung in den Pflegeheimen verfligen wirden. Das
Land Karnten gebe als einziges Land einen Personalschlissel nach dem Pflegeauf-
wand und der Personalqualifikation vor und sehe fiir Animation Ressourcen vor.

Der RH habe den Personalschlisselvergleich anhand von Musterheim—Szenarien,
die jedes Land berechnete, durchgefiihrt. Aus diesen Berechnungen gehe jedoch
nicht hervor, ob die Lander Heimleitungen und Pflegedienstleitungen in den Perso-
nalschlissel miteinbezogen hatten oder nicht. Eine diesbezlgliche Klarstellung bei
den Berechnungen der einzelnen Lander kénne mdgliche Diskrepanzen aufklaren.
AuBerdem wirden Hilfskrafte und Zivildiener im Rahmen der Personalstandsberech-
nung auler Betracht bleiben.

Der RH hielt gegenliber dem Land Karnten fest, dass er in dem von ihm vorgenom-
menen Personalvergleich samtliche und damit auch interne, nicht 6ffentlich verfiig-
bare Regelungen der Lander bericksichtigte. Die Pflegedienstleitungen
berlcksichtigte der RH entsprechend den Landesvorgaben und verwies dazu auf die
Angaben in den Tabellen | bis Kim Anhang, die diesbezlglich Auskunft geben.

Verfligbarkeit von Personal

Eine Studie des WIFO prognostizierte bis 2030 einen zusatzlichen Personalbedarf
von rd. 18.000 VZA. Nach Auskunft mehrerer Linder war es zunehmend schwieriger,
Personal fir den Pflegesektor zu rekrutieren.

MaRnahmen zur Bekdmpfung dieses Personalmangels setzte zunachst der Bund,
indem er flr die Dauer bestimmter Ausbildungen an Schulen fir allgemeine Gesund-
heits— und Krankenpflege bzw. Schulen fir Sozialbetreuungsberufe ein sogenanntes
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Fachkraftestipendium gewahrte.®? Im Jahr 2018 trat ferner das sogenannte Gesund-
heitsberuferegister—Gesetz®® vollstandig in Kraft, das erstmalig eine Registrierung
von Angehorigen der Gesundheits— und Krankenpflegeberufe vorsah und damit eine
Personalstandsfeststellung ermoglichte. Ergdnzend dazu adaptierte der Bundes-
gesetzgeber das System der qualifizierten Zuwanderung von Arbeitskraften und liel8
auslandische Fachkrafte in Mangelberufen auch dann fir den Gsterreichischen
Arbeitsmarkt zu, wenn ein Bedarf nach ihnen nicht auf Bundes—, sondern nur auf
regionaler Ebene bestand.®* Die Fachkrafteverordnung 2019% sah in Entsprechung
dieser Vorgaben fir die Lander Salzburg und Tirol nicht diplomiertes Pflegepersonal
und verwandte Berufe als Mangelberufe vor.

Zuletzt beauftragte das Sozialministerium im Rahmen des Masterplans Pflege die
Gesundheit Osterreich GmbH mit einer Studie zum Pflegepersonalmangel und beab-
sichtigte, eine Imagekampagne zur Attraktivierung des Pflegeberufs durchzufihren.

Auch die Lander verfiigten teilweise Uber Konzepte zur Bekampfung des Personalman-
gels und setzten einzelne MaRnahmen auch bereits um. Dies beinhaltete u.a. die Errich-
tung von sogenannten Pflegeplattformen, konkrete Personalbedarfserhebungen, mehr
Ausbildungsplatze, Forderungen bzw. Stiftungen fir die Ausbildung in Pflegeberufen,
die Abschaffung des Schulgeldes in Sozialbetreuungsschulen, die Einflhrung einer
Fachsozialbetreuungs—Ausbildung nach dem Pflichtschulabschluss und eine Anglei-
chung der Gehalter von Bediensteten in Pflegeheimen an jene in Krankenanstalten.

Der RH hielt fest, dass der Personalmangel im Pflegebereich in den nachsten Jahren
prioritdr zu behandeln ist.

Der RH verwies auf seine Empfehlung in TZ 16, die Bedarfsprognosen fir Pflege-

dienstleistungen in den Bedarfs— und Entwicklungsplanen um eine Abschatzung der
daflr benotigten Personalressourcen und —qualifikationen sowie Ausgabenschat-
zungen zu erganzen.

Darlber hinaus empfahl er dem Sozialministerium und den Ldandern, rechtzeitig
MaBnahmen (z.B. Ausbildungsplatze, Entlohnung) zu setzen, um die Verflgbarkeit
des erforderlichen Pflegepersonals sicherzustellen.

(1) Das Sozialministerium wies in seiner Stellungnahme darauf hin, dass es sich
— gleich wie einzelne Lander — zur Aufgabe gemacht habe, an der Verbesserung der
Personalsituation mitzuwirken. Aus diesem Grund habe es die Gesundheit Oster-
reich GmbH damit beauftragt, eine bundesweite Studie zum Pflegepersonalbedarf

§ 34b Arbeitsmarktservicegesetz, BGBI. 313/1994 i.d.g.F.

BGBI. 187/2016 i.d.g.F.

§ 13 Auslanderbeschaftigungsgesetz, BGBI. 218/1975 i.d.F. BGBI. 1 94/2018
BGBI. Il 3/2019
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durchzufiihren, um einen etwaigen Mangel an ausgebildetem Gesundheits— und
Krankenpflegepersonal quantifizieren zu kdnnen. Durch diese Studie, die Ende 2019
vorliegen werde, solle es mdglich sein, valide Aussagen zur personellen Situation der
Berufsangehorigen der Pflegeberufe zu tatigen und eine Prognose zum Personalbe-
darf durchzufihren. In weiterer Folge kénnten gemeinsam mit den Landern Strate-
gien entwickelt werden, um den Personalbedarf zu decken.

(2) Das Land Karnten flhrte in seiner Stellungnahme aus, dass mittlerweile bundes-
weit ein Fachkrdftemangel im Bereich der Pflege bestehe. Es sei sehr bemiht,
sowohl mit MaRnahmen auf Ebene der Ausbildungen als auch mit MalRnahmen zur
Attraktivierung des Pflegeberufs moglichst rasch Losungen zu finden. Im April 2019
sei eine ,,Kampagne fiir Pflegekrafte” gestartet, die Personen motivieren solle, einen
Pflegeberuf zu ergreifen.

Der Bund und auch die Lander mussten auf mehreren Ebenen Malinahmen ergrei-
fen. Beispielsweise sei

die Pflegeausbildung in berufsbildenden héheren Schulen zu implementieren (das
Land Karnten arbeite aktuell ein entsprechendes Ausbildungskonzept an berufsbil-
denden héheren Schulen aus, das noch der Genehmigung durch das Bildungsminis-
terium bedurfe);

der Wiedereinstieg zu erleichtern, um Wissen und Erfahrung von ,alteren” Beschaf-
tigten zu nitzen und wertzuschéatzen;

die Berufsausbildung z.B. mittels Fachkraftestipendiums oder Qualifizierungsférde-
rung zu fordern.

(3) Das Land Niederosterreich nahm in seiner Stellungnahme die Empfehlung zur
Kenntnis.

(4) Das Land Salzburg bestatigte in seiner Stellungnahme, dass die Verfligbarkeit des
erforderlichen Pflegepersonals die grofite Herausforderung in der Pflege sei. Es habe
entsprechende Malknahmen mit der im Jahr 2018 ins Leben gerufenen Plattform
Pflege erarbeitet.

(5) Die Stadt Wien unterstitze laut ihrer Stellungnahme die Empfehlung des RH. Sie
erklarte, dass der Fonds Soziales Wien gerne seine Expertise und die des Aus— und
Weiterbildungszentrums Soziales Wien einbringen werde. Dieses werde aufgrund
der bestehenden Problematik seine Ausbildungsplatze fir Pflegeberufe bereits im
Jahr 2020 erhéhen.
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mobil betreute Personen

Mobile Dienste

Gebarungsvolumen, Stundenzahl und Rolle im
Gesamtsystem

(1) Mobile Dienste erbrachten in Osterreich im Jahr 2016 Leistungen im Wert von
rd. 712 Mio. EUR flr rd. 147.000 Personen. Dabei trug die o6ffentliche Hand
rd. 486 Mio. EUR; rd. 226 Mio. EUR finanzierten die Betroffenen (zum Teil unter Nutzung
des Pflegegeldes). Im Vergleich dazu kosteten die Pflegeheime rd. 3,4 Mrd. EUR flr die
Betreuung von rd. 75.000 Personen. Seit 2012 betonte der Bund im PFG die Strategie
»,ambulant vor stationar”: Wenn moglich, sollte die Betreuung pflegebedurftiger Perso-
nen durch mobile Dienste oder teilstationdre Angebote erfolgen und die Betreuung in
Pflegeheimen vermieden werden.

(2) Die folgende Tabelle zeigt verschiedene Kennzahlen zur Versorgung durch mobile
Dienste bzw. teilstationadre Leistungen 2016 im Landervergleich:%®

Tabelle 23:  Mobile und teilstationdre Dienste — Kennzahlen zur Versorgung im Jahr 2016

Nieder- Steier- Vorarl-
Osterreich | osterreich mark berg

Burgenland | Karnten

Anzahl
4.782 9.825 26.493 19.796 7.031 16.975 10.487 7.211 27.568 130.168

Betreuungsdichte in %
Anteil der mobil betreuten
Personen an allen Pflegegeld- 26 28 29 28 28 21 34 42 32 29

beziehenden

Betreuungsumfang
und —intensitat

mobile Dienste

mobile Dienste pro betreuter

Person und Woche

teilstationare Dienste

in 1.000 Stunden

301 974 3.429 1.722 718  1.140 946 896 5.746 15.872
in Stunden
1,2 1,9 2,5 1,7 2,0 1,3 1,7 2,4 4,0 2,3

in 1.000 Stunden
106 96 267 565 301 369 216 94 1.385 3.398

mobile und teilstationare

Dienste

408  1.070 3.695 2287 1.020 1509 1.161 990 7.131 19.270

in Stunden pro Woche

mobile und teilstationare
Dienste je pflegegeldbeziehende
Person auRerhalb einer
Versorgung in Heimen oder

0,5

0,7

1,0

0,8 1,0 0,5

0,9

1,4

2,1

1,0

24-Stunden—Betreuung

alle Werte ohne Hospiz— und Palliativleistungen und Fahrtzeiten

Rundungsdifferenzen moglich
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Quellen: Pflegedienstleistungsstatistik; Lander; Berechnung: RH

Dabei rechnete der RH Leistungen der Hospiz—und Palliativversorgung heraus, da diese einem jeweils besonde-
ren System folgten und in Art und Umfang unterschiedlich waren. Teilstationare Leistungen rechnete der RH aus
den Verrechnungstagen mit einem Faktor 8 in Stunden um. In Tirol und Salzburg erfolgte eine Bereinigung um
enthaltene Fahrtzeiten, sodass nunmehr lediglich die Zeit bei der Kundin bzw. beim Kunden abgebildet ist.
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Die mobilen Dienste unterschieden sich zwischen den Landern sowohl hinsichtlich
der Betreuungsdichte, des —umfangs und der —intensitat:

Der Anteil der betreuten Personen an allen Pflegegeldbeziehenden (Betreuungs-
dichte) lag zwischen rd. 21 % (Steiermark) und rd. 34 % (Tirol), in Vorarlberg bei
rd. 42 %.

Im Osterreichschnitt entfielen auf eine mobil betreute Person rd. 2,3 Leistungsstun-
den je Woche, wobei die Bandbreite zwischen rd. 1,2 Leistungsstunden (Burgen-
land) und rd. 4 Leistungsstunden (Wien) lag (Betreuungsintensitat).

Die teilstationdren Dienste (z.B. Tagesbetreuungszentren) umfassten im Jahr 2016
insgesamt weitere 3,4 Mio. Betreuungsstunden, sodass insgesamt Osterreichweit
rd. 19,3 Mio. Stunden mobile und teilstationare Pflege geleistet wurden.

Auf eine pflegegeldbeziehende Person, die nicht bereits in einem Pflegeheim oder
durch 24-Stunden—Betreuung versorgt war, entfiel somit im Osterreichschnitt je
Woche rund eine Stunde mobile und teilstationare Leistungen (zwischen 0,5 Stun-
den im Burgenland und der Steiermark und rund zwei Stunden in Wien).

(3) Die Lander begriindeten die dargestellten Differenzen durch Unterschiede im
Bedarf und Angebot, in der Bereitschaft der betreuten Personen zur Zahlung von
Eigenbeitragen, in verfligbaren Alternativen (wie der 24—Stunden—Betreuung) oder
in der Abrechnung. Die Lander definierten eine Leistungsstunde nicht einheitlich. Sie
rechneten ihre Leistungseinheiten zum Teil minutengenau ab, zum Teil rundeten sie
die tatsachlich bei der Kundin bzw. beim Kunden erbrachte Leistungszeit auf finf
oder 15 Minuten auf.

(4) Die Verteilung der mobil geleisteten Stunden auf die betreuten Personen war in
der Pflegedienstleistungsstatistik nicht enthalten; die Lander erhoben diese auch
nicht einheitlich. Dies galt auch fir die Art der Pflegedienstleistungen (z.B. Verbands-
wechsel, Kérperpflege) und deren Abdeckung durch die mobilen Dienste. Weiters
waren die Leistungsarten nach Qualifikationsgruppen (diplomierte Pflege, Pflegeas-
sistenzberufe, Heimhilfe bzw. Hilfspersonal) nicht erfasst.

Der RH wies darauf hin, dass die mobilen Dienste nach den Zielsetzungen des Bundes
grolRe Bedeutung im Hinblick auf die Vermeidung stationarer Aufenthalte hatten.

Er hielt fest, dass das Angebot an mobilen Diensten in den Landern hinsichtlich Betreu-
ungsintensitat und —dichte sehr unterschiedlich ausgebaut war. Er hielt die in der Pflege-
dienstleistungsstatistik erhobenen Daten nicht fiir ausreichend, um eine Einschatzung
der Bedarfsdeckung zu treffen. Er kritisierte insbesondere, dass keine Informationen
Uber die Verteilung der Stunden auf die betreuten Personen bzw. nach Art der Leistung
und Personalqualifikation vorlagen. Dies schrankte die Aussagekraft zur Versorgungs-
wirkung der mobilen Dienste deutlich ein. Insbesondere war nicht erkennbar, in welchem
Umfang die mobilen Dienste tatsadchlich stationére Versorgung ersetzten.
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Der RH empfahl dem Sozialministerium und den Landern, eine vollstandige Information
zu den mobilen Diensten sicherzustellen, und zwar insbesondere zur Art der Personal-
qualifikation und zur Verteilung der Leistungsstunden auf betreute Personen.

Er empfahl weiters dem Sozialministerium und den Landern, die Ursachen fir die
Unterschiede in Betreuungsdichte, Betreuungsumfang und Betreuungsintensitat
der mobilen Leistungen zu analysieren.

Darlber hinaus verwies er auf seine analoge Empfehlung zu den stationdren Ange-
boten in TZ 14.

(1) Das Sozialministerium hielt in seiner Stellungnahme fest, dass die Pflegedienst-
leistungsstatistik—Verordnung 2012 die Erhebung der Leistungsstunden sowie der
Klientenanzahl je Leistungserbringer vorsehe. Daraus lasse sich die Verteilung der
Leistungsstunden auf die betreuten Personen ermitteln. Das Sozialministerium wies
darauf hin, dass es einer Prazisierung von Erhebungsmerkmalen als Voraussetzung
flr die Generierung valider Daten positiv gegenliberstehe. Gewisse Unterschiede in
Betreuungsdichte, —umfang und —intensitat konnten durch regionale Gegebenhei-
ten und Unterschiede im Bedarf erkldart werden. Es stehe einer bundesweiten
Harmonisierung der mobilen Leistungen in enger Absprache mit den Landern und
unter Bericksichtigung der verfassungsrechtlichen Kompetenzverteilung grundsatz-
lich positiv gegeniber.

(2) Das Land Karnten flhrte in seiner Stellungnahme aus, dass die Kennzahlen zu
den mobilen Diensten durch die in den Landern unterschiedlich abgerechneten Zeit-
einheiten —von minutengenauer Erfassung bis hin zu viertelstindlichen Aufrundun-
gen — beeinflusst seien. Es seien daher eine detaillierte Analyse und differenzierte
Darstellung der verschiedenen Systeme unabdingbar.

(3) Das Land Niederosterreich nahm in seiner Stellungnahme die Empfehlungen zur
Kenntnis. Zur Rolle der mobilen Dienste im Gesamtsystem wies es darauf hin, dass
die Strategie ,ambulant vor stationar” nicht absolut, sondern in Abhangigkeit von
Betreuungs— und Pflegebedarf gesehen werden kdnne. Auch das familidre Umfeld
und die baulichen Gegebenheiten seien zu berlcksichtigen. Die Kosten fiir ambu-
lante Pflege und Betreuung wirden ab einem bestimmten Umfang der Betreuung
und Pflege die Kosten fir stationare Pflege und Betreuung Ubersteigen. Ein direkter
Vergleich der 6ffentlichen Ausgaben fir die stationdre und mobile Betreuung und
Pflege sei aufgrund der unterschiedlichen Leistungsumfange und Rahmenbedingun-
gen nicht aussagekraftig.

(4) Das Land Salzburg wies in seiner Stellungnahme darauf hin, dass Daten zu den in
den mobilen Diensten beschéftigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern nach Perso-
nalqualifikation und zur Verteilung der Leistungsstunden auf die betreuten Personen
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vorhanden seien. Die Pflegedienstleistungsstatistik habe diese nicht erhoben und
der RH auch nicht nachgefragt.

(5) Die Stadt Wien teilte in ihrer Stellungnahme mit, die Empfehlung, die Ursachen
far die Unterschiede in Betreuungsdichte, —umfang und —intensitat der mobilen
Leistungen zu analysieren, zu unterstlitzen. Sie wies dabei darauf hin, dass Unter-
schiede zwischen urbanen und ruralen Bedarfen zu bedenken seien, und bot ihre
Mitarbeit und Expertise in vom Bund einberufenen Arbeitsgruppen an. Die vom RH
beschriebenen Informationen zu den mobilen Diensten (Art der Personalqualifika-
tion und Verteilung der Leistungsstunden) seien vorhanden.

Der RH entgegnete dem Sozialministerium und dem Land Salzburg, dass die derzei-
tige Datenerhebung gemall Pflegedienstleistungsstatistik—Verordnung 2012 zwar
Durchschnittsangaben zu den Leistungsstunden je betreute Person zulieRR, aber
keine Aussagen zu deren Verteilung. Er verblieb daher bei seiner Empfehlung.

Organisation

Grundsatzlich regelten die Lander die Rahmenbedingungen fir mobile Dienste (z.B.
Forder— und Tarifvereinbarungen, Kostenbeitragsrichtlinien). Die Landesgesetze
enthielten auch eine Verpflichtung, Vorsorge fir eine tatsachliche Leistungserbrin-
gung zu treffen. Diese Verpflichtung traf teils die Lander selbst (Burgenland, Karnten,
Niederosterreich, Salzburg, Tirol und Vorarlberg), teils auch die regionalen Trager
sozialer Hilfe (Sozialhilfeverbdnde und Statutarstadte in Oberosterreich) und die
Gemeinden (Steiermark) bzw. den Fonds Soziales Wien. Zur Leistungserbringung
zogen die meisten Lander private Organisationen in unterschiedlicher Anzahl heran:

In Niederosterreich und der Steiermark erbrachten finf, in Karnten zwélf private
Anbieter mobile Dienste. Das Land Burgenland setzte 13 private Anbieter fur die
mobilen Dienste ein, wovon acht dem Dachverband der mobilen Dienste angehor-
ten und besondere Rechte sowie Verpflichtungen hatten.

Die Lander Salzburg und Oberdsterreich zogen 14 bzw. zwolf private Anbieter heran,
nahmen die Agenden der mobilen Dienste aber zum Teil auch durch o6ffentliche
Rechtstrager wahr. In Wien erbrachten 17 private Anbieter und ein Tochterunter-
nehmen des Fonds Soziales Wien mobile Dienste.

Das Land Tirol nutzte rd. 70 Pflege— und Betreuungsorganisationen, wovon rd. 60
als Vereine organisiert waren, deren Mitglieder meist die jeweiligen Gemeinden
waren (sogenannte Sozialsprengel).

Das Land Vorarlberg sah rd. 50 Anbieter fir die mobilen Hilfsdienste vor, die meist an
einen bestimmten Trager (6rtlicher Krankenpflegeverein, Sozialsprengel, Gemeinde)
angeschlossen und nur selten als Vereine organisiert waren. Flr die Hauskranken-
pflege setzte das Land Vorarlberg 66 Anbieter (Krankenpflegevereine) ein.
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Der raumliche Wirkungsbereich einzelner Organisationen unterschied sich in den
einzelnen Landern stark. Teilweise war die Leistungserbringung auf raumlich abge-
grenzte Gebiete eingeschrankt.

Die folgende Tabelle zeigt, welche Stellen in den einzelnen Landern zur Festlegung
des gewadhrten Leistungsvolumens im Bereich der mobilen Dienste zustandig waren:

Tabelle 24:  Zustdndigkeit zur Festlegung des Leistungsvolumens bei mobilen Diensten in den
Ldndern im Jahr 2018

Bureenland bis 31. Dezember 2018: Anbieter mobiler Dienste; ab 1. Janner 2019:
g Untersttzung durch Case— und Caremanager bei den Bezirksverwaltungsbehorden

Karnten Anbieter mobiler Dienste

Niederosterreich ~ Anbieter mobiler Dienste

Anbieter mobiler Dienste (in komplexen Fallen Sozialhilfeverbande bzw.

Oberosterreich Statutarstadte)
Salzburg Bezirksverwaltungsbehorden; fur die Stadt Salzburg: Amt der Landesregierung

Anbieter mobiler Dienste (einheitliches Assessment Tool von den Tragern
Steiermark verpflichtend eingesetzt); Case— und Caremanagement als Pilotprojekt
eingerichtet

Sozial- und Gesundheitssprengel und weitere mobile Pflege— und Betreuungs-

Tirol - . . .

organisationen als Anbieter mobiler Dienste

Anbieter mobiler Dienste; teilweise Case— und Caremanagement bei
Vorarlberg . .

Gemeinden und Sozialsprengeln
Wien zentrales Case— und Caremanagement beim Fonds Soziales Wien

Quellen: Lander

Die Zustandigkeit fur die Festlegung des Leistungsvolumens im Einzelfall lag teilweise
bei Landeseinrichtungen (in Salzburg und Wien) und teilweise bei den Anbietern selbst.
Die Lander Steiermark und Burgenland verstarkten zur Zeit der Gebarungstberpriifung
den Einfluss der 6ffentlichen Rechtstrager auf die Festlegung des Leistungsvolumens
durch die Einflhrung bzw. Intensivierung von Case— und Caremanagement.

Dabei bestanden unterschiedliche Vorgaben, u.a. zu Qualifikationsanforderungen,
Kriterien bzw. Assessment Tools (Steiermark), oder besondere organisatorische Vorkeh-
rungen (z.B. Biindelung der Bedarfsprifung in Sozialstationen®” in Niederdsterreich).

Auch die Berechnung des Eigenbeitrags fiir mobile Dienste war — auf Basis inhaltlicher
Vorgaben der Lander — haufig an die einzelnen Anbieter ausgelagert. In Oberoster-
reich, Salzburg und Wien war dies Aufgabe 6ffentlicher Einrichtungen.

Sozialstationen waren dezentrale Standorte, an denen sozialmedizinische und soziale Betreuungsdienste
integriert flr einen bestimmten Sprengel anzubieten waren.
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Der RH merkte an, dass bei den mobilen Diensten die Vorsorge fir die Leistungen,
die Anzahl und die rdumliche Aufteilung der Anbieter unterschiedlich gestaltet
waren. Er wies darauf hin, dass dies die Wirtschaftlichkeit des Angebots (z.B. durch
Fahrtzeiten und Auslastung), aber auch die Wahlmoglichkeiten der Betroffenen
beeinflussen konnte.

Der RH wies weiters darauf hin, dass in einigen Landern die Bedarfsfestlegung und
die Berechnung des Eigenbeitrags privaten Anbietern oblagen. Er merkte kritisch an,
dass sie dadurch auf ein wesentliches Steuerungsinstrument verzichteten. Er beur-
teilte positiv, dass die Lander Burgenland, Salzburg, Steiermark, Vorarlberg und
Wien zumindest teilweise ein Case— und Caremanagement bzw. Kriterien flr die
Bedarfsprifung eingefihrt hatten.

Der RH empfahl den Landern, darauf zu achten, dass die Festlegung des Leistungs-
volumens und die Berechnung der Eigenbeitrdge klar definierten, bedarfsgerechten,
einheitlichen und regelmaRig kontrollierten Kriterien folgen.

(1) Das Land Burgenland erachtete in seiner Stellungnahme die Empfehlung des RH
als bereits umgesetzt. Im Zuge einer geplanten Adaptierung der Férderrichtlinie der
mobilen Dienste werde es im Sinne der Empfehlung voraussichtlich weitere Anpas-
sungen geben.

(2) Das Land Karnten stimmte in seiner Stellungnahme der Empfehlung zu.

(3) Das Land Niederosterreich nahm in seiner Stellungnahme die Empfehlung zur
Kenntnis.

(4) Laut Stellungnahme des Landes Oberdsterreich sei bei der Berechnung der
Eigenbeitrage die 06. Alten— und Pflegeheimverordnung anzuwenden, die kosten-
deckende Heimentgelte vorsehe.

(5) Das Land Salzburg wies in seiner Stellungnahme darauf hin, dass die Héhe des
bezuschussten Stundenausmales und des Eigenbeitrags von der Behdrde gepriift
und entschieden werde. Damit habe es die diesbeziigliche Empfehlung des RH
bereits umgesetzt. Die Soziale Dienste Verordnung aus dem Jahr 2003 regle die Leis-
tungen der Hauskrankenpflege und der Haushaltshilfe.

(6) Die Stadt Wien fiuhrte in ihrer Stellungnahme aus, dass das flaichendeckende
Caremanagement des Fonds Soziales Wien das Leistungsvolumen festlege. Bei
diesen Erhebungen wiirden (u.a. bei Hausbesuchen) mit den Kundinnen und Kunden
individuelle Bedarfe erhoben und in Folge abgedeckt. Die Berechnung der Eigenbei-
trage regle eine Richtlinie des Fonds Soziales Wien.
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Der RH fuhrte gegenlber den Landern Oberosterreich und Salzburg aus, dass seine
Empfehlung auf landeriibergreifend vergleichbare Kriterien abzielte, die noch nicht
gewahrleistet waren.

Kosten

(1) Der RH ermittelte die Kosten je Stunde fir die Leistungen der mobilen Dienste
auf Basis der Pflegedienstleistungsstatistik (Einnahmen der 6ffentlichen Haushalte)
und ergédnzte diese um Eigenbeitrage®®. Weiters bereinigte der RH die Werte um
Hospiz— und Palliativleistungen, da diese aufgrund unterschiedlicher Finanzierungs-
modelle kaum vergleichbar waren. SchlieRlich korrigierte der RH die unterschiedliche
Beriicksichtigung von Fahrtzeiten. Die nachfolgende Tabelle enthélt die durch-
schnittlichen Kosten je Stunde vor Ort, wobei die Fahrtzeiten als Gemeinkostenauf-
schldage enthalten sind:

Tabelle 25:  Durchschnittliche Kosten mobiler Dienste (ohne Hospiz— und Palliativleistungen) im
Jahr 2016

quten Ia.ut o bereinigte Kosten

Pﬂegedlfen§tle|stungs- Bereinigung Kosten Stunden [
statistik 2016

in Mio. EUR Anzahl in EUR
Burgenland 10,21 5,49 15,70 301.202 52,13
Karnten 32,43 18,26 50,69 974.198 52,03
Niederosterreich 93,64 59,70 153,34 3.428.551 44,72
Oberosterreich? 73,61 - 73,61 1.721.887 42,75
Salzburg 24,14 12,60 36,74 718.418 51,14
Steiermark 67,85 - 67,85 1.139.920 59,52
Tirol 44,14 - 44,14 945.5742 46,68
Vorarlberg 26,69 - 26,69 896.216 29,78
Wien 232,51 - 232,51 5.745.984 40,46
Osterreich 604,81 96,05 701,27 15.871.951 44,18

1 inkl. Selbstzahlende

2

ohne Wegzeiten Quellen: Pflegedienstleistungsstatistik; Lander; Berechnung: RH

Die durchschnittlichen Kosten fiir mobile Dienste je Stunde lagen zwischen 29,78 EUR
in Vorarlberg und 59,52 EUR in der Steiermark.

In der Regel waren die Daten bei den Landern verfligbar. Fir das Land Karnten erfolgte eine Hochrechnung
anhand der Normkosten je Stunde nach Qualifikationsstufe.



Fir die Unterschiede waren mehrere Faktoren relevant:
a) Die Lander definierten eine Leistungsstunde nicht einheitlich (TZ 34).

b) Die Qualifikation des fir mobile Dienste eingesetzten Personals war
unterschiedlich:

Tabelle 26:  Mobile Dienste — Stunden je betreute Person nach Qualifikationsgruppe im Jahr 2016

Burgen- Nieder- Ober- Salz- | Steier- Vorarl-

land farnten Osterreich| osterreich | burg | mark il berg ‘ Uil | OS T (EEn
in Stunden?

insgesamt 63 99 129 87 102 67 90 124 208 125
davon 12 14 28 25 24 15 30 35 15 22
diplomiertes Personal
davon
Pflegeassistenzberufe 19 43 35 42 18 24 33 7 44 34
davon
Heimhilfe bzw. 32 42 68 20 52 27 26 82 135 63
Hilfspersonal

Rundungsdifferenzen moglich

1 ohne Hospiz— und Palliativleistungen und Fahrtzeiten Quellen: Pflegedienstleistungsstatistik; Lander; Berechnung: RH

So entfiel z.B. in Wien der Uberwiegende Anteil, in Ober&sterreich der kleinste Teil
der erbrachten Leistungsstunden auf Heimhilfe bzw. Hilfspersonal.

c) Die meisten Lander setzten die Tarife im Bereich der mobilen Dienste anhand
einer Kalkulation von Personal— und Sachkosten fest. Diese Berechnungen differen-
zierten in allen Landern nach der Personalqualifikation, zum Teil auch nach dem
Leistungszeitpunkt (reguldre Arbeitszeit, Sonn— und Feiertage bzw. Nachtzeit).
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Tabelle 27:  (Norm-—)Kosten je Stunde fiir mobile Dienste

Heimhilfe bzw.
Hilfspersonal

diplomiertes Personal | Pflegeassistenzberufe!

in EUR?

Burgenland (2018) 74,47 54,84 46,22
Karnten (ab Oktober 2018) 76,53 53,89 38,91
Niederdsterreich (2018) 59,16 44,82 39,37
Oberosterreich (2017) 56,83 46,39 37,19
Salzburg (2017) 60,72 51,77 40,14
Steiermark (2018) 80,32 59,67 49,53
Tirol (2018) 56,59 50,05 44,44
Vorarlberg nicht vorhanden

Wien (2017) 45,54 32,14

1 Pflegehelferinnen und —helfer, Pflege(fach)assistenz, Diplom— und Fachsozialbetreuerinnen und —betreuer

2 Die Kosten beziehen sich auf die Leistungszeit vor Ort (in Salzburg und Tirol erfolgte dazu eine Bereinigung zu
Fahrtkosten, in Tirol anhand des durchschnittlichen Fahrtkostenanteils von 20 % und der jeweiligen Tarife fur die
Wegzeiten).

In Wien handelte es sich nicht um Normkosten, sondern um Durchschnittstarife lber mehrere Anbieter. In
Oberosterreich war ein Teil der Kosten als Normkosten, ein Teil als historische Durchschnittskosten erfasst.

Bei den grau markierten Landern handelt es sich um Werte zu reguldren Arbeitszeiten (mit gesonderten
Satzen flur Wochenend— und Feiertagsleistungen), ansonsten um Mischsatze.
Quellen: Lander; Berechnung: RH

Die Vergleichbarkeit der Normkosten war erschwert. Der hier abgebildete Normkos-
tensatz galt im Burgenland nur fir Organisationen, die im Dachverband der mobilen
Dienste zusammengeschlossen waren. Diese hatten sich zur Einhaltung bestimmter
Qualitatserfordernisse verpflichtet und erhielten daher einen etwas héheren Stun-
densatz als die Ubrigen Anbieter. Das Land Salzburg differenzierte die mobilen
Dienste danach, ob eine ASVG—Beschaftigung oder eine geringfligige Beschéftigung
vorlag® und sah keine Heimbhilfen, sondern Haushaltshilfen vor.”® Das Land Tirol
teilte seine Normkostensatze nicht nur nach Personalqualifikationen, sondern auch
nach einzelnen Tatigkeiten auf.”" Die Fahrtkosten waren in den meisten Landern in
den Normkosten der bei Pflegebedirftigen erbrachten Leistungen inkludiert,
ansonsten ermittelte der RH einen Zuschlag dafiir. Weiters waren abgerechnete
Zeiteinheiten (minutengenaue Abrechnung bzw. Aufrundung auf Viertelstunden)
unterschiedlich.

Der RH ging in der vorliegenden Darstellung von einer ASVG—Beschaftigung im Gebiet der Stadt Salzburg aus.
Diese Haushaltshilfen wiesen nur zum Teil die Ausbildung zu Heimhilfen auf.

Fur die vorliegende Berechnung stellte der RH die Kategorien ,Hauskrankenpflege, erbracht durch diplomier-
tes Gesundheits— und Krankenpflegepersonal”, ,Hauskrankenpflege, erbracht durch Pflegeassistenten und/
oder Altenfachbetreuer” und ,Heimhilfe, erbracht durch Heimhilfen” dar.
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Die Lander Vorarlberg und Wien legten keine Normkostensatze fest. In Vorarlberg
war dies auf einen hohen Anteil von atypisch Beschéftigten (z.B. neue Selbststandige
oder freie Dienstnehmer) zurlckzuflihren. Wien sah — wie im stationaren Bereich —
einen eigenen Tarif pro Anbieter vor, sodass die vorliegende Darstellung Durch-
schnittstarife zeigt. Fir Hauskrankenpflege wahlte Wien einen Mischtarif aus
diplomiertem Personal und Pflegeassistenz.

(2) Die Lander interpretierten die aufgezeigten Differenzen in den (Norm—)Kosten je
Stunde unterschiedlich: In Vorarlberg sei ein hoher Anteil atypisch Beschaftigter
bzw. auch eine Mitfinanzierung tber Spenden oder Vereinsbeitrage wesentlich. Das
Land Steiermark kdnne durch eine hochwertige Bedarfsprifung sehr effizient arbei-
ten und erziele daher mit wenigen Stunden eine hohe Versorgungswirkung. Andere
Lander wiesen auf Effizienzunterschiede aufgrund der Auslastung und in den Fahrt-
zeiten (z.B. aufgrund dezentraler Strukturen und hoher Leistungsdurchdringung)
hin. Eine nicht auf Zeiteinheiten beruhende Messung der Versorgungseffekte der
mobilen Dienste unterblieb.

(3) Ein standardisiertes Normkostenmodell mit einheitlichen Parametern (z.B.
Auslastung, Fahrtzeitenbewertung, Gemeinkosten, einheitliche Abrechnungsgenau-
igkeit) existierte nicht.

Der RH stellte fest, dass die Durchschnittskosten der mobilen Dienste in den Landern
erheblich divergierten. Er bewertete kritisch, dass nur eine auf Zeiteinheiten beru-
hende Messung der Versorgungseffekte erfolgte und kein einheitliches Kalkulations-
modell vorlag.

Der RH empfahl dem Sozialministerium und den Landern, einheitliche Kalkulations-
modelle fir die mobilen Dienste zu erstellen, ein Benchmarking der wesentlichen
Kostenfaktoren (z.B. Auslastung, Fahrtkostenanteil, Gemeinkosten) durchzufiihren
und flr Effizienzsteigerungen (z.B. durch optimierte Routenplanung oder Auslas-
tung) zu nutzen.

(1) Das Sozialministerium flihrte in seiner Stellungnahme aus, dass es die Kritik des
RH bezogen auf die Unterschiedlichkeiten des Dienstleistungsangebots der Lander
nachvollziehen kénne und deshalb die Wichtigkeit von Harmonisierungsschritten
betone. Auch das Sozialministerium habe in der Vergangenheit das Ziel verfolgt, die
im Bereich der mobilen Dienste zur Anwendung gelangenden Parameter als Grund-
lage fur die Berechnung der Kostenbeitrdage zu vereinheitlichen. Zu diesem Zweck
habe es die Lander auf Basis einer Ubersichtsliste um deren Stellungnahme ersucht;
der Prozess sei allerdings noch nicht abgeschlossen. Das Sozialministerium verwies
neuerlich auf die Kompetenzlage im Bereich Pflege und beabsichtige, die Thematik
eingehend mit den Landern zu erdrtern.
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(2) Das Land Karnten flhrte in seiner Stellungnahme aus, dass der Normkostenver-
gleich in Tabelle 27 nicht zweckmaRig sei, weil die unterschiedlich abgerechneten
Zeiteinheiten, die unterschiedlich erfassten Feiertags— und Wochenendzuschlage
sowie die unterschiedlich herangezogenen Abrechnungsjahre einem aussagekrafti-
gen Vergleich entgegenstiinden. Das Land Kédrnten erachte daher eine detaillierte
Analyse und differenzierte Darstellung der verschiedenen Systeme als unabdingbar.

(3) Das Land Niederosterreich wiederholte seine Stellungnahme zu TZ 20 und teilte
weiters mit, es verflige seit Gber 20 Jahren Uber ein Normkostenmodell fiir die mobi-

len Dienste, das auf die Rahmenbedingungen und die regionalen Bedingungen
abgestimmt sei. Ein Osterreichweites Benchmarking erfordere die Bericksichtigung
der regionalen Besonderheiten und historisch gewachsenen Standards.

(4) Das Land Salzburg flihrte in seiner Stellungnahme aus, dass es Uber ein im
Jahr 2019 evaluiertes Kalkulationsmodell fir Soziale Dienste verfiige. Dieses Modell
sehe vor, dass nur erbrachte Leistungen abgerechnet werden kdnnten. Auslastungs-
probleme seien daher nicht bekannt. Bei der Ermittlung des Stundensatzes wiirden
Zeiten, wie z.B. Urlaub, Krankenstand, Teambesprechungen oder Weiterbildung, als
sogenannte Nichtleistungszeiten bertcksichtigt. Der Verwaltungskostenanteil sei
mit einem Betrag pro Stunde bemessen. Der Fahrtkostenanteil betrage pro bewillig-
tem Einsatz 20 Minuten. Der Wert zwinge die Trdger zur optimalen Routenplanung.
Das Land Salzburg wies darauf hin, dass eine flichendeckende Versorgung mit mobi-
len Diensten sichergestellt sei.

(5) Das Land Steiermark teilte in seiner Stellungnahme mit, dass die durchschnittlichen
Kosten pro Stunde (Tabelle 25) in der Steiermark von 59,52 EUR auf 53,26 EUR
sinken wirden, sofern dort wie bei den anderen Landern auf die nachste Viertel-
stunde aufgerundet wirde. Die analoge Berechnung der Normkosten — auf Basis
von 11,75 % hoheren verrechenbaren Leistungsstunden bei Aufrundung auf die
nachste 15 Minuten—Einheit und nach Bereinigung der Kosten fiir Wochenend— und
Feiertagsleistungen — wirde zu niedrigeren Normkosten je Stunde mobile Dienste
(z.B. 60,75 EUR anstatt 80,32 EUR fir diplomiertes Pflegepersonal) fihren.

(6) Die Stadt Wien unterstltze laut ihrer Stellungnahme die Empfehlung des RH. In
Wien sei die Tarifgestaltung fur alle Anbieter mittels einer Richtlinie geregelt. Grund-
satzlich seien bei der Betrachtung der mobilen Dienste viele Faktoren im Hinblick
auf die grolRen Unterschiede zwischen Stadt und Land (Fahrtzeiten, Auslastung,
Moglichkeit der Mischeinsétze, Routenplanung etc.) zu bericksichtigen.

Der RH stimmte dem Land Karnten zu, dass eine genauere Erfassung der mobilen
Dienste in Hinblick auf die vom Land Karnten genannten Punkte Abrechnungseinhei-
ten und Abrechnungszeiten (Wochenend— und Feiertagszeiten) sowie die vom RH
dargestellten Aspekte (Fahrtkosten, Gemeinkosten, Auslastung) eine wesentliche



Verbesserung der Aussagekraft von Vergleichen darstellen wirde. Er unterstitzte
daher die vom Land Karnten angeregte detailliertere Analyse und verwies auf seine
entsprechenden Empfehlungen zu TZ 34 und TZ 36. Die vom RH durchgefihrten
Vergleiche basierten auf den vorhandenen Datengrundlagen und waren nach

Ansicht des RH durchaus geeignet, die GroRenordnung der Unterschiede aufzuzei-
gen und Hinweise auf Potenzial fir Optimierung zu geben. Konkrete Schlussfolge-
rungen z.B. zu einer Erhdhung oder Absenkung von Tarifen in bestimmten Landern
erforderten das vom RH empfohlene Benchmarking.

Finanzierung

37.1 Die folgende Tabelle zeigt, wie die Lander die durchschnittlichen Kosten je Stunde
mobiler Dienste im Jahr 2016 finanzierten:

Tabelle 28:  Finanzierung der mobilen Dienste im Jahr 2016 je Stunde

BUTBEN-E o ten | o eder H s Obers il I I R e
land Osterreich | 6sterreich | burg mark berg
in EUR?

durchschnittliche 52,13 52,03 44,72 42,75 51,14 59,52 46,68 29,78 40,46 44,18
Kosten je Stunde
Eigenbeitrage 18,67 18,75 17,41 11,81 17,72 21,75 11,87 1427 10,59 14,26
Eg;‘;irr“”ge” der 2913 30,13 18,08 21,53 26,10 3621 33,84 13,48 26,57 24,82
sonstige 4,32 3,15 9,23 940 7,32 156 097 2,03 3,30 5,10

Finanzierung

Rundungsdifferenzen moglich

1

ohne Hospiz— und Palliativleistungen und Fahrtzeiten Quellen: Pflegedienstleistungsstatistik; Lander; Berechnung: RH

Alle Lander schrieben Personen, die mobile Dienste beanspruchten, Eigenbeitrage
vor. Die Art. 15a B-VG Vereinbarung 1993 und das PFG verpflichteten die Lander,
dabei soziale Gesichtspunkte bzw. die wirtschaftlichen Verhaltnisse der Betroffenen
zu beachten.

Die Lander berlcksichtigten bei der Festlegung der Eigenbeitrage verschiedenste
Parameter in unterschiedlichem AusmaR. Bis auf das Land Vorarlberg stellten sie
dabei auf das Nettoeinkommen ab; das Land Vorarlberg legte Fixbeitrage fest. Die
Lander Burgenland, Karnten, Niederdsterreich, Oberdsterreich, Salzburg, Tirol und
Wien stellten u.a. auch auf das Pflegegeld ab. Die Ldnder Burgenland, Oberdster-
reich, Salzburg, Tirol und Wien bericksichtigten bestimmte (teils unterschiedliche)
Ausgaben der Pflegebedirftigen, wie z.B. Wohnkosten, das Land Niederdsterreich
einen Absetzbetrag. Nur in Wien sanken die Eigenbeitrage je Stunde bei steigender
Inanspruchnahme (,,Mengenrabatt”).
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Die folgende Tabelle zeigt die Eigenbeitrdge fur einen vom RH definierten Musterfall.

Tabelle 29:  Eigenbeitrage der Pflegebedirftigen fur mobile Dienste am Beispiel eines Musterfalls

Burgen- Kirnten "Niede!’— Ober"o'ster— AR Steier- Tirol
land Osterreich reich mark
in EUR
Eigenbeitrag je Monat 385,20 340,20 333,36 159,90 156,00 400,23 183,60 214,20 251,64
Eigenbeitrag je Stunde 21,40 18,90 18,52 8,88 10,40 22,24 10,20 11,90 13,98

Musterfall: Eine alleinstehende Person mit Pflegegeldstufe 3, einem Nettoeinkommen von 1.331 EUR, Kosten fiir Wohnen von 550 EUR und
sonstigen Ausgaben von 730 EUR, die monatlich neun Stunden Hauskrankenpflege und neun Stunden Heimhilfe beanspruchte. In sieben
Landern waren die Fahrtzeiten pauschal mitberechnet. Das Land Salzburg verrechnete sie separat und schrieb auch Eigenbeitrage vor. Der
RH bericksichtigte diese mit rd. 21 % (dem Landesschnitt). In Tirol waren die Fahrtzeiten nicht im Stundensatz enthalten, verdnderten aber
die Eigenbeitrage nicht.

Quellen: Lander

Die Eigenbeitrage flir mobile Dienste pro Stunde lagen zwischen rd. 9 EUR in Ober-
Osterreich und rd. 22 EUR in der Steiermark. Der Masterplan Pflege enthielt das Ziel,
die Kostenbeitrage zu vereinheitlichen.

Andere Rechtstrager beteiligten sich mit rd. 2 % (Tirol) bis rd. 22 % der Kosten (Ober-
Osterreich) an der Finanzierung der mobilen Dienste (,,sonstige Finanzierung”). Dies
betraf insbesondere die Krankenversicherung (in bestimmten Fallen der Hauskran-
kenpflege) und die Gesundheitsfonds (soweit mobile Dienste auch krankenhaus-
ersetzend wirkten).

SchlieRlich férderten die Lander die Inanspruchnahme der mobilen Dienste. In den
Landern Burgenland, Karnten und in der Steiermark war dies ein fixer Betrag je Stun-
de.” Demgegenlber bemal? sich die Hohe der Foérderung in den Landern Nieder-
Osterreich, Salzburg, Tirol und in Wien als Differenz der Normkosten je Stunde und
der eingehobenen (sozial gestaffelten) Eigenbeitrdge und der sonstigen Finanzie-
rung. In Wien hing die Forderung auRerdem von den fiir einzelne Anbieter im Tarif-
prozess bewilligten Kosten ab. In Oberosterreich Gbernahm das Land einen
bestimmten Teil der nicht durch Eigenbeitrdge und sonstige Einnahmen gedeckten
Gesamtkosten. In Vorarlberg gewahrte der Sozialfonds den Anbietern Objekt— und
Projektforderungen, férderte aber nicht die Leistungsstunde selbst.”

72 Dieser war in manchen Liandern (z.B. Kérnten) fir bestimmte im gesamten Land titige Anbieter um einen

Flachendeckungszuschlag erhoht.

73 FUr Hauskrankenpflege gewéhrte der Sozialfonds Férderungen z.B. fur Fahrzeuge oder als Personalbezu-
schussung; fur mobile Hilfsdienste bezog sich die Forderung auch auf die Einrichtung (nicht auf die gepfleg-
ten Personen), orientierte sich aber der Hohe nach an den erbrachten Leistungsstunden und einem
Stundensatz.
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37.2

373

37.4

Der RH hielt fest, dass die Finanzierung der mobilen Dienste (Eigenbeitrége, Forde-
rungen, sonstige Finanzierung) in den Landern sehr unterschiedlich war. Er merkte
kritisch an, dass die Ursachen fir die festgestellten Unterschiede offen blieben und
verwies auf das im Masterplan Pflege festgelegte Ziel einheitlicher Eigenbeitrage.

(1) Die Lander Karnten und die Steiermark merkten in ihren Stellungnahmen an,
dass ein geeigneter Vergleich der Eigenbeitrage der Pflegebedirftigen fir mobile
Dienste eine Bericksichtigung von drei weiteren Elementen bedurfe: Dies seien der
,Zeitrundungsfaktor” (Abrechnung der Leistungsstunden minutengenau, auf
finf Minuten oder auf 15 Minuten gerundet), die Art der Berlcksichtigung von
Kostenersatzen flir Medizinische Hauskrankenpflege seitens der Sozialversiche-
rungstrager und verschiedene Konstellationen von Art und Hohe des Einkommens in
der Familie.

(2) Das Land Niederosterreich flhrte in seiner Stellungnahme aus, dass eine Oster-
reichweite Vereinheitlichung der Kostenbeitrage nur unter dem Aspekt der Kosten-
neutralitat fir die Lander moglich sei.

Der RH entgegnete den Landern Karnten und Steiermark, dass in Tabelle 29 ein
genau definierter Musterfall gegentbergestellt wird, bei dem das Einkommen und
die erbrachte Leistungszeit exakt vorgegeben wurde. Hinsichtlich der Kostenersatze
durch die Sozialversicherung merkte der RH an, dass diese nur flr anstelle von
Anstaltspflege beanspruchte Leistungen erfolgen. Dies war im gegenstdndlichen
Musterfall nicht vorgegeben. Der RH wies auf die GroRenordnung der Unterschiede
zwischen rd. 9 EUR bis rd. 10 EUR (Oberdsterreich, Salzburg und Tirol) und rd. 20 EUR
(Burgenland und Steiermark) hin, wobei eine weitere Differenzierung von unter-
schiedlichen Musterféllen zu einem noch besseren Verstandnis fir die unterschied-
liche Finanzierung beitragen kénnte. Er verwies daher auf seine Empfehlungen
bezlglich eines Benchmarkings und eines einheitlichen Kalkulationsmodells in
TZ 36.
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74

Aufsicht

Alle Lander sahen hinsichtlich der mobilen Dienste grundsatzlich Aufsichtsbesuche bei
den Tragerorganisationen (insbesondere hinsichtlich der Einhaltung der Forderbedin-
gungen) und gegebenenfalls anlassfallbezogene Kontrollen bei den betreuten Perso-
nen vor. RegelmaRige Kontrollen der Pflegequalitdit mit Besuchen bei den
Pflegebedirftigen fanden lediglich in Oberdsterreich und in Wien (stichprobenartig)
statt. Mehrere Lander gaben an, dass Rlickmeldungen aus Krankenhdusern bzw. von
niedergelassenen Arztinnen und Arzten effektive Hinweise auf Qualitatsprobleme im
Einzelfall darstellten. Eine Auswertung dariber legte kein Land vor. Qualitdtskontrollen
zur hauslichen Pflege fanden auch im Rahmen der Gewahrung von Pflegegeld bzw. der
Forderung der 24-Stunden—Betreuung im Auftrag des Sozialministeriums durch die
Sozialversicherungsanstalt der Bauern statt.” Eine Zusammenarbeit zwischen dieser
Sozialversicherungsanstalt und den Landern im Rahmen ihrer Férderkontrollen
erfolgte dabei nicht.

Der RH wies darauf hin, dass — insbesondere auch im Hinblick auf den beabsichtigten
Ausbau der mobilen Dienste (,,ambulant vor stationar”) — die Qualitat der Betreuung
der Pflegebeddirftigen zu Hause sicherzustellen war. Der RH kritisierte, dass derzeit
in den meisten Landern noch keine routinemafigen Kontrollbesuche bei den mobil
betreuten Pflegebedirftigen vorgesehen waren.

Der RH empfahl dem Sozialministerium und den Landern, zur Qualitatssicherung der
Pflege zu Hause die bestehenden Kontrollen im Bereich des Pflegegeldes, der
24-Stunden—Betreuung und der Aufsicht Gber mobile Dienste unter Berlcksichti-
gung der Rickmeldungen aus der arztlichen Versorgung zu koordinieren.

(1) Das Sozialministerium verwies in seiner Stellungnahme auf seine Ausfihrungen
zu TZ 28 und ergénzte, dass seit Bestehen des Kompetenzzentrums Qualitatssiche-
rung in der hduslichen Pflege bereits Uber 283.500 Hausbesuche bei Pflegegeld-
beziehenden durchgefiihrt worden seien, wobei davon rd. 40.700 (Stand Ende 2018)
auf die Pflichthausbesuche im Rahmen der 24-Stunden—Betreuung entfallen seien.
Das Sozialministerium flhrte weiters aus, dass es einem einheitlichen Verstandnis

zur Qualitat positiv gegenlberstehe. Es sehe einheitliche und koordinierte Kontroll-
mechanismen eng mit den einheitlichen Qualitatskriterien verknlpft. Es wies aber
ebenso darauf hin, dass eingehend geprift werden musse, inwieweit es im Rahmen
der bestehenden Kompetenzverteilung dazu beitragen kénne. Fir das Sozialministe-
rium sei eine Zusammenarbeit zur Senkung des Aufwands zwischen der Sozial-
versicherung und den Landern im Rahmen ihrer Forderkontrollen durchaus
vorstellbar, sofern eine Institution mit der Koordinierung beauftragt werde. Dies sei
allenfalls mit den Landern eingehend zu erértern.

RH—Bericht ,Férderung der 24-Stunden—Betreuung in Oberdsterreich und Wien” (Reihe Bund 2018/21,
T2 20)
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(2) Das Land Karnten stimmte in seiner Stellungnahme der Empfehlung grundsatz-
lich zu, merkte jedoch ergdnzend an, dass es sich — mit Ausnahme der Kontrollen der
mobilen sozialen Dienste — nicht um Landerkompetenzen handle.

(3) Das Land Niederosterreich nahm in seiner Stellungnahme die Empfehlung des
RH zur Kenntnis.

(4) Die Stadt Wien unterstltze laut ihrer Stellungnahme die Empfehlung des RH und
erklarte ihre Bereitschaft, vorhandene Expertise einzubringen. Ebenso bot sie ihre
Mitarbeit und Expertise in vom Bund einberufenen Arbeitsgruppen an.

Der RH bewertete die Bemihungen des Sozialministeriums zur Qualitatssicherung
positiv, wies jedoch darauf hin, dass seine Empfehlung auf die Koordination der
MaRnahmen der Lander und des Bundes aus den unterschiedlichen Bereichen
(24-Stunden—Betreuung, arztliche Versorgung, mobile Dienste der Lander, Pflege-
geld) abzielte.

39.1

Gesamtkosten

Gesamtkosten
je Einwohnerin

bzw. Einwohner

Anteil

der Pflegegeld-
beziehenden an
der Bevolkerung

Gesamtkosten
je pflegegeld-
beziehende
Person
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Zusammenfassung

Versorgung und Kosten je Land

(1) Die folgende Tabelle stellt die Pflegekosten fiir das Jahr 2016 auf Landesebene,
pro Einwohnerin bzw. Einwohner sowie je pflegegeldbeziehende Person gegenlber

(Anhang, Tabelle B):

Tabelle 30:  Pflegekosten im Jahr 2016

Burgen- Nieder- Ober- Steier- - Vorarl-

land Karnten ssterreich | 8stereich Salzburg mark Tirol - Wien | Osterreich
in Mrd. EUR

0,277 0,522 1,447 1,170 0,425 1,320 0,561 0,307 1,876 7,904

in EUR
947 930 869 799 774 1.067 751 789 1.004 901
in %

6,3 6,2 5,4 49 4,6 6,4 42 4.4 4.6 5,2
in 1.000 EUR

15,1 15,0 16,0 16,5 16,7 16,6 18,1 18,0 22,0 17,4

Quellen: Pflegedienstleistungsstatistik; Lander; Berechnung: RH

Osterreichweit bezogen rd. 5,2 % der ésterreichischen Bevolkerung Pflegegeld. Die
Pflegekosten betrugen insgesamt rd. 7,904 Mrd. EUR (TZ 7) bzw. rd. 9500 EUR je
Einwohnerin bzw. Einwohner. Die Pflegekosten je Einwohnerin bzw. Einwohner
waren in der Steiermark um rd. 40 % hoher als in Tirol; je pflegegeldbeziehende
Person lagen sie — Osterreichweit — bei rd. 17.400 EUR.

Der Bevolkerungsanteil an Pflegegeldbeziehenden war in der Steiermark (6,4 %), im
Burgenland (6,3 %) und in Karnten (6,2 %) hoher als im osterreichischen Durch-
schnitt, in Tirol (4,2 %), in Vorarlberg (4,4 %), in Wien (4,6 %) und in Salzburg (4,6 %)
niedriger. In Tirol war der Anteil der pflegebedirftigen Personen an der Bevolkerung
um rd. 50 % niedriger als in der Steiermark.

Die Kosten je pflegegeldbeziehende Person unterschieden sich zwischen den
Landern um biszu 50 % und reichtenvon rd. 15.000 EUR in Kdrnten bis rd. 22.000 EUR
in Wien.



(2) Die folgende Tabelle stellt die Versorgung der Pflegebedlrftigen — umgerechnet
auf ein Jahr auf Basis der Werte fiir das Jahr 2016 — im Uberblick dar:

Tabelle 31:  Kennzahlen zur Versorgung mit Pflegedienstleistungen

Nieder- Ober- Steier- Vorarl-

Karnten Salzburg Tirol Wien | Osterreich

Osterreich | 6sterreich mark berg

Anteil der ein Jahr lang versorgten Pflegegeldbeziehenden

in %
stationdre Versorgung! 11,7 15,6 10,6 16,6 18,6 16,9 18,4 13,7 20,6 16,0
24-Stunden—Betreuung 11,5 5,6 8,5 6,4 4,5 6,9 3,9 9,5 0,6 6,3
Summe 23,2 21,2 19,1 23,0 23,1 23,8 22,3 232 212 22,3

in Stunden pro Woche

mobile und teilstationare
Versorgung je pflegegeld-
beziehende Person auRer-
halb einer Versorgung in
Heimen oder
24-Stunden—Betreuung

1 Summe der Verrechnungstage aller Pflegegeldbeziehenden fiir stationare Betreuung, Kurzzeitpflege und alternative Wohnformen (Karnten,
Vorarlberg, Wien) durch 365

Basis: Jahr 2016 Quellen: Pflegedienstleistungsstatistik; Lander; Berechnung: RH

16 % der Pflegegeldbeziehenden waren Osterreichweit stationar versorgt, weitere
6,3 % in 24-Stunden—Betreuung (insgesamt 22,3 %). Fir die verbleibenden Pflege-
geldbeziehenden (77,7 %) stand im Schnitt eine Stunde mobiler Dienste in der
Woche zur Verflgung.

Die Bandbreite des Anteils der stationaren Versorgung (inkl. alternativer Wohnfor-
men) reichte von 10,6 % in Niederdsterreich bis 20,6 % in Wien und betrug somit
zehn Prozentpunkte. Der Anteil an der 24-Stunden—Betreuung lag in Wien nur
bei 0,6 %, im Burgenland bei 11,5 % und erreichte damit eine dhnlich hohe Band-
breite wie der Anteil der stationdren Versorgung. Bei der gemeinsamen Betrachtung
dieser Leistungen ergab sich hingegen eine Spanne von 19,1 % (Niederdsterreich)
bis 23,8 % (Steiermark) und damit von knapp funf Prozentpunkten.

Das Angebot an mobilen Diensten variierte zwischen den Landern erheblich. Bezogen
auf die nicht bereits durch stationare Leistungen oder 24-Stunden—Betreuung versorg-
ten Pflegegeldbeziehenden lag das Leistungsvolumen zwischen rd. 0,5 Stunden
(Burgenland) und rund zwei Stunden pro Woche (Wien).

Eine Bewertung der Abdeckung des Pflegebedarfs der Bevdlkerung tUbergreifend tUber

die verschiedenen Leistungsarten (z.B. durch Kundenbefragungen oder statistische
Verfahren, TZ 14) bzw. eine Gbergreifende Qualitdtsmessung fand nicht statt.
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(3) Die folgende Darstellung untergliedert die Kosten je pflegegeldbeziehende
Person fir das Jahr 2016:

Tabelle 32:  Detaillierung der Pflegekosten je pflegegeldbeziehende Person fur das Jahr 2016

Karnten égfr‘iz:;h és'?et:(re;i-ch Salzburg Ste;::lz- ‘ Wien |Osterreich
Kosten fur in 1.000 EUR
Pflegeheim 5,0 5,2 51 6,9 7,2 70 87 7,5 12,2 7,5
24-Stunden—Betreuung 2,0 1,2 2,0 1,5 1,0 1,6 1,0 2,1 0,7 1,4
mobile Dienste 0,9 1,5 1,7 1,0 1,5 0,9 1,4 1,6 2,8 1,6
Summe formelle Pflege 7,9 7,8 8,8 9,5 9,7 95 11,1 11,2 15,7 10,5
informelle Pflege 7,2 7,1 7,3 6,9 7,0 7,1 6,9 6,9 6,4 6,9
Summe gesamt 15,1 15,0 16,0 16,5 16,7 16,6 18,1 18,0 22,0 17,4
Rundungsdifferenzen moglich Quellen: Pflegedienstleistungsstatistik; Lander; Berechnung: RH

Die Darstellung zeigt, dass die Unterschiede in den Pflegekosten im Wesentlichen
durch die Unterschiede bei den Pflegeheimen erklarbar sind.

(4) Fur die Lander war Folgendes festzuhalten:

e Das Land Burgenland hatte Gberdurchschnittlich viele Pflegegeldbeziehende und
einen hohen Anteil an der 24-Stunden—Betreuung, was insgesamt durchschnittlich
hohe Kosten je Einwohnerin bzw. Einwohner bewirkte.

e In Karnten gab es bei Uberdurchschnittlich vielen Pflegegeldbeziehenden und einem
durchschnittlichen stationaren Versorgungsgrad sehr niedrige Kosten flr stationdre
Pflege je Verrechnungstag (TZ 19). Daraus ergaben sich durchschnittlich hohe Kosten
je Einwohnerin bzw. Einwohner.

e Niederosterreich hatte bei leicht Gberdurchschnittlich vielen Pflegegeldbeziehenden
einen sehr niedrigen stationdren Versorgungsanteil, was zu relativ niedrigen Kosten
je Einwohnerin bzw. Einwohner fihrte.

e Oberosterreich verfligte Gber einen leicht unterdurchschnittlichen Anteil an Pflege-
geldbeziehenden und unterdurchschnittliche Kosten je Einwohnerin bzw. Einwohner
sowie einen leicht Gberdurchschnittlichen Versorgungsgrad trotz unterdurchschnitt-
licher Kosten fiir stationare Pflege je Verrechnungstag (TZ 19).

e Salzburg hatte einen niedrigen Anteil an Pflegegeldbeziehenden und niedrige Kosten
flr stationare Pflege je Verrechnungstag. Es hatte daher trotz relativ hohem stationdrem
Versorgungsgrad niedrige Kosten je Einwohnerin bzw. Einwohner.

e Inder Steiermark fihrten die hochste Anzahl von Pflegegeldbeziehenden und ein relativ
hoher stationdrer Versorgungsgrad trotz leicht unterdurchschnittlicher Kosten fir
stationare Pflege je Verrechnungstag zu den hochsten Kosten je Einwohnerin bzw.
Einwohner.
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Tirol hatte den geringsten Anteil der Pflegegeldbeziehenden an der Bevdlkerung.
Daher waren die Kosten je Einwohnerin bzw. Einwohner trotz relativ hohem stationarem
Versorgungsgrad bei durchschnittlichen Kosten fir stationére Pflege je Verrechnungs-
tag am niedrigsten.

Vorarlberg hatte unterdurchschnittlich viele Pflegegeldbeziehende und erreichte
deshalb trotz relativ hoher Kosten je pflegegeldbeziehende Person relativ niedrige
Kosten je Einwohnerin bzw. Einwohner. Ein wichtiger Faktor daflir war ein hoher
Anteil an der 24-Stunden—Betreuung.

Wien hatte einen unterdurchschnittlichen Anteil an Pflegegeldbeziehenden zu
versorgen. Aufgrund des hohen Anteils an stationdrer Versorgung, des gut ausge-
bauten Angebots an mobilen Diensten sowie den hohen Kosten fir stationdre Pflege
je Verrechnungstag lagen die Kosten je pflegegeldbeziehende Person deutlich tber
dem Durchschnitt.

Der RH wies darauf hin, dass sich die Gesamtkosten der Lander fur die Pflege je
Einwohnerin bzw. Einwohner um bis zu rd. 40 % unterschieden. Dies war einerseits
auf einen bis zu rd. 50 % unterschiedlich hohen Anteil von Pflegegeldbeziehenden
an der Bevolkerung und andererseits auf um bis zu rd. 50 % unterschiedliche Kosten
je pflegegeldbeziehende Person zurtickzufiihren.

Die Kosten je pflegegeldbeziehende Person hingen einerseits stark von der Zusam-
mensetzung der Leistungen (stationdr, 24—Stunden—Betreuung, mobile Dienste) ab,
andererseits von den jeweiligen Kosten dafir. Wahrend z.B. das Land Burgenland
durch einen hohen Anteil der 24-Stunden—Betreuung insgesamt glinstige Kosten je
pflegegeldbeziehende Person aufwies, erreichte das Land Karnten einen dhnlichen
Effekt durch niedrige Kosten fir stationdre Pflege je Verrechnungstag. Insgesamt war
unter Kostengesichtspunkten die Gestaltung der stationdren Pflege (Anzahl der
Betten und Kosten je Verrechnungstag) am bedeutendsten.

Der RH sah kritisch, dass es weder eine leistungsiibergreifende Beurteilung der
Abdeckung des Pflegebedarfs noch eine leistungsibergreifende Qualitatsbeurtei-
lung gab. Somit fehlten Kriterien, um die verschiedenen Anteile der einzelnen Leis-
tungsarten zu bewerten und Qualitats— sowie Kosteneffekte abzuwagen.

Er wies darauf hin, dass die Bedeutung der Versorgungsformen, insbesondere die
Anteile von stationdrer Versorgung und 24-Stunden—Betreuung, einerseits von den
duBReren Rahmenbedingungen (z.B. Wohnsituation, Einkommensverhaltnisse)
abhingen, ihr aber andererseits auch Praferenzen der Betroffenen und Steuerungs-
entscheidungen der Lander (z.B. Bedarfsplane) zugrunde lagen. Dies spiegelte sich
in den unterschiedlichen Versorgungsformen der Lander wider.

Fir eine zweckmalRige Gestaltung der Pflegedienstleistungen hielt der RH eine
vergleichbare Messung der Pflegequalitdt (TZ 23) sowie eine vollstandige und
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einheitliche Betrachtung der Kosten und der Bedarfsdeckung (TZ 6) fiir unabdingbar.
Er verwies auf seine Empfehlungen zur Qualitdtsmessung (TZ 23), Kostenerfassung
(TZ 6, TZ19) und Angebotsplanung (TZ 14).

Zusammenfassende Beurteilung
Zusammenfassend hielt der RH folgende Punkte fir besonders wesentlich:

a) Aus demografischen Grinden (TZ 2) war bis 2060 eine wesentliche Steigerung
der Pflegedienstleistungen prognostiziert.

b) Ein einheitliches Verstdndnis, wann Heimaufnahmen erfolgen sollten, und zum
Bedarf an erforderlichen Pflegeplatzen fehlte. Dies fUhrte zu Unterschieden um
einen Faktor von rd. 5,7 in der Heimdichte zwischen den Bezirken. Die Bedarfs— und
Entwicklungspldne der Lander wichen von der Prognose einer dsterreichweiten
Studie wesentlich ab. (TZ 13 ff.)

c) Die Kosten je Verrechnungstag flr stationdre Pflege lagen zwischen rd. 91 EUR
und rd. 161 EUR am Tag. Die Ursachen daflr waren offen. Auch die wesentlichen
Elemente der Tarifgestaltung (Differenzierung nach Pflegebedarf, nach Anbietern
und Kostenbestandteilen) waren uneinheitlich. (TZ 19 ff.)

d) Die zu erbringende Prozess— und Ergebnisqualitat in Pflegeheimen wurde weder
klar definiert noch nach einheitlichen Kriterien gemessen; sie blieb im Landerver-
gleich weitgehend intransparent. (TZ 23 ff.) Es bestanden Unterschiede von Uber
100 % hinsichtlich der vorgeschriebenen Pflegepersonalausstattung in Heimen, die
Regelungen dazu waren teils weder aktuell noch rechtlich verbindlich und transpa-
rent. (TZ 29 ff)

e) Auf eine pflegegeldbeziehende Person auRerhalb eines Pflegeheims oder der
24-Stunden—Betreuung entfiel im Schnitt nur rund eine Stunde mobiler Dienste pro
Woche. Dieser Betreuungsumfang war zu gering, um eine echte Alternative in der
Versorgung darzustellen. Ein umfassendes Konzept zur Qualitatssicherung in der
Pflege zu Hause fehlte. (TZ 34 ff.)

f) Die Kompetenzverteilung bzw. das Finanzierungssystem im Bereich Pflege erfor-
derten ein koordiniertes Vorgehen von Bund und Landern (TZ 4) unter Berlcksichti-
gung der regionalen Gegebenheiten (TZ5). Es fehlten jedoch eine gesamthafte
Steuerung, eine gemeinsame Betrachtung von Gesundheits— und Pflegesystem und
eine gezielte Einbindung der Pflegebedurftigen in die Finanzierung (TZ 8). Das im
FAG 2017 vorgesehene Ziel, die Pflegekosten zu steuern, war durch die Abschaffung
des Pflegeregresses nicht mehr wirksam. (TZ 9)
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40.3

Der RH hielt zusammenfassend seine Einschatzung aus dem Jahr 2014, wonach
Osterreich auf die demografischen Veranderungen im Bereich der Pflege nicht
ausreichend vorbereitet war, aufrecht (TZ 2). Der RH anerkannte ausdricklich die
Leistungen der Betreuungspersonen in der taglichen Arbeit, beurteilte aber die
Steuerungsinstrumente fir die kiinftige Entwicklung sehr kritisch.

Der RH war der Ansicht, dass eine zeitnahe Umsetzung seiner Empfehlungen zur
Vervollstandigung der Datengrundlagen (Verbesserung der Statistik (TZ 6), Erfassung
der wesentlichen Kostenbestandteile im stationdren und mobilen Bereich (TZ 20)

und zur Entwicklung von Qualitatsindikatoren fiir Pflegeheime (TZ 23) eine Voraus-

setzung fur die notwendigen Ausbau— und Finanzierungsentscheidungen darstellte.
Diese sollten auf sachlichen Entscheidungen Gber die angestrebte Pflegequalitat,
die angestrebte Versorgung und die daflir ndtigen Ressourcen (Personalschliissel)
basieren.

Der RH empfahl dem Sozialministerium und den Ldndern, auf Basis von verbesserten
Datengrundlagen im Bereich Leistungen, Kosten und Qualitat fachliche Festlegungen
(Personalschlissel, Qualitatsstandards) und die fiir eine gute Versorgung der Pflege-
bedirftigen notigen Entscheidungen Uber die Gestaltung des Angebots und dessen
Finanzierung zu treffen.

(1) Das Sozialministerium wies in seiner Stellungnahme darauf hin, dass es laufend
bemiht sei, fachliche Festlegungen und die nétigen Entscheidungen Uber die Gestal-
tung des Angebots und dessen Finanzierung im Sinne der pflege— und betreuungs-
bedurftigen Menschen und ihrer Angehorigen zu treffen. Es verwies auch an dieser
Stelle auf die Kompetenzverteilung, die in vielen Bereichen fur die teilweise stark
divergierenden Regelungen im Bereich des 6sterreichischen Pflegevorsorgesystems
verantwortlich sei.

(2) Das Land Karnten teilte in seiner Stellungnahme mit, dass es die Empfehlung mit
demam 1.Jdnner 2019 in Kraft getretenen Karntner Soziales — Zielsteuerungsgesetz
umgesetzt habe. In diesem Gesetz wiirden die Planung, Koordination und Zielsteu-
erung des Sozialbereiches in Karnten im Wege von Zielsteuerungsiibereinkommen
und Jahresarbeitsprogrammen geregelt. Die Zielsteuerung intendiere die Einbin-
dung der Finanzierungspartner sowie der malRgeblichen Leistungserbringer und
Betroffenenkreise des Sozialbereichs, die Festlegung bedarfsorientierter Versor-
gungsziele und Ergebnis— und Qualitdtsparameter, die Koordination der Leistungs-
angebote im Sozialbereich in Karnten und die Berlcksichtigung sonstiger, nicht in
die Zustandigkeit des Landes fallender Angebote und MaRnahmen sowie letztend-
lich die Sicherstellung der Finanzierbarkeit des Sozialbereichs und die Abschwa-
chung von Ausgabensteigerungen.
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(3) Das Land Niederosterreich nahm in seiner Stellungnahme die Empfehlung unter
Hinweis auf seine Ausfiihrungen zur verbesserten Datenlage, zu den Leistungen, zu
den Kosten, zum Personalschlissel und zu den Qualitdtsstandards zur Kenntnis.

Das Land Niederosterreich wies generell darauf hin, dass die Angebote im Rahmen
der Pflegevorsorge untereinander in starken Wechselwirkungen stiinden. Aufgrund
der unterschiedlichen Uberlegungen und Prioritdten der Lander hitten sich die
Angebote in unterschiedlichem Ausmal’ entwickelt. Das Land Niederdsterreich lege
bereits seit Anfang der 1990er Jahre einen Schwerpunkt auf den Ausbau der mobi-
len Dienste, daher habe es in Relation zur Bevélkerung bzw. zu den Pflegegeldbezie-
henden weniger Pflegepldtze als andere Lander. In der Folge wirden in den
Pflege— und Betreuungszentren Uberwiegend Personen mit umfassenderem Pflege—
und Betreuungsbedarf betreut. Bereits seit 1994 wirden in Niederdsterreich regel-
malig Bedarfs—und Entwicklungspldne erstellt und in diesen die Wechselwirkungen
der Angebote bertcksichtigt. Aufgrund dieser vorausschauenden und treffsicheren
Planung schneide das Land Niederdsterreich im Landervergleich hinsichtlich Effizi-
enz und Treffsicherheit der angebotenen Leistungen sehr gut ab.

(4) Das Land Oberosterreich fihrte in seiner Stellungnahme aus, die Planung der
Pflege und das Berichtswesen der Ldnder seien im PFG umfassend geregelt. Darlber
hinausgehende Regelungen und Vorgaben durch den Bund seien nicht erforderlich
und im Hinblick auf weitere Eingriffe in die Kompetenz der Lander abzulehnen. Aus
fachlicher Sicht sei auch kein finanzieller oder qualitativer Mehrwert durch detail-
liertere Vereinbarungen zwischen Bund und Landern erkennbar.

(5) Das Land Salzburg verwies auf seine Stellungnahme zu TZ 14 und teilte weiters
mit, dass die Heimdichte in Salzburg in jedem Bezirk gleich hoch sei sowie fir die

Uberwiegende Anzahl an Seniorenheimplatzen die Tarife einheitlich geregelt und im
Osterreichischen Vergleich am zweitgiinstigsten seien. Die Tarife fur Leistungen der
Haushaltshilfe und der Hauskrankenpflege seien fir alle Leistungserbringer gleich
hoch. Betreffend Qualitat verwies es auf die Mindeststandards im Salzburger Pflege-
gesetz und regelmaRige Uberprifungen von der Heimaufsicht.
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Das Land Salzburg hielt fest, dass die vom RH eingemahnte verbesserte Datengrund-
lage und Statistik die Entscheidungsgrundlagen fur eine Weiterentwicklung von Pfle-
geangeboten und Qualitdtsstandards verbessern wirden. Unverzichtbar fir das
Erstellen von Entscheidungsgrundlagen sei umfassendes Wissen Uber die Struktu-
ren, Grundlagen und fachlichen Zusammenhéange in der Pflege. Diese Fachkompe-
tenz sei im Land Salzburg vorhanden.

(6) Das Land Tirol hielt in seiner Stellungnahme zusammenfassend fest, dass die
Empfehlungen des RH als konstruktiv anzusehen seien und in die Uberlegungen zur
Preis— bzw. Tarifgestaltung bzw. auch zum zukilnftigen Personalmix aufgenommen
wirden. Eine vermehrte Abstimmung der Lander untereinander unter Einbeziehung
des Bundes sehe es als sinnvoll an, um die Pflege auf lange Sicht bewaltig— und
finanzierbar zu machen. Nichtsdestotrotz dirfe den Landern die Eigenstandigkeit
und Individualitat in der Gestaltung nicht genommen werden.

(7) Das Land Vorarlberg fihrte in seiner Stellungnahme aus, Konflikte zwischen den
Landern und deren Beharren auf landerspezifischen administrativen Besonderhei-
ten hatten in der Vergangenheit zu keiner Starkung der Landerposition beigetragen.
Fir das Land Vorarlberg gelte es, die Besonderheit und bundesweit alleinstehende
Struktur der Hauskrankenpflege und der mobilen Dienste zu schitzen und zu unter-
stltzen. Obwohl das Land Vorarlberg den GroRteil der Empfehlungen des RH als
sinnvoll erachte, sollten sich die Lander auf der politischen Ebene deutlich gegen zu
detaillierte Harmonisierungsbestrebungen positionieren.

(8) Die Stadt Wien unterstitze laut ihrer Stellungnahme die Empfehlung des RH und
werde gerne ihre vorhandene Expertise, insbesondere auch durch eigene Datener-
hebungen, Kennzahlen etc., einbringen.

Der RH sah im Gegensatz zum Land Oberdsterreich durchaus finanzielle und quali-
tative Vorteile einer starkeren Abstimmung zwischen Bund und Landern. Er verwies
z.B. auf die in diesem Bericht dargestellten Abstimmungsprobleme bei der Abschaf-
fung des Pflegeregresses und die unter TZ 4 ausflhrlich dargestellten Interdepen-
denzen zwischen den Gebietskodrperschaften.

Der RH wies gegentber den Landern Tirol und Vorarlberg darauf hin, dass im Hinblick
auf die demografische Entwicklung und Interdependenzen zwischen den Gebiets-
korperschaften der Finanzierungsbedarf bezogen auf die wesentlichen Steuerungs-
elemente — Qualitat, Tarife, Anzahl der Heimplatze, erforderliches Personal — auch
im Vergleich zwischen den Gebietskorperschaften begriindbar sein sollte. Innerhalb
dieses Rahmens getroffene MaRnahmen zur Abdeckung des gegebenenfalls spezi-
fisch regionalen Bedarfs waren dadurch nicht ausgeschlossen.
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Schlussempfehlungen
Zusammenfassend empfahl der RH:

Bundesministerium fir Soziales, Gesundheit, Pflege und
Konsumentenschutz; Bundesministerium fir Finanzen;
alle Lander; Stadt Wien

(1)  Bei der Erstellung mittel— und langfristiger Prognosen fir Pflegeaufwen-
dungen wéare zusammenzuwirken, bei Beauftragung von Studien waren alle
wesentlichen Teilbereiche der Pflege mitzuberlcksichtigen und die Daten-
grundlagen klarzustellen. (TZ 17)

(2)  AufBasis koordinierter Bedarfs—und Entwicklungsplane ware eine dsterreich-
weite, abgestimmte Bedarfsprognose fur Pflegedienstleistungen zu erstellen
und darauf aufbauend eine Gesamtstrategie zur Weiterentwicklung der Pfle-
gedienstleistungen zu erarbeiten. (TZ 18)

Bundesministerium fir Soziales, Gesundheit, Pflege und
Konsumentenschutz; Bundesministerium fir Finanzen

(3)  InHinkunft wére darauf hinzuwirken, dass geplante bundesgesetzliche Ande-
rungen mit wesentlichen Auswirkungen auf die Finanzierung und Inanspruch-
nahme stationdrer Pflegeeinrichtungen mit ausreichender Vorausplanung
und Vorbereitung entsprechender MaRnahmen im Bereich der Lander erfol-
gen. (12 12)

Bundesministerium fir Soziales, Gesundheit, Pflege und
Konsumentenschutz; alle Lander; Stadt Wien

(4)  Die Definitionen im Bereich der Pflegedienstleistungen wéaren hinsichtlich der
betroffenen Personen und der Dienstleistungen abzustimmen und die Begriffe
praziser zu definieren, um Uber ausreichend genaue Daten fir Vergleiche und
Steuerungsmaflnahmen verfugen zu kdnnen. (TZ 3)

(5) Das erforderliche zwischen Bund und Ldndern koordinierte Vorgehen im
Bereich der Pflege ware durch zur Steuerung geeignete Gremien und Instru-
mente, wie z.B. Finanzplane, Bedarfs— und Entwicklungspléane, sicherzustellen.
(TZ 4)
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Eine statistische Erfassung der Gesamtaufwendungen fiir Pflege ware sicher-
zustellen und dabei Mittelherkunft und Mittelverwendung zu bericksichti-
gen. (TZ6)

Es ware ein nachhaltiges Finanzierungssystem zu entwickeln und dabei insbe-
sondere die Anforderungen

e einer koordinierten Gesamtsteuerung und einer klaren Zuordnung der

Verantwortung Uber die Gesamtkosten der Pflege und der damit verbun-
denen Mittelherkunft und Mittelverwendung sowie

e einer Schnittstelle zwischen Gesundheit und Pflege

unter Einbeziehung der Pflegebedirftigen (Pflegegeld, Eigenbeitrage) zu
berucksichtigen. (TZ 8)

Bei der Entwicklung eines nachhaltigen Finanzierungssystems waren die
Ausgabenentwicklung und dabei die Mengen— und Preisentwicklung je Land
festzulegen. (TZ 9)

Bei der Entwicklung eines nachhaltigen Finanzierungssystems waren auch die
Mehrkosten durch die Abschaffung des Pflegeregresses zu berlcksichtigen.
(TZ12)

Eine einheitliche Vorgangsweise sowie Kriterien flr die Erhebung des Pfle-
gebedarfs (z.B. durch Case— und Caremanagement) und fir die Zuordnung
der bedarfsgerechten Pflegedienstleistungen, insbesondere die Aufnahme in
Pflegeheime, waren zu entwickeln. (TZ 13)

Fir den Pflegebereich waren geeignete Kennzahlen zur Messung der Versor-
gung in Art und Umfang zu entwickeln und diese fir Bedarfs— und Entwick-
lungsplane sowie fir die Steuerung und Evaluierung der Versorgung zu
nutzen. (TZ 14)

Die Erstellungszeitpunkte, Planungshorizonte und die Inhalte der Bedarfs— und
Entwicklungsplanungen im Pflegebereich waren zu harmonisieren. (TZ 15)

Die in der Pflegedienstleistungsstatistik erfassten Kosten stationarer Pflege
—insbesondere auch die Investitionskosten — waren einheitlich und vollstan-
dig zu erheben. (TZ 19)

Es ware zu prifen, inwieweit die Pflegegeldeinstufung insbesondere ab der
Stufe 4 den tatsachlichen Leistungsaufwand in Pflegeheimen abbildet, und
gegebenenfalls eine alternative Form der Kategorisierung zu definieren. (TZ 19)
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(18)

(19)

Die wesentlichen Kostenbestandteile der stationadren Pflege (Pflegepersonal,
Gebaude etc.) waren nach einheitlichen Kriterien zu erfassen und —z.B. im
Arbeitskreis Pflegevorsorge — regelmélig zu vergleichen; daraus waren Best
Practice—Beispiele zu entwickeln. (TZ 20)

Es wéaren einheitliche Grundséatze flr die Tarifgestaltung festzulegen. (TZ 21)

Bei der Entwicklung einheitlicher Grundséatze fir die Tarifgestaltung waren
regelméRige Uberprifungen der Ist—Kosten vorzusehen und dabei eine
Orientierung an den Normkosten sowie der Pflegebedarf und eine getrennte
Finanzierung von Investitionen und laufendem Betrieb zu beriicksichtigen.
(TZ22)

Ein einheitliches Verstdndnis zur Qualitdt in Pflegeheimen fur die wesentlichen
Bereiche (z.B. Fachpflege, Lebensqualitdt, drztliche oder soziale Betreuung)
ware zu erarbeiten; dafir waren

¢ eine fachliche Detaillierung (,,Pflegestandards”),

e Indikatoren zur Messung der Struktur—, Prozess— und Ergebnisqualitat
sowie

e Kontrollaspekte (z.B. Art und Haufigkeit der Uberpriifung, Transparenz
der Ergebnisse)

festzulegen. (TZ 23)

Im Sinne der Transparenz und der Vergleichbarkeit der Aufsichtsberichte
ware ein fachlicher Austausch der Aufsichtsbehdrden zu institutionalisieren;
dabei wdren einheitliche Prifkriterien und Berichtsstrukturen zu entwickeln.
(TZ 27)

Auf Basis der zu entwickelnden Definition von Pflegequalitdt wéare ein Qualitats-
sicherungskonzept zu entwickeln, das

e die Nutzung aller verfliigbaren Informationen,

e ein koordiniertes Vorgehen der unterschiedlichen Kontrolleinrichtungen
(z.B. interne und externe Qualitatssicherung, Heimaufsicht),

e eine klare und transparente Festlegung der Prifkriterien (z.B. Forderbe-
dingungen, Menschenrechtsschutz) und —ergebnisse sowie

¢ mindestens eine externe Qualitatskontrolle vor Ort (z.B. durch die Heim-
aufsicht) jahrlich sicherstellt. (TZ 28)
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Die Regelungen Uber die Personalausstattung waren zu harmonisieren, am
tatsachlichen Pflegebedarf und der angestrebten Pflegequalitdt auszurich-
ten und regelmaliig (z.B. alle funf Jahre) an gednderte Rahmenbedingungen
anzupassen. (TZ 30)

Bei der Harmonisierung der Personalschlissel waren auch die Nachtdienste,
Pflegedienstleitungen, zusatzliches Fachpersonal und die tatsachliche Perso-
nalanwesenheit zu bericksichtigen. (TZ 31)

Es wéren rechtzeitig MalRnahmen (z.B. Ausbildungsplatze, Entlohnung) zu
setzen, um die Verfligbarkeit des erforderlichen Pflegepersonals sicherzustel-
len. (TZ 33)

Eine vollstdndige Information zu den mobilen Diensten ware sicherzustellen,
und zwar insbesondere zur Art der Personalqualifikation und zur Verteilung
der Leistungsstunden auf betreute Personen. (TZ 34)

Die Ursachen fir die Unterschiede in Betreuungsdichte, Betreuungsintensitat
und Betreuungsumfang der mobilen Leistungen waren zu analysieren. (TZ 34)

Es waren einheitliche Kalkulationsmodelle fir die mobilen Dienste zu erstel-
len, ein Benchmarking der wesentlichen Kostenfaktoren (z.B. Auslastung, Fahrt-
kostenanteil, Gemeinkosten) durchzufiihren und fur Effizienzsteigerungen (z.B.
durch optimierte Routenplanung oder Auslastung) zu nutzen. (TZ 36)

Zur Qualitatssicherung der Pflege zu Hause wéren die bestehenden Kontrollen
im Bereich des Pflegegeldes, der 24—Stunden—Betreuung und der Aufsicht Gber
mobile Dienste unter Berlcksichtigung der Rickmeldungen aus der arztlichen
Versorgung zu koordinieren. (TZ 38)

Auf Basis von verbesserten Datengrundlagen im Bereich Leistungen, Kosten
und Qualitdt waren fachliche Festlegungen (Personalschlissel, Qualitats-
standards) und die fiir eine gute Versorgung der Pflegebediirftigen notigen
Entscheidungen Uber die Gestaltung des Angebots und dessen Finanzierung
zu treffen. (TZ 40)
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Alle Lander; Stadt Wien

(29) Beider Erstellung der Bedarfs— und Entwicklungsplane im Pflegebereich sollten
alle Formen der Betreuungs— und Pflegedienstleistungen bericksichtigt und in
den Bedarfsprognosen dargestellt werden, um eine nach Pflegeformen diffe-
renzierte Versorgungsplanung gewahrleisten zu kénnen. (TZ 16)

(30) Die Bedarfsprognosen fir Pflegedienstleistungen sollten in den Bedarfs— und
Entwicklungsplanen um eine Abschatzung der dafiir bendtigten Personal-
ressourcen und —qualifikationen sowie Ausgabenschatzungen erganzt
werden. (TZ 16)

(31) Eine ausreichende Ressourcenausstattung der Heimaufsicht ware sicherzu-
stellen. (TZ 26)

(32) Ein verbindlicher, vollstandiger Mindestpersonalschlissel ware in Verord-
nungsform festzulegen. (TZ 29)

(33) Esware darauf zu achten, dass die Festlegung des Leistungsvolumens und die
Berechnung der Eigenbeitrage klar definierten, bedarfsgerechten, einheitlichen
und regelmaRig kontrollierten Kriterien folgen. (TZ 35)

Lander Burgenland, Karnten, Salzburg; Stadt Wien

(34) Die jeweiligen landesgesetzlichen Regelungen wéren an das verfassungsge-
setzlich normierte Verbot des Pflegeregresses im Rahmen der stationaren
Pflege anzupassen, um Rechtssicherheit zu gewéhrleisten. (TZ 11)

Lander Burgenland und Steiermark

(35) Eine Bindelung der Heimaufsicht beim Amt der Landesregierung ware vorzu-
nehmen. (TZ 26)

Stadt Wien

(36) Die Anzahl der verfiigbaren Platze in Heimen mit arztlicher Rund—um-—die—
Uhr—Betreuung und fiir Betreutes Wohnen ware zu evaluieren und gegebe-
nenfalls anzupassen. (TZ 19)
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Anhang
Gesamtkosten Pflege

Wie in TZ 7 erwédhnt, erforderte eine Hochrechnung der Gesamtkosten der Pflege Fir die ldanderspezifische Darstellung (TZ 39) ordnete der RH die informelle Pflege

die Verknipfung mehrerer unterschiedlicher Datenquellen. Die folgende Tabelle nach dem Anteil der Pflegegeldbeziehenden, die weder in Heimen noch durch

gibt einen Uberblick Giber die verwendeten Datenquellen und eine Einschitzung 24-Stunden—Betreuung versorgt wurden, den einzelnen Landern zu.

ihrer Genauigkeit.

Tabelle A: Pflegekosten — Datenquellen Tabelle B: Pflegekosten je pflegegeldbeziehende Person und Land im Jahr 2016

Kirnten Nieder- Ober- Salz- | Steier- Tirol Vorarl-
Osterreich | Osterreich | burg | mark berg

Umfang
(in Mrd. EUR)

Datenquellen/Methodik Osterreich

Plausibilisierung Bewertung Wien

Inhalte der Pflege- Pflegedienstleistungs- - ) grundsatzlich in 1.000 EUR
dienstleistungsstatistik  statistik 2016 35 Statistik Austria vorhandene Daten .
Mittelverwendung
" N Hochrechnung aus Errichtungs- Apgaben dgr teilweise vorhandene Pflegeheime 5,0 5,2 5,1 6,9 7,2 7,0 8,7 7,5 12,2 7,5
Investitionen stationdre = kosten und Nutzungsdauer bzw. 01 Lander (teils Daten teilweise Hoch-
Dienste Aufzeichnungen (ber Investitio- ’ Abschreibungen, rechm’mgen der Linder 24-Stunden—Betreuung 2,0 1,2 2,0 15 10 16 10 2,1 0,7 14
nen teils Investitionen) mobil 0,9 1,5 1,7 1,0 15 09 14 16 28 1,6
Abgangsdeckungen  Angaben der Lander 00  Lander Abschatzung (hinsichtlich summe formelle Pflege 79 78 88 95 97 95 111 112 157 105
! Zuordnung der Abgange)
o informelle Pflege 7,2 7,1 7,3 6,9 7,0 7,1 6,9 6,9 6,4 6,9
teilweise Angaben der Lénder, teilweise vorhandene
Eigenbeitrage Lo 5 ! 0,0 Lander Daten, teilweise Hoch- Summe 15,1 15,0 16,0 16,5 16,7 16,6 18,1 18,0 22,0 17,4
teilweise Hochrechnung RH h
rechnung Mittelherkunft
Forderungen fur Pflegevorsorgebericht 0,2 BMASGK vorhandene Daten informelle Pflege 7,2 71 7,3 6,9 7,0 71 69 6,9 6,4 6,9
24-Stunden—Betreuung
Eigenbeitrage 4,7 4,2 4,6 5,4 5,6 5,3 6,1 6,1 6,3 54
Hochrechnung aus Volkswirt- Statistik Austria Abschatzung, Bewertung o
Selbstzahlende schaftlicher Gesamtrechnung e (Volkswirtschaft- strittig im Zusammen- abzlglich Pflegegeld 6,0 -5,4 5,8 56 56 62 59 60 52 5,7
(Pflegeheime) (Umsatz der Heime abzlglich ! liche Gesamt- hang mit Abgeltung private Mittel 5,8 5,9 5,9 6,5 6,8 61 7,0 6,7 7,3 6,4
Teilzahlende) rechnung) Pflegeregress . .
Sozialhilfe, Forderungen 3,3 3,7 4,3 4,3 4,2 4,3 5,2 5,3 9,5 5,3
private Ausgaben fir Hochrechnung aus Forderfallen - ) .
24-Stunden-Betreuung und Marktrecherche der Preise 05 Statistik Austria Abschatzung Pflegegeld 6,0 54 58 56 56 62 59 6,0 5,2 5,7
Umnfrage aus 2002 im Rahmen Osterreichisches offentliche Mittel 9,3 9,1 10,1 9,9 9,9 104 11,1 11,3 14,7 11,0
informelle Pflege des Mikrozensus, Hochrechnung 3,1 Institut fur Wirt- Grobschatzung Summe 15,1 15,0 16,0 16,5 16,7 16,6 18,1 18,0 22,0 17,4
mit aktuellen Bruttolohnen schaftsforschung in %
0
Pflegegeld Pflegevorsorgebericht 2016 2,6 BMASGK vorhandene Daten Anteil 6ffentlicher Mittel 61 61 63 60 59 63 61 63 67 63

BMASGK = Bundesministerium fir Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz

Quelle: RH

Verflechtungen: Die Darstellung des RH geht davon aus, dass das Pflegegeld fir die
Finanzierung des Pflegebedarfs (formelle und informelle Pflege) herangezogen wird.
Die Summe der privaten Kosten fiir Pflege stellt daher eine NettogrofRe aus den

Kosten fiur informelle Pflege (erbrachte Leistungsstunden multipliziert mit einem

durchschnittlichen Lohn) plus den Eigenbeitragen fir stationdre und mobile Dienste

abzuglich der erhaltenen Mittel aus dem Pflegegeld sowie der Mittel fir Pflegekarenz,

Ersatzpflege und Pflegekarenzgeld dar.
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Quellen: Pflegedienstleistungsstatistik; Lander; Berechnung: RH



Pflegeheimtarife
Die folgende Tabelle stellt die Ausgangsdaten zu den Auswertungen in TZ 21 dar.

Tabelle C: Heimtarife 2018

Tarif fur Pflegegeldstufe

0 1 2 3 4 5 6 7
Pflegegeldstufe
in EUR
Burgenland einheitlich 65,12 69,87 76,20 87,06 107,64 115,45 122,25 128,32
Karnten Minimum 57,65 62,89 67,32 81,24 88,77 96,86 109,02 122,48
Durchschnitt 75,65 80,89 85,32 90,71 98,24 106,33 118,49 131,95
Maximum 78,27 83,51 87,94 93,33 100,86 108,95 121,11 134,57
Niederdsterreich Minimum 63,37 68,39 72,44 77,85 97,26 117,47 134,74 171,06
Durchschnitt 64,91 69,93 73,98 79,39 98,80 119,01 136,28 172,60
Maximum 67,59 72,61 76,66 82,07 101,48 121,69 138,96 175,28
Oberosterreich Minimum 79,00 82,74 86,73 91,05 97,07 103,54 113,27 124,04
Durchschnitt 88,98 92,72 96,71 101,03 107,05 113,52 123,25 134,02
Maximum 106,00 109,74 113,73 118,05 124,07 130,54 140,27 151,04
Steiermark einheitlich 65,91 76,20 82,48 97,50 118,15 127,65 14581 150,81
Salzburg Minimum 29,75 40,15 51,65 81,75 95,15 107,55 113,75 116,75
Durchschnitt! 29,75 40,15 51,65 81,75 95,15 107,55 113,75 116,75
Maximum 55,25 65,65 77,15 107,25 120,65 133,05 139,25 142,25
Tirol Minimum 41,70 52,70 61,30 85,90 106,20 123,80 123,80 123,80
Durchschnitt 44,79 58,62 71,38 91,92 111,10 129,35 129,35 129,35
Maximum 48,50 64,10 78,20 96,80 11490 132,80 132,80 132,80
Tirol — Pilotprojekt Minimum 46,16 58,68 75,46 95,65 115,84 130,82 143,84 150,35
Durchschnitt 48,52 61,07 77,90 98,15 118,40 133,42 146,48 153,01
Maximum 50,43 62,95 79,73 100,11 120,61 135,82 149,05 155,67
Vorarlberg einheitlich 59,14 75,20 96,53 127,72 149,74 166,95 183,73 183,73
Wien? Minimum 98,03 117,69 127,41 139,19 153,66 175,40
Durchschnitt 112,95 133,59 143,52 156,72 175,14 202,81
Maximum 126,46 176,74 186,79 200,26 218,99 247,15

1 Das Land Salzburg gab an, dass die (iberwiegende Mehrzahl der Heime den Minimumtarif verrechnete, und hielt daher die Angabe dieses
Wertes auch als Durchschnitt fir am zutreffendsten.

2 |In Wien sind die Tarife fur die Pflegeheime angegeben (nicht fir Heime mit 4rztlicher Rund—um—die—Uhr—Betreuung oder Betreutes Wohnen).

Quellen: Lander; Berechnung: RH
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Qualitat in der stationaren Pflege

Die folgende Tabelle stellt zu TZ 24 die Zieldefinitionen in den Landesgesetzen

gegeniber:

Tabelle D:  Qualitdt — Zieldefinitionen in den Gesetzen bzw. Verordnungen der Lander
(auszugsweise Darstellung)

Land

Burgenland

Karnten

Niederosterreich

Oberosterreich

Salzburg

Steiermark

Tirol

Vorarlberg

Wien

Ziele

,Einrichtungen derart zu gestalten, dass die Menschenwiirde der Heimbewohner
geschitzt, ihren Interessen und Bedurfnissen Rechnung getragen, ihre Selbst-
standigkeit und Mobilitat erhalten und eine bedarfsgerechte Struktur von Bau-
lichkeiten und Dienstleistungen sichergestellt wird.”

,Die Interessen und Bedrfnisse der Bewohner von Einrichtungen — insbesondere
ihre Menschenwirde, ihre Selbststandigkeit und Individualitat — so weit als mog-
lich vor Beeintrachtigungen zu schitzen und die Qualitat dieser Einrichtungen zu
sichern.”

,Wahrung und Forderung der Selbststéandigkeit, Selbstbestimmung und
Selbstverantwortung der Bewohner*

LAufgabe sozialer Hilfe ist die Ermoglichung und Sicherstellung eines menschen-
wiurdigen Lebens fir jene, die dazu der Hilfe der Gemeinschaft bedurfen.”

,Schutz der Interessen von Kunden, insbesondere der Menschenwiirde und
der sozialen, wirtschaftlichen und pflegebezogenen Interessen, der Wahrung
der Individualitat und einer méglichst weitgehenden Selbststandigkeit der
Person und den Schutz vor Beeintrachtigungen und Gefahrdungen im Pflege-
verhaltnis.”

,Interessen, Bedirfnisse und Menschenwirde der Heimbewohner zu achten,
die Selbststdandigkeit der Heimbewohner in Pflegeheimen zu gewahrleisten und
auf die Sterbebegleitung und einen wirdevollen Tod Rucksicht zu nehmen.”

,Schutz der Rechte und Interessen von Heimbewohnern; Wahrung der
Menschenwirde, Wahrung und Forderung der Selbststéandigkeit, Selbst-
bestimmung und Selbstverantwortung der Heimbewohner sowie Sicherung
der Pflegequalitat.”

»Schutz der Rechte und Interessen der Bewohner von Pflegeheimen. Wahrung
der Menschenwdrde, Schutz der personlichen Freiheit, Wahrung und
Forderung der Selbststandigkeit, Selbstbestimmung und Selbstverantwortung
der Bewohner und Sicherung der Pflegequalitat.”

,Gewahrleistung der angemessenen Betreuung und im Bedarfsfall der
angemessenen Pflege; Wahrung der Menschenwdrde, Privatsphare,
Individualitat, Selbststandigkeit und Selbstverantwortung der Bewohner;
Schutz vor Beeintrachtigung der personlichen, physischen, psychischen,
sozialen und wirtschaftlichen Interessen und Bedurfnisse der Bewohner;
Sicherstellung der personellen und ausstattungsmafigen Strukturen der
Heime, Bericksichtigung der spezifischen Anforderungen alterer Frauen
und alterer Manner.”

Quellen: Gesetze bzw. Verordnungen der Lander
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Tabelle E:

Land

Burgenland

Karnten

Qualitatsdefinitionen in den Gesetzen bzw. Verordnungen der Lander
(auszugsweise Darstellung)

‘ Qualitatsregelung
,Recht der Heimbewohner auf Pflege und Betreuung im Umfang der Leistungs-
angebote”
keine

,Gewahrleistung einer angemessenen Pflege, die der Wahrung und Férderung

Niederosterreich  der Selbststandigkeit, Selbstbestimmung und Selbstverantwortung der Bewohner

Oberosterreich

Salzburg

Steiermark

Tirol

Vorarlberg

Wien

dient”

,Heime haben eine angemessene, zielorientierte und planmaRige Betreuung
und Pflege sicherzustellen.”

,Die Trager von Pflegeeinrichtungen haben eine angemessene, zielorientierte
und planmaRige Pflege sicherzustellen, die an einer moglichst weitgehenden
Erhaltung und Wiedererlangung von Fahigkeiten und der Selbststandigkeit des
Kunden orientiert ist.”

,Heimbewohner haben jedenfalls ein Recht auf Pflege und Betreuung im
Umfang der Leistungsangebote”

,Der Heimtrager hat fir eine fachgerechte und zeitgeméaRen Standards
entsprechende Betreuung und Pflege der Heimbewohner zu sorgen sowie
ihre Selbststandigkeit, Selbstbestimmung und Selbstverantwortung
bestmoglich zu wahren und zu férdern. Dabei sind die vertraglichen Rechte
der Heimbewohner zu wahren.”

,Der Trager eines Pflegeheimes hat fir die angemessene Pflege der Bewohner zu
sorgen. Der Trager eines Pflegeheimes hat ... sicherzustellen, dass die Bewohner
entsprechend ihren Bedirfnissen und unter Beachtung ihrer vertraglichen Rechte
gepflegt werden.”

,Recht der Bewohner auf respektvolle, fachgerechte und an aktuellen Standards
ausgerichtete Betreuung und Pflege. Die vom Fonds Soziales Wien anerkannten
Tragerorganisationen verpflichten sich, die Handlungsleitlinien des Dachverbands
Wiener Sozialeinrichtungen umzusetzen.”

Quellen: Gesetze bzw. Verordnungen der Lander
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Tabelle F: Rechte der Heimbewohnerinnen und —bewohner in den Gesetzen bzw. Verordnungen
der Lander (auszugsweise Darstellung)

Rechte der Heimbewohnerinnen und —bewohner zur Erndhrung

»Mahl-und Ruhezeiten, die den Ublichen Lebensverhaltnissen entsprechen, sowie
Speiseplane (Verpflegungsmdglichkeiten), die dem Pflegebedirftigen angepasst

Burgenland sind und den &rztlichen Anweisungen entsprechen (Schonkost, Reduktionskost,
Diabetikerkost, etc.)”
»In Vertragen sind jedenfalls nachstehende Inhalte vorzusehen: Das Recht des
Karnten Bewohners auf Mahl—und Ruhezeiten, die den Gblichen Lebensgewohnheiten

entsprechen.”

»Anpassung der Organisations—, Behandlungs— und Pflegeablaufe an den allgemein

Niederosterreich Ublichen Lebensrhythmus, insbesondere hinsichtlich Essens— und Ruhezeiten”

Keine Bewohnerrechte, aber eine Verpflichtung der Kiichen zum Angebot folgen-
der Verpflegungsvarianten:
1. Normalkost mit mindestens zwei Menis zur Auswahl
Oberosterreich 2. Schonkost (geeignet fur Leber, Galle, Magen und Darm)
3. Zuckerdiat
4. Reduktionskost und
5. Breikost

»Die Bewohner ihren personlichen Lebensrhythmus nach Moglichkeit fortfiihren
kénnen, insbesondere Essens— und Ruhezeiten vorfinden, die den Ublichen
Lebensgewohnheiten entsprechen”

,Die Trager haben sicherzustellen, dass den Bewohnern den medizinischen
Erkenntnissen Uber altersgerechte Erndhrung entsprechende Normal—und
Distkost angeboten wird. Uber &rztliche Anordnung ist auch eine fiir schwer
kranke Personen geeignete Kost anzubieten.”

Weiters war ein Recht auf Unterstlitzung bei der Nahrungsaufnahme normiert.

Salzburg

»Mahlzeiten inklusive besonderer Erndhrungsformen und Didten sowie Ruhezeiten,

Steiermark die den Ublichen Lebensverhéltnissen der Pflegeheimbewohner entsprechen”

,Der Heimtrager hat sicherzustellen, dass die Heimbewohner ihren individuellen

Tirol Lebensrhythmus so weit wie moglich fortfiihren kdnnen”

»Der Trager eines Pflegeheimes hat ... insbesondere sicherzustellen, dass die
Vorarlberg Bewohner ihren individuellen Lebensrhythmus nach Moglichkeit fortfiihren
kénnen”

,Recht auf Mahl—und Ruhezeiten, die den allgemein Ublichen Lebensverhéltnissen
) entsprechen”
Wien ) ) )
,Recht auf bedarfsgerechte Ernahrung oder Didt sowie erforderlichenfalls auf
Unterstltzung bei der Nahrungsaufnahme”

Quellen: Gesetze bzw. Verordnungen der Lander
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Landesgesetzliche Regelungen zum Pflegeregress

Tabelle G:  Anderungen der landesgesetzlichen Bestimmungen anlasslich der Abschaffung des

Pflegeregresses
Land | Anderung der landesgesetzlichen Bestimmungen
Burgenland keine Anderung
Karnten keine Anderung

Anderungen mit Landtagsbeschluss vom 28. Juni 2018, LGBI. 40/2018, und

Niederosterreich Landtagsbeschluss vom 13. Dezember 2018, LGBI. 8/2019

Oberdsterreich Anderung mit Landtagsbeschluss vom 17. Mai 2018, LGBI. 39/2018
Salzburg keine Anderung

Steiermark Anderung mit Landtagsbeschluss vom 8. Mai 2018, LGBI. 47/2018

Tirol Anderung mit Landtagsbeschluss vom 13. Dezember 2018, LGBI. 15/2019
Vorarlberg Anderung mit Landtagsbeschluss vom 31. Janner 2018, LGBI. 17/2018
Wien keine Anderung

Stand: Dezember 2018 Quellen: Lander

Entwicklung der durchschnittlichen Pflegegeldstufe von
Heimbewohnerinnen und —bewohnern

Tabelle H:  Verdanderungen der Pflegegeldstufen in Pflegeheimen in den Jahren 2014 und 2017

durchschnittliche durchschnittliche Pflege- Veranderung

Pflegegeldstufe 2014 geldstufe 2017 in %
Osterreich 4,30 4,37 1,74
Burgenland 4,25 4,42 4,01
Karnten 4,04 4,22 4,58
Niederosterreich 4,48 4,50 0,46
Oberosterreich 4,20 4,26 1,41
Salzburg 3,72 4,20 12,69
Steiermark?® 4,38 4,40 0,46
Tirol 4,01 4,04 0,78
Vorarlberg 4,18 4,24 1,53
Wien 4,69 4,73 0,86

Daten bezogen auf Dienste der Lander und Gemeinden in der Langzeitpflege gemaR § 3 PFG, soweit ihre (Mit—)
Finanzierung aus Mitteln der Sozialhilfe/Mindestsicherung bzw. sonstigen &ffentlichen Mitteln erfolgt; ohne Leistungen
der Behindertenhilfe und der Grundversorgung; Personen in Pflegegeldstufe O sind nicht miteingerechnet

L einschlieRlich Kurzzeitpflege Quelle: Pflegedienstleistungsstatistik 2017; Berechnung: RH
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Personal
Tabelle I: Nachtdienstregelungen
Land | Art der Regelung | Inhalt
Burgenland Sonderreselungt bis zu 30 Betten eine Person,
g g & dariber je nach Pflegeintensitat eine weitere Person
Karnten im allgemeinen Vorgabe: mindestens zwei Vollzeitdquivalente

Personalschlissel

zusatzlicher sprungfixer Personalbedarf:

pro 43 Heimbewohnerinnen bzw. —bewohnern

eine Person im Nachtdienst; unter bestimmten Umstanden
zusdtzlich eine Person im Springernachtdienst

Niederosterreich  Sonderregelung?

im allgemeinen

Oberosterreich N
Personalschlissel

im allgemeinen

Salzburg Personalschlissel
Steiermark im allgemeinuen
Personalschlissel

Modell alt:
pro 30 Heimbewohnerinnen und —bewohnern eine Person

Tirol Sonderregelung® im Nachtdienst bzw. je nach abweichendem Bedarf;
Pilotprojekt 2018/2019:
Aufschlag von 30 % der Tagdienstzeit
bis 35 Heimbewohnerinnen und —bewohner:
eine Person im Nachtdienst;
36 bis 53 Heimbewohnerinnen und —bewohner:
zusatzlicher Spatdienst;
54 bis 69 Heimbewohnerinnen und —bewohner:
zusatzliche Nachtbereitschaft;

Vorarlberg Sonderregelung! ab 70 Heimbewohnerinnen und —bewohnern:
zwei Personen im Nachtdienst;
71 bis 88 Heimbewohnerinnen und —bewohner:
zusatzlicher Spatdienst;
89 bis 104 Heimbewohnerinnen und —bewohner:
zusatzliche Nachtbereitschaft;
ab 105 Heimbewohnerinnen und —bewohnern:
drei Personen im Nachtdienst

Wien im aIIgemeinlgn

Personalschlissel
1 zum allgemeinen Personalschliissel Quellen: Lander

Waren die Nachtdienste im allgemeinen Personalschlissel geregelt, oblag die Eintei-
lung nach Tag— bzw. Nachtdienst grundsatzlich der Personaleinsatzplanung vor Ort.
Erfolgte eine gesonderte Regelung, war diese in der Regel sprungfix nach Bewohner-
anzahl festgelegt.



Tabelle J: Regelungen zur Pflegedienstleitung

Land | Inhalt der Regelung

Pflegedienstleitung im Personalschlissel enthalten, sofern sie selbst auch

Burgenland pflegerisch tatig war (abhangig von HeimgroRe)

Bei bis zu 60 Betten konnte die Pflegedienstleitung in Vollzeitaquivalenz zu

Karnten 50 % dem Pflegepersonal zugerechnet werden.
Niederdsterreich Eine Pflegedienstleitung war unabhéngig von der HeimgroRe vorzusehen.

Einrechnung der Pflegedienstleitung in den Personalschlissel: O bis 59 Platze:

OberGsterreich 259, 60 bis 89 Platze: 50 %; 90 bis 119 Platze: 25 %; ab 120 Pltzen: 0 %
Salzburg Pflegedienstleitung ganzlich im Personalschlissel enthalten

Anstellungsverhaltnis: ab 70 Betten 100 %, darunter aliquot; bis zu 21 Betten

Steiermark jedenfalls 30 %

Freistellung der Pflegedienstleitung flr Leitung: bis zu zehn Personen: 0 %,
Tirol 11 bis 30 Personen: 10 %; 31 bis 50 Personen: 20 %; 51 bis 80 Personen: 40 %;
81 bis 110 Personen: 70 %. Uber 111 Personen: 100 %

Vorarlberg Ein Vollzeitdquivalent je 40 Heimbewohnerinnen und —bewohner
Wien keine Angabe

Quellen: Lander

Tabelle K: Qualifikationenmix im Sinne der Personalschliissel

Heimhilfe bzw.
Hilfspersonal

diplomiertes Personal | Pflegeassistenzberufe

Burgenland! 50 % 50 % keine Angabe
Karnten? 20% 70 % 10 %
Niederdsterreich® 32,3% 51,2% 16,5 %
Oberosterreich® 20 bis 25 % 60 bis 70 % 10 bis 15 %
Salzburg 25% 65 % 10%
Steiermark mindestens 20 % mindestens 60 % maximal 20 %
Tirol® 23% 65 % 12%
Vorarlberg® 31% 58 % 11%

Wien mindestens 30 % keine Angabe maximal 20 %

1 Schliissel galt in Heimen mit (iberwiegend pflegeintensiven Heimbewohnerinnen und —bewohnern (= mehr als

55 % in Pflegegeldstufen 5, 6 und 7).

Schlussel fur Pflegeeinrichtungen

Fir Altenwohnheime (= Pflegegeldstufen 0, 1, 2) galt ein eigener Schlussel.

Fur den variablen Personalbedarf (Tagdienst) galt ein Qualifikationenmix von 20 % diplomiertes Personal,

57,5 % Pflegeassistenzberufe, 22,5 % Heimhilfe bzw. Hilfspersonal. Hinzu kam noch ein fixer Anteil (z.B. Pflege-

dienstleitung, Nachtdienste). Die in der Tabelle angegebenen Werte beziehen sich auf das vom RH vorgegebene

Musterheim (TZ 32).

Seit 1. Jénnermgilt ein neuer Schllssel.

°> Qualifikationenmix im Jahr 2018 (Pilotprojekt)

Bis zum Jahr 2018 existierte eine nicht verbindliche Vorgabe im Bedarfs— und Entwicklungsplan, dass bei Pflege-

platzen (Pflegegeldstufen 3 bis 7) der Anteil der diplomierten Pflegekrafte sowie Altenhilfen/Pflegehilfen 50 % zu

betragen hatte. Seit dem Jahr 2019 gilt wiederum ein neuer Qualifikationenmix, der abhangig von der jeweiligen

HeimgroRe ist. Bis 135 Betten lautet er wie folgt: 23 % diplomiertes Personal, 67 % Pflegeassistenz, 10 % Heim-

hilfe.

Ab einer durchschnittlichen Pflegestufen—Verteilung von 5,3 galt fiir diplomiertes Personal ein hoherer Prozentsatz.
Quellen: Lander; Berechnung: RH
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